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Dass diese Regierung nur mehr 
amtierte, aber nicht mehr re-
gierte, das sei doch klar gewe-
sen, meint unser Rathauskater 
Pino. Und die kritisierte Ver-
wendung kriegerischer Aus-
drücke, nun ja, das dürfte „seit 
den Tagen von Marie-Agnes 
Strack-Zimmermann gelebte 
Umgangssprache in liberalen 
Kreisen sein.“  Seite 11

Beschluss der KPV-Bundesvertreterversammlung:

„Pakt des  
Vertrauens“

Rund 500 Teilnehmer aus ganz Deutschland wohnten dem 
traditionellen Bundeskongress der Kommunalpolitischen 
Vereinigung der CDU und CSU Deutschlands in Bielefeld bei, 
um unter dem Motto „Solide Kommunalfinanzen“ zu disku-
tieren und Forderungen an das neue CDU-Wahlprogramm 
zu beschließen. Neben dem Thema Finanzen ging es auch 
um Energie, Klimaschutz, Migration und Kinderbetreuung.

Der wiedergewählte KPV-Bun-
desvorsitzende, MdB Christi-
an Haase, zog eine positive Bi-
lanz des Kongresses: „Wir haben 
ein ganzes Paket von Beschlüs-
sen gefasst, die eine klare Ansa-
ge für eine neue Politik im Land 
sind“, denn die Ampel habe ab-
gewirtschaftet und die kommu-
nale Selbstverwaltung sträflich 
vernachlässigt. „Stark aufwach-
sende Lasten im Sozialbereich, 
neue Aufgaben ohne Finanzie-
rung, mehr Bürokratie, neue 
Haushaltsrisiken und keine Ant-
worten auf die zentralen Fra-
gen von Stadt und Land und den 
Zusammenhalt unserer Gesell-
schaft: Dies muss dringend geän-
dert werden“, bekräftigte Haase.

Revitalisierung der  
kommunalen 
Selbstverwaltung

Aus kommunaler Sicht seien 
die Problemlagen vielfältig und 
unterm Strich gehe es um das 
mangelnde Vertrauen, das die 
Kommunen von den Ebenen 
EU, Bund und den Ländern ver-
spüren. Landräte und (Ober-) 
Bürgermeister und ihre Ver-
waltungen hielten Deutsch-
land am Laufen. Daneben seien 
es die rund 75.000 ehrenamtli-
chen Amts- und Mandatsträger 
der Union, auf deren Entschei-
dungskompetenz man vor Ort 
zählen könne und denen Res-
pekt und Anerkennung gebüh-
re. „Wir fordern einen ‚Pakt des 
Vertrauens‘, der der kommu-
nalen Selbstverwaltung wieder 
neues Leben einhaucht. Wir als 
Christdemokraten und Christso-
ziale wollen die Verantwortung 
und wir wollen das Vertrauen.“

Vertrauen müssen Haase zu-
folge aber auch die Bürgerin-
nen und Bürger zu ihrer Kom-

munalverwaltung haben. „EU, 
Bund und die Länder verken-
nen die strategische Bedeutung 
der Kommunen für die Akzep-
tanz des Staates, der staatlichen 
Leistungen und der staatlichen 
Verantwortung. Die Bürgerin-
nen und Bürger erleben mehr 
und mehr an ihrer oder bereits 
jenseits ihrer Leistungsfähigkeit 
agierende Kommunen. Und da-
mit wird den Menschen vor Ort 
 (Fortsetzung auf Seite 4)

Deutscher Städtetag:

Pragmatismus heißt 
das Zauberwort

Etliche Vorhaben der bisherigen Bundesregierung liegen 
nach dem Ende der Ampel-Koalition im Bund derzeit auf 
Eis. Deshalb empfahlen Präsidium und Hauptausschuss des 
Deutschen Städtetages bei ihrer jüngsten Sitzung in Frank-
furt, dass Regierungsparteien und Opposition gemeinsam 
noch Mehrheiten für Projekte finden sollten, für die sich 
die Städte lange eingesetzt haben. „Dass das möglich ist, 
zeigt das Beispiel Deutschlandticket“, betonte Verbands- 
präsident Markus Lewe, Oberbürgermeister der Stadt 
Münster. „Die Finanzierung für das Ticket konnte trotz vor-
gezogener Neuwahlen noch für 2025 gesichert werden. Das 
war ein gutes Signal. Einen ähnlichen Pragmatismus brau-
chen wir jetzt auch bei weiteren Gesetzen.“

Bei den Themen Bauen und 
Wohnen stockten gerade meh-
rere Vorhaben, vor allem die 
Reform des Baugesetzbuches 
und die Verlängerung der Miet-
preisbremse, so Lewe. Die Bau-
gesetzbuch-Novelle hätte den 
Städten an vielen Stellen Woh-
nungsbau ohne komplizierte 
Planungsverfahren ermöglicht. 
Und wenn die Mietpreisbrem-
se auf Bundesebene nicht noch 
verlängert wird, würden die ent-
sprechenden Landesverordnun-
gen im neuen Jahr reihenweise 
auslaufen. Dabei sei die Miet-
preisbremse ein wichtiger Bau-
stein gegen immer weiter stei-
gende Mieten. Lewe zufolge ist 
dies in Summe eine problema-
tische Mischung. „Wenn bei-
de Vorhaben kippen, wäre das 
ein schlechtes Signal an all die 
Menschen in unseren Städten, 
die dringend mehr bezahlbaren 
Wohnraum brauchen.“

Korrekturen am AEG

Darüber hinaus müsse das All-
gemeine Eisenbahngesetz (AEG) 
dringend korrigiert werden. Das 
AEG war zuletzt so verändert 
worden, dass es fast unmöglich 
wurde, auf ehemaligen Bahnflä-
chen Bauprojekte zu verwirkli-
chen. Betroffen davon sind vie-
le bereits geplante Vorhaben in 
Städten bundesweit mit tausen-
den von Wohneinheiten.

Auch ein Nachfolger des in-
zwischen ausgelaufenen Digital-
pakts Schule ist durch das Aus 
der Ampel-Koalition ungewiss. 
Die Gespräche zwischen Bund 
und Ländern zum Digitalpakt 2.0 
sollten aber auf jeden Fall noch 
fortgesetzt werden, erklärte der 
Städtetagspräsident: „Der am-
tierende Bundesbildungsminis-

ter muss jetzt die neue Digital-
pakt-Vereinbarung mit den Län-
dern zu Ende verhandeln und 
dann der künftigen Bundesre-
gierung als Empfehlung mitge-
ben. Wir können es uns nicht 
leisten, nach der Bundestags-
wahl mit den Verhandlungen 
zum Digitalpakt 2.0 von vorne 
anzufangen.“

Große Sorgen wegen der 
Digitalisierung an Schulen

„Wenn weiter unklar bleibt, 
wie die Digitalisierung an Schu-
len finanziert werden soll, hat  
das handfeste Konsequenzen 
 (Fortsetzung auf Seite 4)

Regierungserklärung von Staatsminister Aiwanger:

Argumente für einen starken 
Wirtschaftsstandort

Wirtschaftsminister Hubert Aiwanger hat in einer Re-
gierungserklärung unter dem Motto „Für einen starken 
Wirtschaftsstandort“ die Wirtschaftspolitik der Staats-
regierung, die Bayern nach vorne bringe, erläutert. Im 
Bayerischen Landtag kündigte er eine Stärkung des Leis-
tungsprinzips an, um der „verfehlten Politik der Bundesre-
gierung“ mit zu hohen Steuern, Energiepreisen und über-
bordender Bürokratie entgegenzuwirken.

Aiwanger zufolge gibt es kei-
nen Grund, den Kopf in den Sand 
zu stecken. Bayern sei „wirt-
schaftlich viel zu gut, um sich 
vom negativen Bundestrend run-
terziehen zu lassen“. Nirgendwo 
in Deutschland sei die Arbeits-
losigkeit so niedrig, nirgendwo 
würden mehr junge Firmen ge-
gründet als in Bayern, nirgend-
wo werde eine Investitionsquo-
te von 15 Prozent erreicht. „Wir 
unterstützen die Start-Ups mit 
neuen Förderfonds und passge-
nauen Krediten in Höhe von 750 
Millionen Euro. Dadurch stärken 
wir die Gründer, die ihr Schicksal 
selbst in die Hand nehmen“, un-
terstrich Aiwanger.

Bund schuld an verfehlten  
Rahmenbedingungen

In seiner Analyse verwies der 
Minister darauf, dass die Wirt-
schaft wegen „völlig verfehlter 
Rahmenbedingungen durch den 
Bund“ unnötig in die Krise ge-
raten sei. Die Steuern seien zu 
hoch, die Energie zu teuer, Bür-
gergeld als Fehlanreiz verschär-
fe den Fachkräftemangel, Bü-
rokratie und Auflagen schränk-
ten die Handlungsfähigkeit der 
Unternehmen ein. „Wir müs-
sen in Deutschland schneller, di-
gitaler, und pragmatischer han-
deln, weil wir im internationalen 
Wettbewerb stehen. Ein großes 
Problem ist, dass die Ampel im 
Bund ideologisch handelt. Wäh-
rend bei uns noch über die Frau-
en-Quote in den Betrieben dis-
kutiert werden muss, ziehen die 
Chinesen schon die Fabrik hoch. 

Und wenn ein Gastronom sei-
nen Parkplatz erweitern möch-
te, muss er erst noch das Ha-
selmaus-Gutachten abwarten“, 
machte Aiwanger deutlich.

Steuern senken

Deutschland müsse es wieder 
hinbekommen, auch mit 95 Pro-
zent-Lösungen zufrieden zu sein 
und nicht immer zu warten, bis 

110 Prozent erreicht würden. Ge-
schäftsmodelle müssten umge-
setzt und Steuern für Wirtschaft 
und Arbeitnehmer gesenkt wer-
den. Wichtig sei in diesem Zu-
sammenhang auch die Abschaf-
fung der Erbschaftssteuer.

Fehlende Planungssicherheit

Die wirtschaftliche Großwet-
terlage ist aus Sicht des Minis-
ters alles andere als rosig. Den 
Unternehmen und den Men-
schen fehle Planungssicherheit 
und sie seien durch das Hei-
zungsgesetz verunsichert. Es 
fehlten Förderprogramme zum 
Beispiel für Elektro- und Was-
serstoffmobilität.

 (Fortsetzung auf Seite 2)

Christian Haase (l.), Bundestagsabgeordneter aus dem Kreis Höx-
ter, ist erneut zum Bundesvorsitzenden der Kommunalpolitischen 
Vereinigung der CDU/CSU Deutschlands (KPV) gewählt worden. 
98 Prozent der Delegierten stimmten für den Politiker aus Beve-
rungen. Sein Stellvertreter ist erneut der Landesvorsitzende der 
bayerischen KPV, Landrat Stefan Rößle (r.). Dem Bundesvorstand 
gehören zudem folgende bayerische Vertreter an: Sebastian 
Franz, Geschäftsführer der KPV der CSU, Landrat Christoph Göbel 
(München); Hannelore Langwieser (2. Bürgermeisterin der Stadt 
Mainburg, Bezirks- und Kreisrätin). DK Bild: © Alexandra Unger

Bild: Bild: ©© Alexandra Unger Alexandra Unger

Die größte Sandkrippe Deutschlands
Der Bau der größten Sandkrippe Deutschlands konnte digital im 
Livestream auf deggendorf-pulsiert.de verfolgt werden. Seit Mit-
te November schnitzte der Prager Künstler Jiří Kašpar die Figuren. 
Während der offiziellen Eröffnung am 1. Adventssonntag segnete 
Bischof Rudolf Voderholzer das beliebte Kunstwerk. Es ist fast drei 
Meter hoch und ebenso breit. 27 Tonnen Spezialsand wurden da-
für verbaut. Dargestellt ist eine Szene mit Maria, Josef und dem 
Jesuskind, umgeben von Esel, Ochs und den heiligen drei Königen 
in einer Holzkrippe. Unser Bild zeigt v.r.: Oberbürgermeister Dr. 
Christian Moser, Sandkünstler Jiří Kašpar, Lisa Peter vom Stadt-
marketing und Stadtmarketing-Vorstand Andreas Höhn. 
 Bild: Stadtmarketing Deggendorf e.V.
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Wir gratulieren
ZUM 70. GEBURTSTAG

Bürgermeisterin  
Marlene Preißinger  
Gemeinde Unteregg  

am 7.12.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Oberbürgermeister  
Bernhard Gmehling  

Stadt Neuburg a. d. Donau  
am 10.12.

Bürgermeister Ludwig Nagel  
Gemeinde Hemhofen  

am 11.12.

Bürgermeister Norbert Essich 
Gemeinde Schwabbruck  

am 13.12.

Bürgermeister Bernhard Dolp 
Markt Unterthingau  

am 13.12.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Georg Menninger 

Gemeinde Hollstadt  
am 11.12.

Landrätin Rita Zinnecker  
Landratsamt Ostallgäu  

am 13.12.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Landrat Christian Meißner  

Landkreis Lichtenfels  
am 18.12.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister Harald Reents  

Gemeinde Hallbergmoos  
am 12.12.

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind un-
sere Daten nicht vollständig. Wir 
bitten deshalb um rechtzeitige 
Bekanntgabe der bevorstehen-
den runden Geburtstage.
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„Kommunal: Direkt von der Expo Real“ 
Podcast-Gastgeber Dr. Patrik Hof war für die Bayerische Gemeinde- 
Zeitung auf der Expo Real. In jeder GZ-Podcast-Folge nimmt er 
sich unter dem Blickwinkel der Kommunen ein neues Thema vor. 

GZ GZ-PODCAST GZ

Folge 4: Grundsteuer mit Konrad Beugel
Zum Thema Grundsteuer spricht Dr. Patrik 
Hof mit Konrad Beugel, dem Wirtschafts- 
und Finanzreferenten der Stadt Erlangen. 
Die Grundsteuer ist nur ein Faktor im kom-
munalen Haushaltsplan. Kein großer, aber 
einer mit dem die Kommune fest rechnen 
kann. Nun wird die Grundsteuer in Zeiten 
reformiert, in denen den Kommunen ande-
re Einnahmen wegbrechen. 
www.gemeindezeitung.de/podcast r

Kuno Neumeier, Geschäftsführer der Logivest 
GmbH diskutiert mit Dr. Patrik Hof über Lösun-
gen für Umwelt- und Lärmprobleme von Ge-
werbegebieten und Logistikimmobilien. Die 
BVL-Initiative „Power of Logistics“ zeigt We-
ge, wie Logistikflächen zur Energiegewinnung 
genutzt und Gemeinden, Bürger sowie Unter-
nehmen besser eingebunden werden können.
www.gemeindezeitung.de/podcast  r

Folge 5: Logistik braucht Fläche mit Kuno Neumeier

(Fortsetzung von Seite 1)
„Aufgrund falscher Weichen-
stellung auf EU-Ebene“ stünden 
die Automobilindustrie und ih-
re Zulieferer mit insgesamt rund 
450.000 Arbeitsplätzen in Bay-
ern vor großen Herausforderun-
gen. Das ideologisch motivierte 
Verbrennerverbot ab 2035 müs-
se zurückgenommen werden. 
Die drohenden CO2-Strafzahlun-
gen in Milliardenhöhe seien aus-
zusetzen, um die bayerische und 
die deutsche Autoindustrie in der 
schwierigen Transformationspha-
se nicht zusätzlich zu belasten.

Wie der Minister darlegte, 
„unterstützt der Freistaat die  
Auto- und Zulieferindustrie mit 
der Hightech-Agenda, For-
schungs-, Regional- und Trans-
formationsförderungen. Wir sind 
beim Ausbau der Elektrolade- 
und Wasserstoff-Infrastruktur 
führend. Wir haben fast 50 Mil-
lionen Euro in über 13.000 La-
depunkte in Bayern investiert. 
Wir fördern die Wasserstoff-In-
frastruktur mit nahezu 200 Mil-
lionen Euro. Damit werden 25 
H2-Tankstellen und 50 Elek- 
trolyseure im Freistaat gebaut. 
In den vergangenen Jahren ha-

ben wir mit 240 Millionen Euro 
Forschung und Entwicklung in 
der Auto-Branche gefördert.“

Angesichts des Krieges in der 
Ukraine sei die Sicherheits- und 
Verteidigungsindustrie wichti-
ger denn je, bekräftigte Aiwan-
ger. Rund ein Drittel der gesamt-
deutschen Wertschöpfung wer-
de im Freistaat erwirtschaftet. 
Sie mache einen Umsatz von 
mehr als vier Milliarden Euro. 
„Schon im Koalitionsvertrag ha-
ben wir klargestellt: Wir wer-
den die Sicherheits- und Vertei-
digungsindustrie als strategisch 
wichtigen Sektor weiter stär-
ken.“ Mit den Bayerischen Tech-
nologieförderprogrammen wer-
de diese Schlüsselbranche ge-
zielt bei der Entwicklung neuer 
Produkte und Verfahren sowie 
der Anwendung neuer Techno-
logien unterstützt. Hierfür sei 
ein Ansatz von jährlich über 80 
Millionen Euro an Haushaltsmit-
teln eingeplant.

Hightech-Agenda  
für die Raumfahrt

Mit Blick auf die Luft- und 
Raumfahrt betonte Aiwanger: 

„Entwicklungen wie Satellitenna-
vigation, Erdbeobachtung oder 
Kommunikationssysteme sind 
unverzichtbar für Mobilität, Ka-
tastrophenwarnungen oder den 
Zugang zu Informationen. Ein 
Drittel der deutschen Luft- und 
Raumfahrtindustrie sitzt in Bay-
ern. Die Beschäftigtenzahlen 
steigen weiter an: Die Branche 
zählt in Bayern 33.245 Beschäf-
tigte, ein Plus zum Vorjahr um 
zehn Prozent. Wir haben seit 
2018 rund 245 Millionen Euro 
aus der Hightech-Agenda für die 
Raumfahrt bereitgestellt, unter 
anderem für das Deutsche Zen-
trum für Luft- und Raumfahrt 
(DLR) und das bayerische Raum-
fahrtforschungsprogramm. Hin-
zu kommen knapp 200 Millio-
nen Euro für die Luftfahrt.“

Sichere und nachhaltige 
Energie-Landschaft

In punkto Energiepolitik stell-
te der Minister fest: „Wir entwi-
ckeln unsere Energie-Landschaft 
sicher und nachhaltig in Rich-
tung Klima-Neutralität, sind bei 
Photovoltaik, Wasserkraft, Bio-
masse bundesweit führend, ho-
len bei der Windkraft in großen 
Schritten auf. Inzwischen ha-
ben wir das Luxusproblem, dass 
wir so viel PV-Strom produzie-
ren, dass wir den vielen Strom 
nicht in die Netze bringen. Wir 
tun alles, um PV, Wasser, Wind 
auszubauen. Aber nur damit 
allein geht es nicht im Indus- 
triestandort Bayern. Wir brau-
chen Grundlast. Jetzt rächt sich, 
dass die Grünen um Bundeswirt-
schaftsminister Robert Habeck 
auf dem Höhepunkt der Energie-
krise die Atomkraft abgeschaltet 
haben. Damit haben die Grünen 
die Energiepolitik in Deutsch-
land an die Wand gefahren.“

Das Handwerk wiederum soll 
durch die Anwendung neuer Tech-
nologien nachhaltig wettbewerbs-
fähig und zukunftsfest gemacht 
werden. Für das Projekt „Hand-
werk innovativ“ sind laut Aiwan-
ger 2,7 Millionen Euro bewilligt 
worden, zudem liefen u.a. Projek-
te zur Anwendung von 5G-Techno-
logie und KI im Handwerk. Geför-
dert werde auch der Neubau des 
Bildungszentrums der Handwerks-
kammer Niederbayern-Oberpfalz 
mit insgesamt rund 18 Millionen 
aus Landesmitteln.

Bayerns Wirtschaftsminister 
beklagte den deutschlandwei-
ten Förderstau im Bereich der 
betrieblichen Ausbildungsstät-
ten in Höhe von drei Milliarden 
Euro: „45 Prozent Zuzahlung 
hat der Bund uns versprochen, 
wenn eine Handwerksorgani-
sation eine Ausbildungseinrich-
tung baut. Bayern übernimmt 
30 Prozent, dazu kommen 25 
Prozent vom Betrieb selbst. 
Aber die 45 Prozent vom Bund 
kommen nicht, obwohl das bay-

erische Geld auf dem Tisch liegt. 
Der Bund lässt hier die Bildung 
absaufen“, stellte Aiwanger ab-
schließend fest.

CSU-Fraktionschef Klaus Ho-
letschek lobte die Staatsregie-
rung für ihre „vorausschauen-
de Wirtschaftspolitik“, die dafür 
sorge, dass sich der Freistaat ge-
gen den allgemeinen Abwärts-
trend stemmen könne. Darü-
ber hinaus werde die Leistungs-
bereitschaft gefördert und das 
Land „von den Ketten der Büro-
kratie befreit“. Vor diesem Hin-
tergrund schlug der Fraktions-
vorsitzende die Einrichtung von 
Pilotregionen vor, in denen der 
weitreichende Abbau von Vor-
schriften in einer Art Feldver-
such auf Praxistauglichkeit ge-
testet werden könnte.

AfD lehnt „Politik  
der Bevormundung“ ab

„Für Hubert Aiwangers Wirt-
schaftspolitik sind zwei Aspekte 
symptomatisch: der sogenann-
te ‚Wassercent‘ und seine Ent-
scheidung, Bürgerplebiszite bei 
der Errichtung von Windkraft-
anlagen abzuschaffen“, erklärte 
Prof. Ingo Hahn (AfD). Aus sei-
ner Sicht ist die Aufhebung der 
sogenannten Kommunalklausel 
eine Schwächung der Demokra-
tie durch die Hintertür: „Wind-
kraftanlagen, die unsere Land-
schaften verschandeln und die 
Lebensqualität der Bürger be-
einträchtigen, sollen künftig oh-
ne die Möglichkeit eines Bürger- 
entscheids durchgedrückt wer-
den.“ Die AfD lehne diese „Po-
litik der Bevormundung“ ab. 
Auch künftig sollte es den Bür-
gern ermöglicht werden, bei 
Windkraftprojekten mitzureden 
und mitzuentscheiden.

Sicher habe die Bundesre-
gierung „nicht alles richtig ge-
macht“, aber alles auf diese ab-
zuwälzen, sei eine „zu einfache 
Weltsicht“, monierte die Frak-
tionsvorsitzende von Bündnis 
90/Die Grünen, Katharina Schul-
ze. Sie erinnerte daran, dass die 
Netze im Freistaat viel zu lange 
nicht ausgebaut worden seien. 
Dafür trage die Staatsregierung 
die Verantwortung.

SPD-Fraktionschef Holger 
Grießhammer forderte Mut 
zu einer Reform der Schulden-
bremse, eine vorausschauende 
und moderne Energiepolitik und 
mehr Unterstützung der Wirt-
schaft bei der Transformation. 
Besonders wichtig sei es, neben 
den Bedürfnissen der Unterneh-
men stets auch die Interessen 
der Arbeitnehmer im Auge zu 
behalten. Sie hätten faire Löhne 
verdient. Dafür könnte vor al-
lem das von der SPD schon lan-
ge eingeforderte Tariftreuege-
setz sorgen, das CSU und Freie 
Wähler den Bayern weiterhin 
vorenthielten.  DK

Argumente für einen ...

Bayerisches Kabinett:

Versorgungssicherheit 
und Ladenschlussgesetz

Wirtschafts- und Energieminister Hubert Aiwanger hat im Minister-
rat die Bayerische Versorgungssicherheitsstrategie vorgestellt. Sie ist 
neben den Strategien für Erneuerbare Energien, Wärme, Wasserstoff 
und Speicher die fünfte Teilstrategie des Energieplans Bayern 2040 
und rundet das Gesamtbild eines zukunftsfähigen Energiesystems ab.

Nach Aiwangers Worten „ist 
die Gewährleistung der Ver-
sorgungssicherheit ein zentra-
les Anliegen der bayerischen 
Energiepolitik. Unsere Indus- 
trie muss auf eine störungsfreie 
Stromversorgung zählen kön-
nen. Wir verlassen uns dabei 
nicht allein auf den Bund, der 
hauptsächlich für die Sicherstel-
lung der Versorgung zuständig 
ist, sondern setzen auf eigene 
Maßnahmen.“

Gleichgewicht bei  
Angebot und Nachfrage

Konkret müssen marktseitig 
Angebot und Nachfrage am 
Strommarkt im Gleichgewicht ge-
halten werden. Netzseitig soll der 
Stromtransport effizient und oh-
ne Netzüberlastung erfolgen. Eine 
Risikovorsorge identifiziert und 
minimiert frühzeitig nicht-alltäg- 
liche Risiken für das Stromnetz.

Aktuell nimmt der Freistaat mit 
einer durchschnittlichen Strom- 
unterbrechungsdauer von ledig-
lich zehneinhalb Minuten pro 
Jahr einen internationalen Spit-
zenplatz in der Versorgungssi-
cherheit ein. „Eine sichere Strom-
versorgung ist unverzichtbar für 
unseren Standort. Dafür muss 
der Ausbau wasserstofffähiger 
Gaskraftwerke vorangetrieben 
werden - allein Bayern benötigt 
rund sechs Gigawatt. Wir sehen 
hier dringenden Handlungsbe-
darf und verfolgen bei weiteren 
Verzögerungen des Kraftwerk-
sicherheitsgesetzes die Option, 
das Kernkraftwerk Isar II zu re-
aktivieren“, kündigte der Minis-
ter an, um den Strommarkt im 
Gleichgewicht zu halten.

Auf der Angebotsseite nimmt 

der Ausbau Erneuerbarer Ener-
gien zu, während nachfragesei-
tig zusätzliche Stromverbräuche 
im Mobilitäts- und Wärmesek-
tor zu erwarten sind. Um den 
weiteren Stromerzeugern und 
Verbrauchern eine sichere Netz- 
anbindung zu bieten, setzt sich 
Bayern für einen passgenau-
en Netzausbau auf allen Span-
nungsebenen ein. Aiwanger zu-
folge „werden wir dafür Geneh-
migungsverfahren auf bayeri-
scher Seite vereinfachen und 
die personelle Ausstattung der 
Genehmigungsbehörden sicher-
stellen. Zudem werden wir die 
Anbindung an die europäischen 
Nachbarländer stärken, um den 
überregionalen Stromaustausch 
zu verbessern.“

Versorgungssicherheit

Für eine gute Risikovorsorge 
sei ein schlüssiges Monitoring 
der Versorgungssicherheit er-
forderlich, auch unter Berück-
sichtigung von Szenarien abseits 
der politischen Zielvorgaben 
des Bundes. Darauf aufbauend 
könnten ausreichende Netz- 
und Kapazitätsreserven vorge-
halten werden, um Ausnahme-
situationen ohne Stromausfälle 
bewältigen zu können.

Darüber hinaus billigte der 
Ministerrat den Entwurf für 
ein eigenes Bayerisches Laden-
schlussgesetz (BayLadSchlG). Er 
geht nun in die parlamentari-
sche Beratung und wird das La-
denschlussgesetz des Bundes 
von 1956 ersetzen. Wie die bay-
erische Arbeitsministerin Ulri-
ke Scharf erläuterte, „schafft 
dieses Chancengesetz Klarheit, 
Freiheit und Schutz. Es ersetzt 
das veraltete Recht durch mo-
derne Regelungen, baut unnö-
tige Bürokratie ab und schützt 
die Beschäftigten. Weitere ver-
kaufsoffene Nächte in unseren 
Kommunen und der Betrieb per-
sonallos betriebener Kleinstsu-
permärkte sind mit dem neuen 
Gesetz klar geregelt. Die Grund-
pfeiler des Ladenschlussrechts 
bleiben dabei gültig. Sie stehen 
für mich auch nicht zur Disposi-
tion und haben einen besonde-
ren Wert. Die Balance verschie-
dener Interessen und der wich-
tige Schutzgedanke bleiben mit 
dem bayerischen Ladenschluss-
gesetz gewahrt.“

Einkaufsnächte und  
Sonn- und Feiertagsverkauf

Künftig sind an Werktagen bis 
zu acht gemeindeweite verkaufs-
offene Einkaufsnächte mög- 
lich. Stationären Einzelhänd-
lern werden darüber hinaus bis 
zu vier weitere individuelle ver-
längerte werktägliche Laden-
öffnungen (bis 24 Uhr) im Jahr 
gewährt. Personallos betriebe-
ne digitale Kleinstsupermärk-
te dürfen künftig grundsätzlich 
auch an Sonn- und Feiertagen 
ohne Einsatz von Verkaufsper-
sonal durchgehend öffnen. Die 
Verkaufsfläche ist auf bis zu 150 
qm beschränkt.

Zudem wird der Sonn- und  
Feiertagsverkauf in Tourismu-
sorten neu geregelt. Die Ge-
meinden sollen künftig selbst 
bestimmen, wo ein Tourismus-
verkauf zugelassen wird. Das 
BayLadSchlG gibt Kriterien als 
Leitlinie. Überdies wird das zu-
gelassene Warensortiment als 
Tourismusbedarf vereinfacht. 
Erlaubt ist unter anderem der 
Verkauf von Lebens- und Ge-
nussmitteln zum sofortigen Ver-
zehr, Schnittblumen, Zeitungen, 

Devotionalien und Bade- und 
Sportartikel, sofern das zum 
Touristenort passt.

Es bleibt bei maximal vier ver-
kaufsoffenen Sonntagen. Die 
Verfahren werden jedoch ver-
einfacht. Es gilt zukünftig eine 
gesetzliche Vermutungsregelung 
des verfassungsrechtlich erfor-
derlichen Zusammenhangs zwi-
schen Ladenöffnung und Anlass. 
„Insgesamt bindet der Entwurf 
des BayLadSchlG die Gemein-
den stärker mit ein und stärkt ihr 
Selbstverwaltungsrecht“, beton-
te Scharf und ergänzte: „Der Ar-
beitnehmerschutz und der ver-
fassungsrechtlich vorgegebene 
Sonn- und Feiertagsschutz ha-
ben Priorität. Die Grundpfeiler 
des Ladenschlusses bleiben un-
angetastet. Das heißt, der Ge-
setzentwurf ändert nichts an 
den allgemeinen Öffnungszeiten 
von 6 bis 20 Uhr und an Sonn- 
und Feiertagen, mit wenigen 
Ausnahmen, wie an Tankstellen, 
Flughäfen, Bahnhöfen und künf-

tig auch Zentralen Omnibus-
bahnhöfen.“

Nach Angaben von Staatsmi-
nister Aiwanger „schützen wir 
mit unserer Reform das Perso-
nal im Einzelhandel und den ge-
sellschaftlichen Status des Sonn-
tags bei gleichzeitig mehr Ein-
kaufsflexibilität. Wir folgen nicht 
dem Trend einiger Bundesländer, 
sondern stehen für eine Wei-
terentwicklung, die auch unse-
re kleinen und mittelständischen 
Strukturen im Einzelhandel nicht 
überfordert. Im Sinne einer bes-
seren Versorgung im ländli-
chen Raum schaffen wir jetzt 
mehr Möglichkeiten für digitale 
Kleinstsupermärkte. Davon pro-
fitieren auch die vielen Hoflä-
den in ganz Bayern. Unabhän-
gig von unserer Reform muss der 
Einzelhandel die Digitalisierung 
aber weiter vorantreiben. Jede 
Investition in mehr Digitalisie-
rung zahlt auf die eigene Wett-
bewerbsfähigkeit ein und stärkt 
die Kundenbeziehungen.“  DK

Zukunftsstiftung Ehrenamt Bayern: 
Starthilfe für 20 Ehrenamtsprojekte
Die Zukunftsstiftung Ehrenamt Bayern stärkt das Ehrenamt in 
Bayern und macht die Einsatzbereitschaft, Innovationskraft 
und Kreativität von Menschen im Ehrenamt sichtbar. Auch in 
diesem Jahr fördert sie wieder besonders herausragende eh-
renamtlich getragene Projekte. 

Ulrike Scharf, Bayerische Sozialministerin und Vorstandsvor-
sitzende der Zukunftsstiftung Ehrenamt Bayern, sagte dazu: „Das 
soziale Bayern lebt vom Ehrenamt. Ich bin begeistert, mit wel-
cher Leidenschaft und Ideenreichtum sich die Menschen in un-
serem Land engagieren. Mit der Zukunftsstiftung Ehrenamt Bay-
ern sagen wir laut und deutlich Ja und Danke zu diesem Einsatz. 
20 herausragende Projektbeispiele bekommen eine Starthilfe in 
Höhe von insgesamt rund 150.000 Euro. Klar ist aber auch, dass 
nicht das Geld beim ehrenamtlichen Engagement entscheidend 
ist, sondern die ungebrochene Bereitschaft der Menschen in un-
serem Land sich füreinander einzusetzen. Bayern ist sozial stark, 
weil wir alle miteinander jeden Tag unser Bestes geben.“
Die Zukunftsstiftung unterstützt fünf spannende Projekte in 
Oberbayern.
• ausgepfuscht e.V. – Gemeinsam engagiert! Wir lernen gemeinsam!
• Verein zur digitalen Unterstützung von Einsatzdiensten e.V. –
HEiDi.medic – Medizin-Modul für die Hilfeapp für Einsatzdienste
• Begegnungszentrum DAS BUNTE HAUS (in Kooperation mit 
der CONVIVO Stiftung) – Einsatz neuer Medien im Bürgerschaft-
lichen Engagement
• Bürgerinitiative Mehr Platz zum Leben – Gestalte dein Vier-
tel mit!
• Community Kitchen gGmbH – Mitmachküche

Die nächste Projektausschreibung startet voraussichtlich im 
Januar 2025.

Die Zukunftsstiftung Ehrenamt Bayern wurde am 1. Februar 
2018 vom Freistaat Bayern gegründet, um Freiwilligen vor Ort 
das Bürgerschaftliche Engagement zu erleichtern. Die gemein-
nützige Stiftung öffentlichen Rechts fördert Projekte, Initiativen, 
Organisationen und Vereine, die mit zukunftsweisenden Konzep-
ten und Ideen durch ehrenamtlichen Einsatz das Gemeinwohl 
nachhaltig stärken und unterstützen. Vorstandsmitglieder der 
Stiftung sind Bayerns Sozialministerin Ulrike Scharf, Professorin 
Dr. Doris Rosenkranz und Geschäftsführerin Annemarie Raith.
Informationen:

Eine Übersicht über die Projekte gibt es unter: https://ehren-
amtsstiftung.bayern.de/aktuelle/projekte2024   r

https://ehrenamtsstiftung.bayern.de/aktuelle/projekte2024
https://ehrenamtsstiftung.bayern.de/aktuelle/projekte2024
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das Jahr neigt sich so lang-
sam dem Ende zu. 2024 war 
ein wechselhaftes Jahr, das 
für die bayerischen Kommu-
nen geprägt war von großen 
finanziellen Herausforderun-
gen und einer schwierigen po-
litischen Großwetterlage, aber 
auch durch kommunalpoliti-
sche Erfolgserlebnisse. Des-
halb blickt die Kommunalpoli-
tische Vereinigung der CSU mit 
einem lachenden und einem 
weinenden Auge auf 2024 zu-
rück. Sicher ist, dass mit diesem Jahr die kommu-
nalen Ebenen und ihre Themen wieder mehr in 
den Mittelpunkt des politischen Geschehens ge-
rückt sind.

Geprägt war das politische Jahr in beson-
derem Maße durch die Europawahl am 9. Juni 
2024. Die KPV hat dabei ihre Position als starke 

Stimme der kommunalen Interessen auf europäi- 
scher Ebene deutlich gemacht und die Themen 
Bürokratieabbau, Änderung der Migrationspo-
litik und eine kommunalfreundlichere Ausrich-
tung der Europäischen Union positioniert. 

Das diesjährige KPV-Sommerhighlight, die 
KPV-Landesversammlung und das anschließen-
de Sommerfest der Kommunalpolitik am 26. Ju-
li 2024, zeigten eindrucksvoll, wie lebendig und 
engagiert unsere kommunalpolitische Familie in 
der CSU ist. Gemeinsam mit prominenten Gäs-
ten wie dem Bayerischen Kommunalminister  
Joachim Herrmann, MdL, konnten wir Erfolge 
feiern und gleichzeitig die zentralen Herausfor-
derungen wie die Entbürokratisierung, den Um-
gang mit extremen Parteien und die Zukunft des 
ÖPNV in Bayern diskutieren. Dies hat uns be-
stärkt, weiterhin mit Leidenschaft und Tatkraft 
für unsere bayerischen Kommunen einzutreten.

Ein weiterer Fokus des Jahres lag auf den 
strukturellen Herausforderungen, die das Jahr 

verstärkt mit sich brachte. 
Die kommunalen Belastungen 
durch die Asylpolitik der Bun-
desregierung, die angespann-
te finanzielle Lage unserer 
Krankenhäuser sowie die Um-
setzung des Rechtsanspruchs 
auf Ganztagsbetreuung wa-
ren zentrale Themen, ebenso 
wie das Hauptthema des Jah-
res: Die strukturelle Finanzaus-
stattung der bayerischen Kom-
munen. Dabei zeigte sich, wie 
wichtig eine verlässliche finan-
zielle Unterstützung durch den 
Freistaat Bayern ist, da gerade 
die aktuelle Bundesregierung 

weit hinter den kommunalen Erwartungen blieb. 
Ein Anliegen, das wir im November bei den Vor-
gesprächen zum Kommunalen Finanzausgleich 
2025 mit Nachdruck vertreten haben.

Mit Blick auf 2025 stehen uns wegweisende 
Entscheidungen bevor. Die vorgezogene Bundes-
tagswahl nach dem Zerbrechen der Ampel-Koa-
lition wird eine Chance sein, kommunalpoliti-
sche Anliegen wieder stärker auf die bundespo-
litische Agenda zu setzen. Die KPV wird sich mit 
ganzer Kraft dafür einsetzen, dass die Zukunfts-
themen unserer Kommunen – von einer tragfä-
higen Krankenhausfinanzierung über den bun-
desweiten Abbau von Aufgaben und Standards 
bis zur nachhaltigen Entbürokratisierung – nicht 
nur gehört, sondern umgesetzt werden.

Für uns als KPV ist klar: Die Kommunen sind 
das Fundament unserer Demokratie und unse-
res gesellschaftlichen Zusammenhalts. Gerade 
in Zeiten politischer Unsicherheit müssen wir 
die Handlungsfähigkeit der kommunalen Ebene 
sichern. Wir fordern eine bundesweite Entlas-
tungsinitiative, die Bürokratie abbaut, finan- 
zielle Spielräume erweitert und den ländli-
chen Raum gezielt stärkt. Nur so können unsere 
Städte, Gemeinden, Landkreise und Bezirke die  
Lebensqualität sichern, die Bürger zu Recht von 
uns erwarten.

Mit diesem klaren Auftrag und einem optimis-
tischen Blick starten wir ins neue Jahr. Wir freu-
en uns auf die kommenden Herausforderungen 
– gemeinsam für eine starke kommunale Zu-
kunft!

Mit kommunalpolitischen Grüßen

GZ KOLUMNE
Stefan Rößle

Ein kleiner Rückblick 
auf das Jahr 2024

Liebe Leserinnen
und Leser,

5. Dezember 2024

Ihr Stefan Rößle
Landesvorsitzender der KPV Bayern
Landrat des Landkreises Donau-Ries

Finanz- und Heimatminister Albert Füracker übergab die Kultur-, Sozial- und Umweltpreise 2024 der 
Bayerischen Landesstiftung.  Bild: StMFH

Bayerische Landesstiftung:

Preise für leuchtende Vorbilder
„Gerade in den aktuellen Zeiten muss außergewöhnliches En-
gagement angemessen honoriert werden. Künstliche Intelligenz 
kann künftig sicherlich viel bewirken, aber menschliche Empathie 
und Zuwendung sind durch nichts zu ersetzen“, stellte Finanz- und 
Heimatminister Albert Füracker bei der Übergabe der Kultur-, So-
zial- und Umweltpreise 2024 der Bayerischen Landesstiftung in 
München fest. Die Preise – je Kategorie mit 30.000 Euro dotiert, 
verteilt auf die jeweils Prämierten –, seien nicht nur eine Bestä-
tigung für das eigene Handeln der Preisträger, sondern auch eine 
Anerkennung der Öffentlichkeit für die geleistete Arbeit.

Mit dem Sozialpreis wurden die 
FiZ gGmbH in Hof, die Sarré Mu-
sikprojekte gGmbH in Straßlach 
und der Verein Arbeitsstelle Früh-
förderung Bayern ausgezeichnet.

Sozialpreis

Das bisherige Angebot der FiZ 
gGmbH in Hof, Erwachsenen 
mit psychischen Erkrankungen, 
Suchterkrankungen oder aku-
ten sozialen Schwierigkeiten am-
bulante familienunterstützen-
de Angebote sowie sozialpäda-
gogische Leistungen anzubieten, 
wurde um ein ambulantes pfle-
gerisches Angebot für Menschen 
mit psychischem Hilfebedarf er-
gänzt. Hierdurch wird dem be-
sonderen Bedarf der Betroffe-
nen durch pädagogische Betreu-
ung, hauswirtschaftliche Unter-
stützung und Pflegeleistungen 
aus einer Hand Rechnung ge-
tragen. Das Projekt schließt da-
mit eine immer größer werden-
de Versorgungslücke.

Die 2012 gegründete Sarré 
Musikakademie in Straßlach 
(Landkreis München) bietet Kin-
dern und Jugendlichen auf pro-
fessioneller Basis erstklassi-
gen Unterricht in darstellen-
den Künsten und professionelle 
Bühnenerfahrung sowie Fortbil-
dungsmöglichkeiten in den Be-
reichen Bühnenbild und Büh-
nentechnik. Dabei arbeiten jun-
ge Menschen im Alter zwischen 
7 und 23 Jahren aus unterschied-
lichen sozialen Schichten, mit 
Behinderungen, aus Flüchtlings-
familien sowie Kinder und Ju-
gendliche mit therapeutischem 
Bedarf zusammen, lernen von-
einander und übereinander. Auf 
diese Weise werden Vorurteile 
abgebaut und das Zusammenge-
hörigkeitsgefühl wird gestärkt.

Aufgabe der Harl.e.kin-Nach-
sorge in Bayern ist es seit 2006, 
früh- und risikogeborene Kinder 
und ihre Familien beim schwieri-
gen Übergang von der Kinderkli-
nik in das häusliche Umfeld pro-
fessionell zu begleiten und so 
für eine bestmögliche weitere 
Entwicklung des Kindes und der 
ganzen Familie zu sorgen. Die Fa-
milien werden im Alltag flexibel, 
passgenau und niedrigschwellig 
durch eine aus der Klinik vertrau-
te Kinderkrankenschwester und 
eine erfahrene Fachkraft aus der 
örtlichen Frühförderstelle unter-
stützt. Der Name Harl.e.kin geht 
auf den Harl.e.kin-Verein an der 
Harlachinger Kinderklinik zu-
rück; mittlerweile ist das Projekt 
mit 28 Standorten in ganz Bay-
ern aktiv.

Umweltpreis

Über den Umweltpreis freuten 
sich die Gemeinde Baar (Land-
kreis Aichach-Friedberg) und der 

Verein Flussparadies Franken.
Die Initiative der Gemein-

de Baar zur Wiederbelebung 
des Baches „Kleine Paar“ um-
fasst die Wiederherstellung der 
Durchgängigkeit für Gewässer-
lebewesen sowie Maßnahmen 
zur Renaturierung und Zugäng-
lichkeit des Gewässers, flankiert 
durch Aktionstage und Öffent-
lichkeitsarbeit. Möglich wurde 
diese Leistung neben Spenden 
durch Einbeziehung vieler Part-
ner, insbesondere der Nachbar-
gemeinde Holzheim, der örtli-
chen Fischereivereine sowie der 
Kreisgruppen Donau-Ries und 
Aichach-Friedberg des Landes-
bundes für Vogel- und Natur-
schutz, vor allem aber durch ein 
breites ehrenamtliches Engage-
ment der Bevölkerung vor Ort. 
Die Kleine Paar wurde so zur 
Verbindungslinie für erfolgrei-
che Zusammenarbeit zwischen 
Gemeinden, Verbänden und 
Bürgern.

Mit dem Projekt Main Fluss-
FilmFest schafft es der Ver-
ein Flussparadies Franken e. V., 
durch großen Einsatz für das 
wichtige Thema Wasser Men-
schen zu verbinden, verschie-
dene Gruppen zu vernetzen 
und Partner einzubinden. Be-
reits beim ersten „Main Fluss-
FilmFest“ 2023 haben sich 14 
Kinos entlang des gesamten 
Mains, von Bayreuth bis Frank-
furt am Main, beteiligt. Flankie-
rend gab es Expertengespräche, 
ein Rahmenprogramm und eine 
Müllsammelaktion. 2024 wurde 
das Projekt erfolgreich fortge-
setzt. Der Wassermonat der Re-
gion Bayreuth ergänzte die In-
halte des FlussFilmFests um ein 
umfassendes Angebot an Füh-
rungen, Workshops, Vorträgen, 
Musikveranstaltungen, Theater-
stücken und Mitmachaktionen 
für Kinder.

Kulturpreis

Mit dem Kulturpreis bedacht 
wurden die Historikerin Dr. Irm-
traut Heitmeier, der Autor Hans 
Pleschinski und das Kooperati-
onsprojekt MUBIKIN (Musikali-
sche Bildung für Kinder und Ju-
gendliche in Nürnberg).

Die Historikerin Dr. Irmtraut 
Heitmeier ist ausgewiesene Ex-
pertin auf dem Gebiet der Ge-
schichte Bayerns im frühen Mit-
telalter und begeistert als Lehr-
beauftragte an der LMU insbe-
sondere junge Menschen. Sie 
wirkt weit über ihr akademi-
sches Aufgabenfeld hinaus und 
gilt als großartige Vermittlerin 
bayerischer Landesgeschichte.

Hans Pleschinski ist als vielsei-
tiger Autor deutschsprachiger 
Gegenwartsliteratur, Herausge-
ber und Übersetzer ein Mann 
vieler Talente. Mit seinen fein-

fühligen und zugleich unterhalt-
samen Werken erinnert er an 
die verbindende Kraft von Kunst 
und Literatur.

Das Projekt MUBIKIN in Trä-
gerschaft der Stadt Nürnberg, 
Stiftung Persönlichkeit, Bouhon 
Stiftung und Hochschule für Mu-
sik Nürnberg wurde 2011 ins Le-
ben gerufen und zielt darauf ab, 
allen Kindern und Jugendlichen 
in der Norisstadt eine umfas-
sende musikalische Bildung zu 
bieten. Das Programm umfasst 
die Qualifizierung von Pädago-
gen im Bereich Musikpädagogik 
sowie wöchentlichen Unterricht 
in Kindergärten und Grundschu-
len. Alle Kinder einer Klasse 
oder Gruppe nehmen daran teil. 
Die Instrumente werden kosten-
los zur Verfügung gestellt. Ziel 
ist es, die musikalische Bildung 
in den Alltag zu integrieren, die 
Zusammenarbeit mit den Eltern 
zu fördern und den Übergang 
von der frühkindlichen zur schu-
lischen Bildung zu unterstützen.

Zuschüsse für 14.000 Projekte

Staatsminister Füracker zu-
folge wurden seit der Stiftungs-
gründung 1972 Zuschüsse für 
rund 14.200 Projekte mit einer 
Gesamtsumme von über 738 
Mio. Euro zur Verfügung ge-
stellt. Allein im Jahr 2024 bewil-
ligte der Stiftungsrat der Baye-
rischen Landesstiftung für Kul-
tur- und Sozialprojekte im Frei-
staat Zuschüsse von fast 20 Mio. 
Euro. 2024 wurden beispielswei-
se 500.000 Euro für die Erweite-
rung und den Ersatzneubau ei-
nes Seniorenwohn- und Pflege-
heims zur Lang-, Kurzzeit- und 
Tagespflege in Vilseck im Land-

kreis Amberg-Sulzbach gewährt. 
In Dießen am Ammersee wurde 
der Umbau des Wohn- und Ar-
beitshauses von Carl Orff und 
der Neubau eines Museumsge-
bäudes mit 308.000 Euro geför-
dert. Zudem wird mit einem Zu-
schuss von 236.000 Euro die Sa-
nierung der Katholischen Wall-
fahrtskirche Maria Schnee in 
Aufhausen im Landkreis Regens-
burg unterstützt.  DK

Bundesrat billigt Krankenhausreform:

Bayern fordert schnelle 
Nachbesserungen

Die umstrittene Krankenhausreform von Gesundheitsminister 
Karl Lauterbach hat nach hitziger Debatte im Bundesrat ihre letzte 
Hürde genommen. Alle Länder hatten auf dringende Nachbesse-
rungsbedarfe hingewiesen, aber vor dem Hintergrund der Regie-
rungskrise im Bund war aus ihrer Sicht zu wenig Zeit, um in einem 
Vermittlungsausschuss diese Nachbesserungen noch bis zur Neu-
wahl des Deutschen Bundestages erreichen zu können.

Bayerns Gesundheitsministe-
rin Judith Gerlach setzt nun da-
rauf, dass es nach der Neuwahl 
des Bundestags doch noch zu 
Nachbesserungen an der Kran-
kenhausreform kommt. Das 
Scheitern der Anrufung des Ver-
mittlungsausschusses zur Kran-
kenhausreform sei „sehr bedau-
erlich“ und ein schlechter Tag für 
die Krankenhäuser in Deutsch-
land, vor allem aber auch für 
die Patientinnen und Patien-
ten, „denn ein Vermittlungsaus-
schuss wäre die Chance gewe-
sen, die Krankenhausreform zu-
mindest in zentralen Punkten zu 
verbessern.“ Die Bundesregie-
rung habe wichtige Anliegen der 
Länder in diesem Gesetz nicht 
berücksichtigt.

„Die vorgezogene Neuwahl 
des Bundestags wird die Karten 
neu mischen. Denn die nächste 

Bundesregierung muss sich die 
Krankenhausreform noch einmal 
vornehmen und wichtige Nach-
besserungen in die Wege leiten“, 
hob die Ministerin hervor.

Krankenhausversorgung 
gefährdet

Bayern hatte im Bundesrat den 
Antrag gestellt, dass der Vermitt-
lungsausschuss angerufen wird. 
Gerlach verwies in ihrer Rede in 
der Länderkammer darauf, dass 
der Gesetzesentwurf des Bun-
des die Krankenhausversorgung 
in manchen Teilen Deutschlands 
gefährde: „Die teils überzogenen 
Strukturvorgaben für die Zuer-
kennung der künftigen Leistungs-
gruppen werden dazu führen, 
dass Behandlungsangebote weg-
fallen. Die Gefahr droht zum Bei-
spiel für etablierte Fachkliniken 

im Bereich der Schmerztherapie 
oder chronischer Krankheiten. 
Dazu darf es aber nicht kommen. 
Wir brauchen daher unbedingt 
eine Korrekturmöglichkeit auf 
Landesebene zu den Leistungs-
gruppenvoraussetzungen, um im 
Einzelfall reagieren zu können.“

Wie Landrätin Tamara Bischof, 
1. Vorsitzende der Bayerischen 
Krankenhausgesellschaft, erläu-
terte, „haben wir immer Nach-
besserungen am Krankenhaus-
versorgungsverbesserungsge-
setz gefordert, weil es den nöti-
gen und bereits stattfindenden 
Strukturwandel insbesondere im 
ländlichen Raum nicht einfacher 
macht, sondern noch schwie-
riger. Leider hat die Mehrheit 
der Bundesländer dieses Gesetz 
nun trotz der einhelligen Appel-
le nach Nachbesserungen passie-
ren lassen.“ Die BKG sehe nun ei-
ne neue Bundesregierung in der 
Pflicht, die handwerklichen Feh-
ler dieser Krankenhausreform 
rasch nachzubessern, „denn die 
Kliniken benötigen schnell Si-
cherheit bei den neuen kompli-
zierten Regelwerken“.

Massive Unterfinanzierung

BKG-Geschäftsführer Roland 
Engehausen machte deutlich: 
„Die beschlossene Kranken-
hausreform bringt weder eine 
Entökonomisierung, noch Ent-
bürokratisierung für die bayeri-
schen Kliniken. Die massive Un-
terfinanzierung der Kliniken, die 
sich in Bayern mittlerweile auf 
2 Mrd. Euro beläuft, bleibt so 
bestehen. Ohne schnelle Nach-
besserung sind Insolvenzen von 
bedarfsnotwendigen Kliniken 
aus wirtschaftlicher Not nicht 
zu vermeiden.“Unverständlich 
ist aus Sicht der BKG die verta-
ne Chance, eine echte Vorhalte-
finanzierung zur Sicherstellung 

von Leistungsvorhaltungen rund 
um die Uhr auf den Weg zu brin-
gen. Die jetzt beschlossene Vor-
haltefinanzierung bleibe ein Be-
standteil der Fallpauschalen und 
gleiche Leistungsschwankungen 
nicht aus. „Diese Vorhaltefinan-
zierung ist eine Mogelpackung, 
die kein Problem löst, sondern 
neue Probleme schaffen wird, 
kritisierte Engehausen und er-
gänzte: „Wir befürchten durch 
diese neue Finanzierung zuneh-
mende Wartezeiten für Patien-
tinnen und Patienten, weil nicht 
mehr alle Behandlungen voll-
ständig vergütet werden sollen.“

Dringende Korrekturen

Aus Sicht der BKG muss eine 
neue Bundesregierung rasch fol-
gende Korrekturen vornehmen:
• Beschränkung der Leistungs-
gruppen und Strukturvorgaben 
auf den in Nordrhein-Westfa-
len bereits erprobten und aner-
kannten Reformprozess
• Umstellung der Berechnung 
der neuen Vorhaltevergütung 
auf ein gezieltes fallzahlenunab-
hängiges Zuschlagssystem
• Notwenige Ausnahmen müs-
sen in der politischen Verant-
wortung der Länder möglich 
sein, wenn ansonsten die Si-
cherstellung der Versorgung of-
fenkundig bedroht ist
• Die in den Jahren 2022 bis 
2024 entstandene Inflations-
lücke ist für bedarfsnotweni-
ge Krankenhausbehandlungen 
endlich auszugleichen.

Engehausen forderte ein 
Bündnis, um die stationären Be-
handlungsbedarfe durch bessere 
Versorgungssteuerung, die Stär-
kung ambulanter Behandlungs-
möglichkeiten und eine besser 
abgestimmte Notfallversorgung 
soweit möglich zu senken und im 
 (Fortsetzung auf Seite 4)
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die drohende Dysfunktionali-
tät der kommunalen Ebene als 
wichtigster Ansprechpartner für 
die Bürger vor Augen geführt 
wird. Ein unhaltbarer Zustand“, 
so der Bundesvorsitzende.

Formal müsse dafür nur das 
Grundgesetz (Art. 28 Abs. 2) mit 
Leben erfüllt werden. Es gewähr-
leiste den Kommunen das Recht, 
„alle Angelegenheiten der ört-
lichen Gemeinschaft im Rah-
men der Gesetze in eigener Ver-
antwortung zu regeln“. Dieses 
Recht gelte es wieder in den Mit-
telpunkt zu stellen. „Deshalb er-
warten die Kommunalen der Uni-
on vom nächsten Wahlprogramm 
der Union ein klares Bekennt-
nis zu dieser Verantwortung des 
Bundes, um auch gegenüber den 
Bundesländern, der Europäischen 
Union und internationalen Insti-
tutionen die kommunale Selbst-
verwaltung zu erhalten und neue 
Freiräume zu erschließen.“

„Die Kommunen benötigen 
zur grundsätzlich garantierten 
Regelung aller Angelegenheiten 
der örtlichen Gemeinschaft ei-
ne aufgabenangemessene aus-
kömmliche Finanzausstattung, 
die insbesondere freiwillige 
Leistungen, die die Lebensquali-
tät in den Kommunen steigern, 

ermöglicht. Hieraus ergibt sich 
eine zwingende Beteiligung der 
Kommunen am gesamtstaat-
lichen Steueraufkommen. Die 
Union muss in Zukunft im Bund 
und den Ländern alle kommuna-
len Steuerquellen insbesondere 
solche mit Hebesatzrechten so-
wie die Einnahmen aus Abgaben 
und Gebühren langfristig garan-
tieren“, heißt es in dem von der 
Delegiertenversammlung be-
schlossenen Vertrauenspakt.

Fehler beseitigen

Die Kommunalpolitiker von 
CDU/CSU erwarten, dass die 
Union in der nächsten Legislatur 
die „grundsätzlichen Konstruk-
tionsfehler“ beseitigt. Rechts-
ansprüche durch Bundesgeset-
ze dürften sich trotz Zustim-
mung der Länder nicht direkt 
an die Kommunen richten. Län-
der müssten Rechtsansprüche 
übernehmen und gegenüber ih-
ren Kommunen vollumfänglich 
finanzieren. „Wir brauchen ein 
Moratorium der bestehenden 
Leistungsgesetze und Standard-
setzungen der letzten Legisla-
turperioden: Wenn nachweis-
lich Kommunen höhere Kosten 
durch die gesetzlichen Vorga-
ben des Bundes entstehen als 

der Bund gemeinsam mit den 
Ländern tatsächlich erstattet, 
müssen diese Vorgaben bis zur 
Klärung der Finanzierung ein-
gefroren werden. Konkret for-
dern wir die Aussetzung der be-
stehenden Rechtsansprüche auf 
Kinderbetreuung bis zur vollum-
fänglichen Finanzierung und die 
Aussetzung aller betreffenden 
zusätzlichen Baustandards.“

„Insbesondere die Sozialausga-
ben, die einen immer größeren 
Anteil an den Kommunalausga-
ben einnehmen, sind kostentrei-
bend“, heißt es weiter. Sie stiegen 
insbesondere durch bundesge-
setzlich vorgegebene Leistungs-
ausweitungen sowie Standarder-
höhungen und träfen den gesam-
ten kommunalen Bereich durch 
die Umlagenfinanzierung der Ge-
meindeverbände. Dabei seien 
strukturschwache Kommunen in 
doppelter Hinsicht betroffen.

Verbot des Bundesdurchgriffs

„Die Union muss dafür sorgen, 
dass dieser Mechanismus in den 
kommenden Jahren durchbro-
chen wird. Das Verbot des Bun-
desdurchgriffs muss wieder ge-
achtet werden. Wir wollen ei-
nen Sachverständigenrat beim 
Bundesfinanzministerium unter 
Beteiligung der Vertreter der 
hauptamtlichen und ehrenamt-
lichen Kommunalpolitik, der die 
bestehenden gesetzlichen Vor-
gaben bei den bestehenden Leis-
tungsgesetzen hinsichtlich ihrer 
kommunalen Wirkungen unter-
sucht und Vorschläge unterbrei-
tet, wie echte Konnexität herge-
stellt werden kann“, machten die 
Kommunalpolitiker deutlich.

Aktuell hätten die Kommunen 
in der Gesetzgebung kaum eine 
Chance, Folgekosten realistisch 
abzuschätzen und Folgewirkun-
gen nachzuvollziehen, weil die 
frühere „Ampelregierung“ den 
kommunalen Spitzenverbänden 
häufig – und nicht nur bei be-
sonders eilbedürftigen Vorha-
ben – extrem kurze Fristen zur 
Abgabe von Stellungnahmen 
eingeräumt habe. Stellungnah-
men entfalteten keine Wirkung 
und neuerdings eingesetzte zu-
sätzliche Bürgerräte höhlten nur 
die Demokratie aus.

Basierend auf den Jahresrech-
nungsergebnissen der kommu-
nalen Haushalte hätten sich die 
Sozialausgaben innerhalb der 
vergangenen 20 Jahre mehr als 
verdoppelt. Die Ausgaben für 
Sachinvestitionen seien nur um 
ein Drittel gestiegen. Das Net-
toanlagevermögen der Kommu-
nen liege durchgängig im nega-
tiven Bereich, was deutlich zeigt, 
dass mehr Werte über Abschrei-
bungen aufgezehrt werden als 
durch Investitionen neu geschaf-
fen werden können. Die Kommu-
nen lebten bei ihrer Infrastruk-
tur seit Jahrzehnten von der 
Substanz; der auch von der KfW 
regelmäßig ermittelte Investiti-
onsrückstau wachse kontinuier-
lich. Nicht zuletzt der Einsturz 
der Brücke in Dresden lege den 
Finger in die Wunde: „Um unser 
Land zukunftsfähig und wettbe-
werbsfähig zu halten, muss nicht 
nur ‚alte‘ Infrastruktur ersetzt, 
sondern vielmehr neue Infra-
struktur insbesondere in den Be-
reichen Digitalisierung und Ener-
gie errichtet werden“, so die For-
derung der Bundes-KPV.

Auch weist sie darauf hin, 
„dass die Kommunen und ih-
re Unternehmen einen we-
sentlichen Beitrag zur Klimaan-
passung leisten und mehrere 
hundert Milliarden Euro in die 
Infrastruktur investieren müs-
sen.“ Stadtwerke und kommu-
nale Unternehmen benötigten 
für die notwendigen Investitio-
nen zusätzliche Finanzierungs-
wege oder mehr Eigenkapital, 
um etwa Strom- und Wärme-
netze auszubauen, Gas- in Was-
serstoffnetze umzubauen oder 
Ladesäulen für PKW zu errich-
ten. Dadurch könnten die Aus-
schüttungen an die kommuna-
len Eigner – eine wesentliche 

Einnahmequelle der kommuna-
len Haushalte – künftig gerin-
ger oder sogar ganz ausfallen. 
Die bisherige Finanzierung an-
derer Aufgaben, wie beispiels-
weise des öffentlichen Personal-
verkehrs oder von Bädern, wür-
de somit nicht mehr zur Verfü-
gung stehen.

„Wir erwarten von der Uni-
on eine Lösung der Investitions-
bremsen: Wir wollen schlanke-
re Verfahren, geringe bürokrati-
sche Vorgaben und die Mobilisie-
rung öffentlichen und privaten 
Kapitals. Wir schlagen dazu vor, 
einen Investitionsfonds zu er-
richten, der sich aus Anleihen, 
Rententrägern, Pensionskassen 
und Rücklagen der öffentlichen 
Hand speist und projektgebun-
den das notwendige Kapital den 
Kommunen anbietet.“

Gefordert wird überdies eine 
angemessene aufgabengerech-
te Beteiligung der Kommunen 
am gesamtstaatlichen Steuer-
aufkommen und ein zusätzlicher 
Anteil am Aufkommen an der 
Umsatzsteuer. Zukünftige Mittel 
aus der Umsatzsteuer müssten 
unabhängig von der Wirtschafts-
kraft zum Ausgleich von Struk-
turschwäche verteilt werden.

Da aktuell bei der Grundsteu-
er ein nicht unerhebliches Ein-
nahmerisiko der Städte und 
Gemeinden bestehe, erwartet 
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für Schulen, Schülerinnen und 
Schüler“, fuhr der Verbandschef 
fort. Tablets und Laptops müss-
ten laufend ersetzt werden. 
Auch die IT-Infrastruktur für zu-
verlässige Netzwerke sei weiter 
zu finanzieren. „Wenn das nicht 
passiert, besteht die Gefahr, 
dass die digitale Ausstattung der 
Schulen sogar wieder zurückge-
baut wird. Damit würden sich 
vor allem die Bildungschancen 
von Schülerinnen und Schülern 
aus ärmeren Haushalten wieder 
verschlechtern.“

heit zu schaffen. Benötigt wer-
de eine Anschlussfinanzierung, 
wenn der „Pakt für den Öffent-
lichen Gesundheitsdienst“ 2026 
ausläuft; andernfalls blieben be-
gonnene Digitalisierungsprozes-
se auf halber Strecke stecken.

Wie Städtetags-Vizepräsiden-
tin, Oberbürgermeisterin Kat-
ja Dörner (Bonn), darlegte, „ha-
ben die Gesundheitsämter in 
den Städten mit großem En-
gagement die Corona-Pande-
mie gemeistert“. Viele sinnvol-
le Digitalisierungsprojekte seien 
mit dem „Pakt für den Öffent-
lichen Gesundheitsdienst“ an-
gestoßen worden; zudem habe 
man zusätzliches Personal ein-
gestellt. Allerdings gingen die 
Aufgaben der Gesundheitsäm-
ter weit über den reinen Infek-
tionsschutz hinaus. Die Mitar-
beiter gingen beispielsweise in 
Schulen, Kitas und Pflegehei-
me und leisteten dort präventi-
ve Arbeit. Sie bereiteten Schutz-
maßnahmen vor für immer häu-
figer werdende Hitzewellen. 
Zudem vernetzten sie alle Betei-
ligten der Gesundheitsversor-
gung und Suchtberatung.

Wenn der in Corona-Zeiten 
vom Bund aufgesetzte „Pakt für 
den Öffentlichen Gesundheits-
dienst“ mit insgesamt 800 Mil- 
lionen Euro im Jahr 2026 er-
satzlos enden würde, verlören 
die Gesundheitsämter nicht nur 
qualifiziertes Personal, sondern 
es stehe auch die weitere Digi-
talisierung auf dem Spiel, beton-
te Dörner. 

Konkret fordern die Städte 
von Bund und Ländern, mit den 
kommunalen Spitzenverbänden 
ein Zukunftsbild für die Digitali-
sierung der Gesundheitsämter 
zu erstellen. Das bisherige Leit-
bild für das „Digitale Gesund-
heitsamt 2025“ ziele vor allem 
auf den Infektionsschutz und 
greife zu kurz. Zudem müssten 
zusammen mit den Kommunen 
einzelne digitale Musterprozes-
se erarbeitet und bereitgestellt, 
Standards für den Informations- 
und Datenaustausch erarbeitet, 
für laufende Digitalisierungspro-
jekte auch über 2026 hinaus eine 
Anschlussfinanzierung sicherge-
stellt, etablierte Netzwerke und 
Austauschformate von Kommu-
nen mit Landes- und Bundes-
behörden weiterentwickelt und 
ein gemeinsames strukturiertes 
Wissensmanagement für bun-
desweit angewandte Verfahren, 
Normen und Best Practices im 
Öffentlichen Gesundheitsdienst 
etabliert werden.  DK
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Gegenzug die Erlöse je Behand-
lungsfall endlich ausreichend zu 
finanzieren. „Wir können es uns 
nicht mehr leisten, vermeidba-
re Behandlungen durchzufüh-
ren, die aber massiv unterfinan-
ziert sind. Damit sind sowohl 
die Krankenhäuser als auch die 
Krankenkassen in einem dau-
erhaften Defizit und die Quali-
tät der Versorgung wird so nicht 
besser. Darüber werden wir wei-
terhin mit den Krankenkassen, 
dem Freistaat und einer neuen 
Bundesregierung sprechen.“

Chance zur Korrektur der 
Krankenhausreform vertan

Der Deutsche Landkreistag 
kritisiert die Entscheidung des 
Bundesrates scharf, auf die An-
rufung des Vermittlungsaus-
schusses zur Krankenhausre-
form zu verzichten. „Das Vorha-
ben hätte noch gerettet werden 
können, diese Chance ist jetzt 
vertan. Die gravierenden Fehler 
der bisherigen Entwürfe hätten 
korrigiert und die Krankenhäu-
ser stabilisiert werden können 
und müssen“, erklärt der Präsi-
dent des Deutschen Landkreis-
tages, Landrat Dr. Achim Brö-
tel. „Jedenfalls muss es nun zu 
den ersten Amtshandlungen ei-
ner neuen Bundesregierung ge-
hören, den dringend notwendi-
gen Inflationsausgleich rückwir-
kend bis 2022 gesetzgeberisch 
auf den Weg zu bringen“.

Die Bundesratsdebatte sei 
sehr intensiv geführt worden. 
„Die Entlassung seiner Gesund-
heitsministerin durch Branden-
burgs Ministerpräsidenten Diet-
mar Woidke zeigt die Emotio-
nen. Es belegt aber auch, dass 
der Bundesgesundheitsminister 
mit dem Kopf durch die Wand 
wollte und es versäumt hat, an-
dere mitzunehmen“, so Brötel 
weiter. Es stehe zu viel auf dem 
Spiel. „Dabei geht es nicht um 
missionarischen Eifer, sondern 
um die Menschen.“

Dadurch, dass die Kranken-
hausreform nun mit einem viel 
zu geringen Kostenausgleich für 
die Vergangenheit Gesetz wer-
de, ändere sich die prekäre Lage 
vieler Kliniken gerade nicht. In 
den letzten zwei Jahren hätten 
bereits 48 Kliniken Insolvenz an-
melden müssen. „Und das wird 
nicht das Ende der Fahnenstan-
ge sein, weitere Häuser wer-
den folgen. Vor allem wird dies 
wieder einmal in erster Linie die 

die Bundes-KPV von der Uni-
on, das Risiko des Totalausfalls 
der Grundsteuer zu minimie-
ren. „Wir wollen kurzfristig ei-
ne bundesgesetzliche Initiative, 
die es den Ländern ermöglicht, 
unabhängig vom bestehenden 
Grundsteuergesetz landesge-
setzliche Grundsteuerregelun-
gen zu erlassen und anzuwen-
den. Diese bundesgesetzliche 
Initiative greift die Länderöff-
nungsklausel des Grundsteu-
ergesetzes auf und entzieht sie 
durch eine eigenständige bun-
desgesetzliche Grundlage dem 
laufenden Klageverfahren vor 
dem Bundesverfassungsgericht. 
Auf diese Weise erhalten zumin-
dest die Kommunen der Länder 
mit bestehenden vom Bundes-
gesetz abweichenden Grund-
steuerregelungen größere Pla-
nungssicherheit.“

Neuausrichtung  
der Kommunalfinanzen

Mit Blick auf das Ziel gleich-
wertiger Lebensverhältnisse ge-
he es bei der Neuausrichtung zu-
kunftsfähiger Kommunalfinan-
zen auch darum, strukturelle 
Unterschiede zwischen den Kom-
munen zu berücksichtigen und 
auszugleichen. Förderprogram-
me von Bund, Ländern und EU 
erwiesen sich aufgrund der Aus-

Pakt des Vertrauens ...

ländlichen Räume treffen. Des-
halb gehört das ganz oben auf 
die politische Agenda ab dem 
23.2.2025.“

Es gehe um die Defizite, die 
seit 2022 aufgelaufen seien. 
„Gemessen an diesem Bedarf 
war und ist das Angebot des 
Bundes unzureichend. Denn 
es stellt lediglich Hilfe für das 
laufende Jahr in Aussicht. Das 
reicht nicht. Dadurch werden 
nur kleine Teile der seit Jahren 
aufgelaufenen Finanzierungslü-
cken abgedeckt“, so Brötel.

Im Übrigen bleibe die Kran-
kenhausreform eine Black Box 
– ohne Auswirkungsanalyse 
und damit eine klare Vorstel-
lung darüber, was sie bewirken 
werde. „Seit Beginn des Verfah-
rens fragen wir den Bundesge-
sundheitsminister, was die vor-
geschlagenen Maßnahmen kon-
kret für die Landkreise und ihre 
Krankenhäuser bedeuten. Aber 
diese für ein Gesetzgebungspro-
jekt solchen Ausmaßes wesent-
liche Informationen wurden uns 
vorenthalten. Diese Geheimnis-
krämerei lässt nicht davon aus-
gehen, dass für die Landkreise 
irgendetwas besser wird.“ Ganz 
im Gegenteil zeige eine aktuelle 
Studie der Vebeto GmbH, dass 
die Reform nicht die Existenz 
der ländlichen Krankenhäuser 
sichern könne, wie es der Bun-
desgesundheitsminister immer 
wieder versprochen habe. Die-
se Kliniken haben nach dem kla-
ren Studienbefund im neuen Fi-
nanzierungssystem keine Chan-
ce, ihre Erlösverluste durch den 
Wegfall einzelner komplexerer 
Behandlungsangebote zu kom-
pensieren.

In der Fläche könne man sich 
aber keine weiteren negativen 
Strukturveränderungen leisten, 
die zu einer drastischen Ver-
schlechterung der Patientenver-
sorgung führen würden, so der 
DLT-Präsident weiter. „An den 
wesentlichen Kritikpunkten der 
kommunalen Ebene hat sich in 
den vergangenen Monaten und 
Jahren nichts geändert.“ Es gebe 
in den ländlichen Räumen sehr 
leistungsfähige Häuser, die fach-
lich in der Lage seien, zusätzli-
che medizinische Leistungen zu 
übernehmen. „Die Reform darf 
nicht dazu führen, dass solche 
Häuser geschlossen werden und 
die Menschen auf Spezialbe-
handlungen in einer Großstadt 
verwiesen werden. Genau das 
droht seit dem heutigen Tage 
aber ganz real.“  DK

Bayern fordert ...

gestaltung oftmals als kontrapro-
duktiv, weil sie häufig nicht dort 
ankommen, wo der Bedarf am 
größten ist, sondern von struk-
turstarken Kommunen intensiv 
genutzt werden können, die zur 
Administration der Programme 
in der Lage sind. Insofern seien 
Förderprogramme zum Teil auch 
Ausdruck einer nicht auskömm-
lichen allgemeinen Finanzierung 
der Kommunen.

„Kommunaladressierte För-
derprogramme des Bundes bin-
den Mittel und Personal vor Ort. 
Sie blähen auch beim Bund den 
Personalbestand auf. Förder-
programme sind kompliziert 
konstruiert, so dass Kommu-
nen Mittel nicht abrufen. Gera-
de struktur- und finanzschwa-
che Kommunen haben oftmals 
weder ausreichend Personal zur 
Beantragung noch ausreichend 
Personal zur Umsetzung von 
Förderprogrammen.“ Diese ent-
puppten sich immer wieder als 
„Goldene Zügel“ und weckten 
Erwartungen bei den Bürgern, 
die langfristig nur schwergehal-
ten werden könnten.

„Wir wollen Förderprogram-
me reduzieren, vereinfachen 
und zu 100 Prozent digital abwi-
ckeln. Wir wollen sie möglichst 
in der Städtebau- und Regio-
nalförderung zusammenfassen. 
Dabei ist Städtebau- und Regi-
onalförderung die zentrale Säu-
le des Bundes, um für nachhal-
tigen Wohn-, Arbeits- und Le-
bensraum in Stadt und Land zu 
sorgen. Jeder staatlich gege-
bene Euro löst dabei sieben bis 
neun privatfinanzierte Euros 
aus. Bund und Länder müssen 
daher die Städtebau- und Regi-
onalförderung dauerhaft auf ei-
nem hohen finanziellen Niveau 
halten, um die Kommunen lang-
fristig bei der Anpassung an die 
demografischen, gesellschaftli-
chen und klimatischen Heraus-
forderungen zu unterstützen.“

Das Sterben kommunaler 
Krankenhäuser sei für die Ge-
sundheitsversorgung vor Ort ein 
alarmierendes Zeichen, heißt es 
weiter. Die Krankenhausreform 
der Bundesregierung sei ge-
gen die Länder verhandelt wor-
den, weswegen die Zukunft der 
örtlichen Gesundheitsversor-
gung ungewiss ist. Dabei bilde-
ten kommunale Krankenhäuser 
das Fundament einer flächen-
deckenden Gesundheitsver-
sorgung in Deutschland, insbe-
sondere mit Blick auf den Zivil-
schutz, auf die Notfallversor-
gung und auf eine immer älter 
werdende Gesellschaft. Deshalb 
seien auf Bundes- und Landes-
ebene strukturfördernde Maß-
nahmen zu ergreifen, um den 
nachhaltigen Bestand der Ver-
sorgung zu sichern.

Standards auf den Prüfstand

In aller Regel seien die Kom-
munalverwaltungen diejenigen, 
die gesetzliche Standards von 
Bund und Ländern umsetzen 
müssen. Angesichts der ange-
spannten Finanzlage, des Fach-
kräftemangels und einer über-
bordenden Bürokratie müssten 
diese Standards aber fachüber-
greifend auf den Prüfstand ge-
stellt werden. Zudem solle beim 
Setzen künftiger Standards stär-
ker berücksichtigt werden, was 
vor Ort leist- und umsetzbar ist. 
Zielführend könne es daher sein, 
die mit der Gemeindefinanz-
kommission begonnene Aufga-
be der „Standard-Überprüfung“ 
wieder aufzunehmen.

Fazit: „Wir brauchen dringend 
wieder Wirtschaftswachstum 
und die Union als Zukunftsmo-
tor: Wir müssen die Probleme 
unseres Landes deutlich benen-
nen und realistisch pragmati-
sche Lösungen anbieten. Der 
Schlüssel zur Stabilität, Funkti-
onsfähigkeit und Wettbewerbs-
fähigkeit Deutschlands liegt in 
den Kommunen. Wir machen 
Deutschland stark, wenn wir die 
Kommunen stärken. Wir können 
besser regieren.“  DK

Pragmatismus heißt ...

Schuchardt wird neuer 
Hauptgeschäftsführer
Der Deutsche Städtetag hat 

die Weichen für den Wechsel 
in der hauptamtlichen Spitze 
des Verbandes gestellt. Chris-
tian Schuchardt, seit 2014 
Oberbürgermeister der Stadt 
Würzburg, wurde einstim-
mig zum künftigen Hauptge-
schäftsführer des Kommunal-
verbandes bestimmt. Er tritt 
sein Amt zum 1. Juli 2025 an 
und folgt so dem langjährigen 
Hauptgeschäftsführer Helmut 
Dedy, der 2025 in Ruhestand 
geht.  DK

Mit Blick auf den noch fehlen-
den Bundeshaushalt 2025 sor-
gen sich die Städte zudem um 
Fördermittel des Bundes, für die 
bereits ein Förderbescheid vor-
liegt, aber noch keine Gelder ge-
flossen sind. Besonders kritisch 
wäre ein Wegbrechen dieser 
Fördermittel für den Ausbau der 
Wärmenetze und die Sanierung 
öffentlicher Gebäude. Dafür be-
nötigten sie Investitions- und 
Planungssicherheit. Der Ausfall 
von Fördermitteln und länge-
re Ungewissheit, wie es weiter-
geht, wären deshalb Gift für die 
Wärmewende. Denn Fernwär-
me-Projekte würden so unter 
Umständen gar nicht erst be-
gonnen. Lewe forderte deshalb 
von allen Parteien im Bundes-
tag „das glasklare Bekenntnis, 
dass sich die Städte auch nach 
der Neuwahl auf zugesagte För-
dermittel und die Finanzzusagen 
des Bundes verlassen können – 
ganz gleich wer die neue Bun-
desregierung stellt“.

Überdies fordern die Städte 
bereits jetzt eine neue Bundes-
regierung und die Länder dazu 
auf, für die weitere Digitalisie-
rung der Arbeit in den Gesund-
heitsämtern Planungssicher-
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Verkehrsfluss auf der A99 soll verbessert werden:

Sanierung des Allacher Tunnels
Seit den 1990iger Jahren fließt der Verkehr auf der A99 im Münch-
ner Nordwesten durch den Tunnel Allach. Die Bauarbeiten wurden 
1996 begonnen und 1998 beendet. Gekostet hat das Bauwerk da-
mals 264 Mio. DM. Bald 30 Jahre später steht nun eine umfassen-
de Sanierung an. Die Autobahn Südbayern hat im April 2024 den 
Planfeststellungsbeschluss für das Projekt „Sanierung Tunnel Allach 
und temporäre Seitenstreifenfreigabe“ von der zuständigen Regie-
rung von Oberbayern erhalten. Damit ist das Projekt genehmigt und 
mit den Bauvorbereitungen kann begonnen werden. Die Kosten der 
Sanierung betragen schätzungsweise mind. 200 Mio. Euro und bis 
2035 könnte die Tunnelsanierung abgeschlossen sein. Es wird mit ei-
ner Bauzeit (ohne Planungszeit) von 8 Jahren gerechnet. Das Pro-
jekt hatte im Bundesverkehrswegeplan 2015 die Dringlichkeitskate-
gorie „Vordringlicher Bedarf“; Projekte dieser Kategorie sollten bis 
2030 begonnen sein. Unmittelbar von den Baumaßnahmen betrof-
fen ist der an die Landeshauptstadt München angrenzende Land-
kreis Dachau. Auch wenn die Bauzeit den Landkreis auf eine hohe 
Belastungsprobe stellen wird, sagt Dachaus Landrat Stefan Löwl im 
Gespräch mit der Bayerischen GemeindeZeitung, dass diese Sanie-
rung alternativlos sei. 

GZ: Der teils sehr ländlich und 
teils sehr städtisch geprägte 
Landkreis Dachau befindet sich 
in unmittelbarer Nachbarschaft 
zur Landeshauptstadt. In Bezug 
auf Mobilität, was sind die wich-
tigsten Diskussionspunkte im 
Landkreis?

Stefan Löwl: Der Landkreis 
Dachau gehört zu den am stärks-
ten wachsenden Regionen in Bay-
ern. Mit einem kontinuierlichen 
Zuzug steigt auch die Nachfrage 
nach einer gut ausgebauten In- 
frastruktur, die den Bedürfnissen 
der Bevölkerung gerecht wird, 
denn die Mobilitätsbedürfnisse 
ändern sich kontinuierlich. Um 
diesen Bedarf zu decken, brau-
chen wir natürlich eine Stärkung 
des öffentlichen Nahverkehrs. Al-
lerdings sind das Projekte, wel-
che noch lange nicht fertig wer-
den. Stichworte sind hier „Stell-
werk Ost“, „DB-Nordring“ sowie 
„Zweite Stammstrecke“, von der 
wir uns einiges an Entlastung, ins-
besondere aber Stabilität erwar-
ten. Momentan haben wir keiner-
lei Redundanzen, was das System 
anfällig und unzuverlässig und 
damit für den Nutzer unattrak-
tiv macht. Um die Mobilität im 
Landkreis Dachau langfristig si-
cherzustellen, sind daher weitere 
Investitionen in die Infrastruktur 
notwendig. Nur so kann sicher-
gestellt werden, dass die Region 
auch weiterhin attraktiv und wirt-
schaftlich erfolgreich bleibt.
GZ: Welche Bedeutung hat der 
Tunnel Allach für den Landkreis 
Dachau?

Löwl: Für die Landkreisbewoh-
ner selbst spielt der Tunnel ei-
ne eher untergeordnete Rolle, da 
diese die Durchfahrt durch den 
Tunnel vermeiden und meist an-
dere Routen nutzen; abhängig 
wohin man möchte. Für viele an-
dere Autofahrer und auch für den 
Schwerlastverkehr ist der Alla-
cher Tunnel jedoch das entschei-
dende Nadelöhr, vor allem zu den 
großen Arbeitgebern im Mün-
chener Norden sowie zu anderen 
wichtigen Zielen wie dem Flugha-
fen oder auch der Allianz Arena. 
Ist der Tunnel gesperrt, kommt es 
zu Ausweichverkehr, der bis über 
Sulzemoos und Haimhausen hin- 
aus reicht und alle umliegen-
den und untergeordneten Stra-
ßen stark belastet. Bevor der Tun-
nel gebaut wurde, gab es auf der 
B471 auch sehr häufig z.T. äu-
ßerst schwere Unfälle. Hier hat 
der Tunnel entscheidend zur Si-
cherheit aller Verkehrsteilnehmer 
beigetragen! Daher ist es um-
so wichtiger, dass der Tunnel rei-
bungslos funktioniert, um diese 
positiven Effekte für die Region zu 
erhalten und den Verkehr sicherer 
zu machen.
GZ: Wie wird sich der Verkehr 
entwickeln?

Löwl: Der motorisierte Indivi-
dualverkehr im Landkreis Dachau 
geht aktuell leicht zurück: Vor 
der Corona-Pandemie fuhren 
bspw. täglich etwa 44.000 Fahr-
zeuge auf der B304 durch Karls- 
feld – hier sind Unternehmen wie 
MAN und MTU ansässig und es ist 
die Hauptverbindung nach Mün-
chen – heute sind es knapp un-

ter 40.000. Gründe dafür sind 
u.a. Homeoffice und die Vier-Ta-
ge-Woche, aber leider auch der 
allgemeine wirtschaftliche Ab-
schwung. Doch es ist anzuneh-
men, dass das Verkehrsaufkom-
men im Großraum München 
künftig wieder zunehmen wird, 
im Münchner Westen spielen 
hier auch neue Wohngebiete wie 
Freiham eine Rolle. 

Kapazität am Limit

GZ: Warum muss der Tunnel 
jetzt saniert werden?

Löwl: Rund 132.000 Fahrzeuge 
nutzen den Tunnel Allach an ei-
nem typischen Werktag, am Wo-
chenende etwas weniger. Zum 
Vergleich: Der bayerische Auto-
bahn-Durchschnitt lag 2018 bei 
etwa 50.000 Fahrzeugen pro Tag. 
Damit zählt der Tunnel Allach auf 
dem Münchner Nordring zu den 
am stärksten befahrenen Stre-
cken Bayerns und Deutschlands. 

In Spitzenzeiten, meist morgens 
und abends, durchfahren bis zu 
10.000 Fahrzeuge pro Stunde bei-
de Röhren, wobei der Lkw-Anteil 
werktags knapp 15 Prozent be-
trägt – im bayerischen Schnitt. 
Mit seiner sechsspurigen Kapa-
zität von 115.000 Fahrzeugen ist 
der Tunnel bereits jetzt am –  in 
den Hauptverkehrszeiten oft auch 
schon über – dem Limit. 

Ein zentrales Element der ge-
planten Sanierung ist die Ertüchti-
gung und auch im Allacher Tunnel 
die „temporäre Seitenstreifenfrei-
gabe“ zu ermöglichen: Zwischen 
den Autobahndreiecken Mün-
chen-Allach und München-Feld-
moching sollen künftig auch die 
Seitenstreifen für den Verkehr ge-
nutzt werden, sodass in den Stoß-
zeiten insgesamt vier Fahrstrei-
fen je Fahrtrichtung zur Verfü-
gung stehen. Damit wird die A99 
auch im Tunnel für das steigende 
Verkehrsaufkommen besser ge-
wappnet sein und Staus könnten 
reduziert werden.
GZ: Acht Jahre Bauzeit, was ist 
geplant und mit welchen Ein-
schränkungen ist zu rechnen?

Löwl: Im Allacher Tunnel wer-
den die Betonwände, -decken 
und -böden sowie die Sicher-
heitssysteme erneuert und die 
Seitenstreifen für eine dauerhaf-
te Nutzung ertüchtigt. Ziel ist es, 
den Verkehr flüssiger und damit 
auch emissionsärmer zu gestal-
ten. Der Bau soll in zwei Phasen 
erfolgen: In der ersten, voraus-
sichtlich dreijährigen Phase blei-
ben beide Röhren offen, jedoch 
mit verengten Spuren. In der 
zweiten Phase, welche wohl vier 
bis fünf Jahre dauern wird, soll 
jeweils eine Röhre gesperrt wer-
den, während der Verkehr auf je-

weils zwei Spuren durch die ande-
re Röhre geführt wird.

Wichtige Maßnahmen umfas-
sen dabei auch die Modernisie-
rung der Brandbekämpfung, ei-
ne neue Kabelbrücke über die 
Würm und eben die Möglichkeit 
zur temporären Freigabe des Sei-
tenstreifens; inkl. der dafür nöti-
gen Signalisierungs- und Überwa-
chungstechnik. Außerdem sind 
Naturschutzflächen entlang der 
Strecke und Ausgleichsmaßnah-
men in Krailling mit eingeplant. 

Es gibt keine Alternative

Da der Tunnel dringend saniert 
werden muss, gibt es zu den Maß-
nahmen auch keine Alternative. 
Als ein zentrales Nadelöhr ist er 
heute schon stauanfällig und ei-
ne Kapazitätserweiterung daher 
auch dringend notwendig. Um die 
Verkehrsströme in und durch den 
Landkreis Dachau sowie in der 
Landeshauptstadt während der 
Sanierungszeit zu steuern, suchen 
wir gemeinsam mit allen Akteu-
ren sowie im Dialog mit Arbeitge-
bern und den anliegenden Kom-
munen nach Lösungen, um Stau 
und Schleichverkehre zu reduzie-
ren. Gedacht wird hier etwa an 
angepasste Schichtzeiten bei den 
großen Arbeitgebern im Münch-
ner Norden, aber auch an Auto-
bahn-Abfahrverbote, ähnlich de-
nen rund um Kufstein. Wichtig ist, 
dass die innerörtlichen und loka-
len Verkehre auch während der 
Bauzeit funktionieren und insbe-
sondere die zahlreichen Buslini-
en nicht gemeinsam mit den Au-
tos im Stau stehen. 
GZ: Mit welchen Folgen aus der 
Sanierung wird im Landkreis ge-
rechnet?

Löwl: Während der Bauzeit 
wird – wie bereits gesagt – der 
Umgehungsverkehr im ganzen 
südlichen Landkreis zunehmen. 
Nach Projektabschluss kann der 

Tunnel dann bis zu 25 Prozent 
mehr Verkehr bewältigen, was 
durch flüssigeren Verkehr zu we-
niger Stau, Lärm und Schadstof-
fen sowie zu einer besseren Luft-
qualität und vielleicht sogar zu 
einer Entlastung der Bundes- 
und Staatsstraßen im Landkreis 
Dachau führen wird. 

Parallel geplante Verkehrs- 
projekte wie das sog. Kleeblatt 
an der Autobahnanschlussstel-
le Oberschleißheim und der vier-
spurige Ausbau der B471 mit ei-
ner anschließenden Ostumfah-
rung von Dachau werden erst 
nach der Tunnelsanierung fertig-
gestellt sein. 
GZ: Der Tunnel ist von 1996. Das 
sind keine 30 Jahre. In Zeiten 
klammer Kassen, können wir 
uns die Pflege und Instandhal-
tung und ggf. den Ausbau unse-
rer Alt-Infrastruktur überhaupt 
leisten?

Löwl: Wir müssen. Eine funkti-
onierende Infrastruktur ist die Ba-
sis unserer Gesellschaft, sowohl 

wirtschaftlich aber eben auch so-
zial und kulturell. Sie ermöglicht 
und sichert die Lebensqualität, 
welche wir schätzen. Pendlerver-
kehr ist Wirtschaftsverkehr – er 
sorgt dafür, dass Menschen zur 
Arbeit kommen und Unterneh-
men produktiv bleiben. Und auch 
die Wirtschaftsverkehre sind für 
uns existenziell. Mobilität ist un-
verzichtbar für unsere Lebens-
art und unseren Wohlstand. Da-
mit wir aber mobil sein können, 
muss die zentrale Infrastruktur – 
sowohl die Straße wie auch die 
Schiene - verlässlich sein.

Dass wir aufgrund der aktu-
ellen Situation in Berlin und den 
fehlenden Haushaltmitteln aktu-
ell noch nicht wissen, wann die-
se und viele andere dringende 
Maßnahmen umgesetzt werden, 
macht mir ernste Sorgen. Ein un-
geplanter „Ausfall“ des Allacher 
Tunnels wäre für die Region Mün-
chen eine Katastrophe. 
GZ: Vielen Dank für das Ge-
spräch!  CH

Landrat Stefan Löwl.  Bild: Landratsamt Dachau / Veronika Plajer

VDV-Präsidiumssitzung:

Branche benötigt  
Planungssicherheit

In seiner turnusmäßigen Sitzung hat das Präsidium des Verbands 
Deutscher Verkehrsunternehmen (VDV) in Brüssel an die Fraktio-
nen im Deutschen Bundestag appelliert, bis zur Auflösung des Deut-
schen Bundestags einen Nachtragshaushalt für 2024 und einen Bun-
deshaushalt für 2025 zu beschließen. 

„Wir brauchen Klarheit und 
Planungssicherheit für die Bran-
che und für unsere Kundinnen 
und Kunden. Ziel muss es sein, 
dass die Fraktionen nun die wich-
tigsten, bereits begonnenen Ge-
setzgebungsvorhaben im Ver-
kehrsbereich noch innerhalb der 
laufenden Legislaturperiode be-
schließen“, betonte der wiederge-
wählte VDV-Präsident Ingo Wort-
mann, der auch Vorsitzender der 
Geschäftsführung der Münchner 
Verkehrsgesellschaft (MVG) ist.

Deutschland-Ticket

Konkret müsse der Gesetzent-
wurf zur 10. Änderung des Regi-
onalisierungsgesetzes umgesetzt 
werden, mit dem die Überjährig-
keit der Mittel für das Deutsch-
land-Ticket von 2023 bis 2025 
hergestellt werden soll. Für die 
abschließenden Beratungen des 
Gesetzentwurfs fordert der VDV 
folgende Anpassungen: 

1. Streichung des Enddatums 
31. Dezember 2025. Damit wird si-
chergestellt, dass es das Deutsch-
land-Ticket und die Bundesmit-
tel in Höhe von 1,5 Mrd. Euro pro 
Jahr über das Jahr 2025 hinaus 
gibt. 

2. Streichung der haushalts- 
konsolidierenden Maßnahme zur 
Verschiebung der Auszahlung von 
350 Mio. Euro an Regionalisie-
rungsmitteln für das Jahr 2025 auf 
2026.

Zudem sei das im Regierungs-
entwurf zum Bundeshaushalt 
2025 angelegte Mittelvolumen 
für die Bundesschienenwege 
durch einen Haushaltsbeschluss 
oder im Rahmen der vorläufigen 

Haushaltsführung abzusichern. 
Durch Umschichtung oder zu-
sätzliche Mittel müssten dabei 
die Mittel für die Trassenpreis-
förderung für den Schienengü-
terverkehr und für den Schie-
nenpersonenfernverkehr erhöht 
sowie die Finanzierung des Be-
standserhalts (Instandhaltung/
Ersatzinvestition) gestärkt wer-
den.

Die umfassende Finanzierung 
des Bestandserhalts der Bundes-
schienenwege, einschließlich der 
Anwendung der neuen Finanzie-
rungsoptionen des BSWAG (In-
standhaltungsförderung), sei für 
2024 und 2025 vertraglich abzu-
sichern. 

Mit Blick auf das Regionalisie-
rungsgesetz fordert der VDV die 
Umsetzung der Ergebnisse des 
Gutachtens der Firma Rambøll 
im Auftrag des BMDV zur Siche-
rung der Bestandsverkehre im 
SPNV. Konkret geht es dabei um 
die Erhöhung der Regionalisie-
rungsmittel um 3 Mrd. Euro pro 
Jahr ab 2026 mit jährlich anwach-
senden Beträgen.

Beim Gemeindeverkehrsfinan-
zierungsgesetz müssen nach Auf-
fassung des VDV die Nachrangig-
keit sowie das Enddatum 2030 
für die Förderung von Grunder-
neuerung im GVFG gestrichen 
werden. Darüber hinaus müss-
ten die GVFG-Mittel auf 3 Mrd. 
Euro pro Jahr ab 2025 erhöht 
werden, um den erfolgreichen 
Hochlauf an schienengebunde-
nen Projekten seit der GVFG-No-
velle vollständig bedienen zu 
können. Dies gelte für Neubau 
und Grunderneuerung gleicher-
maßen.   DK
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ABC Arbeitsplatz Kommune: 
Mehr Sicherheit mit digitalen Datenanalysen

In Kooperation mit der
Datev eG

GZ KOMMUNAL-

In einer zunehmend digitalisierten Welt sind 
IT-Systeme und digitale Prozesse in öffent-
lichen Verwaltungen und kommunalen Be-
trieben unverzichtbar geworden. Die digitale 
Transformation bedingt prozessuale Verände-
rungen mit dem Ziel, dass moderne Kommu-
nen ein digitales Dienstleistungsangebot be-
reitstellen können. Die damit einhergehende 
zunehmende Abhängigkeit von technischen 
Systemen bringt gleichzeitig eine Fülle an di-
gitalen Daten mit sich. Neben allem Nutzen 
und Komfort für die kommunalen Abläufe und 
die Interaktion mit den Bürgerinnen und Bür-
gern sind mit diesen riesigen Datenmengen 
leider auch Risiken verbunden. Technische 
Sicherheitslücken, fahrlässiger Umgang mit 
sensiblen Daten oder Fehlverhalten von Be-
schäftigten können zu Problemen führen, bei-
spielsweise beim Thema Datenschutz.

Doch auch für diese Herausforderungen, gibt 
es wiederum digitale Werkzeuge, die Abhilfe 
schaffen. So lassen sich über digitale Datenanaly-
sen derartige Gefahren frühzeitig erkennen und 
vermeiden. Aussagekräftige und sichere Analyse- 
handlungen sind eine wichtige Präventivmaß-
nahme, um einen hochwertigen Datenbestand 
sicherzustellen. Dies führt sowohl zu einer opti-
mierten Wirtschaftlichkeit der Dienstleistungen 
im kommunalen Bereich als auch zu einer Stär-

kung des Vertrauens der Bürgerinnen und Bür-
ger in die Kommune.

Eine probate Software für eine solche gründli-
che Analyse ist beispielsweise DATEV Datenprü-
fung. Sie unterstützt wirkungsvoll bei der lau-
fenden Qualitätssicherung von Vor- und Haupt-
systemen, der unterjährigen, zeitnahen oder 
auch präventiven Aufdeckung von Sicherheits-
lücken und gewährleistet eine revisions- und fäl-
schungssichere Verarbeitung der Daten. Auch 
komplexe Sachverhalte lassen sich damit schnell 
und transparent darstellen.

Strategien für die Zukunft

Über die Analyse von Vor- und Hauptsyste-
men werden Zusammenhänge, Abhängigkeiten 
und Ungereimtheiten der in der Stadt, der Ge-
meinde oder im kommunalen Betrieb vorhande-
nen Daten schnell transparent gemacht. Fehler 
oder Manipulationen lassen sich somit rechtzei-
tig erkennen und so drohende finanzielle Schä-
den oder Reputationsprobleme abwenden. So 
hilft das Werkzeug insgesamt dabei, aus großen 
Datenmengen zuverlässige Informationen zu ge-
winnen, sie transparent aufzubereiten, Risiken zu 
minimieren und abgeleitet aus den Ergebnissen 
Strategien für die Zukunft entwickeln. 

Weitere Informationen unter: www.datev.de/
datenpruefung r

Zuschuss zur Entgeltumwandlung
Ein Gastbeitrag von Kerstin Ippisch, Referatsleiterin Marketing und Kommunikation

Kommunales Versorgungswesen, Bayerische Versorgungskammer

Der kommunale Arbeitgeberverband Bayern hat im Juni 2023 per 
Beschluss seinen Mitgliedern die Möglichkeit eröffnet, freiwillig 
einen zusätzlichen Arbeitgeberzuschuss zur Entgeltumwandlung 
zu leisten. Dies führt dazu, dass die Kommunen in Bayern einen 
Zuschuss auf Grundlage des § 1a Abs. 1a BetrAVG zur Entgeltum-
wandlung zahlen können. Der Zuschuss kann für diejenigen Be-
schäftigten gezahlt werden, bei denen sich für den Arbeitgeber 
durch eine Entgeltumwandlung eine Ersparnis bei den Beiträgen 
zur Sozialversicherung ergibt. 

Damit wird die Entgeltum-
wandlung sowohl für die Be-
schäftigten als auch für die kom-
munalen Arbeitgeber noch inter-
essanter – eine echte „win-win-Si-
tuation. Die Beschäftigten im 
kommunalen öffentlichen Dienst 
in Bayern profitieren zwar be-
reits jetzt von einer durch den Ar-
beitgeber finanzierten Betriebs-
rente aus der BVK Zusatzversor-
gung, die sie automatisch alleine 
durch die Finanzierung des Ar-
beitgebers erhalten. Damit ste-
hen sie schon mal vergleichswei-
se gut da. Gleichwohl ist eine wei-
tere Komponente als zusätzliche 
freiwillige Altersvorsorge unab-
dingbar, um die finanzielle Situa-
tion der Beschäftigten weiter zu 
verbessern.

Wertschätzung  
für die Mitarbeiter

Mit dem Zuschuss zur Entgelt- 
umwandlung haben die kommu-

nalen Arbeitgeber ein wirkungs-
volles Instrument für die Gewin-
nung und Bindung von Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmern an 
der Hand – in Zeiten des Arbeits-
kräftemangels ist das ein absolu-
ter Wettbewerbsvorteil. Durch die 
Entgeltumwandlung ihrer Mitar-
beiter erzielen die Arbeitgeber ei-
ne Sozialversicherungsersparnis 
von in der Regel etwas über 20 
Prozent des Bruttolohns. Wenn 
man einen Teil dieser Ersparnis an 
die Beschäftigten weitergibt, un-
terstreicht das die Wertschätzung 
der Mitarbeiter.

In Bayern haben bereits mehre-
re – darunter auch große – Kom-
munen den Zuschuss zur Entgelt- 
umwandlung eingeführt.

Praktische Umsetzung

Um den Zuschuss zur Entgelt- 
umwandlung einzuführen, gibt es 
zwei grundsätzlich mögliche Vor-
gehensweisen:

• Aufstockung: Der Zuschuss 
wird dem bereits bestehen-
den Beitrag des Beschäftigten  
hinzugeschlagen. Das heißt:  
Der Beschäftigte wandelt 
gleich viel Entgelt um, zahlt 
aber mehr in seinen Vertrag 
ein. 
• Anrechnung: Der Zuschuss 
wird in den bereits bestehen-
den Beitrag so hineingerech-
net, dass dieser sich nicht  
verändert. Das heißt: Der Be-
schäftigte wandelt weniger Ent-
gelt um, zahlt aber genau so viel 
in seinen Vertrag ein. 

Unterstützung für  
interessierte Arbeitgeber

Die meisten der bayerischen 
Kommunen haben die BVK Zu-
satzversorgung als Anbieter für 
die Entgeltumwandlung zugelas-
sen. Das diesbezügliche Produkt 
der BVK Zusatzversorgung heißt 
„PlusPunktRente als Entgeltum-
wandlung“. 

Viele bayerische Kommunen 
haben Beschäftigte, die in eine 
PlusPunktRente als Entgeltum-
wandlung einzahlen. Die BVK Zu-
satzversorgung kann diese Mit-
glieder bei der Einführung des 
Arbeitgeberzuschusses zur Ent-
geltumwandlung praktisch unter-
stützen. r

Konditionsvereinbarungen der ProVitako: 

Bundesweite Entlastung 
kommunaler Haushalte

Auf ihrer Pressekonferenz in Berlin stellte ProVitako e.G. ein  
neues Instrument vor: Die Konditionsvereinbarung. Sie ermög-
licht allen deutschen Kommunen den Zugang zu einheitlichen Her-
stellerrabatten. Der Startschuss wurde von den IT-Herstellern Dell 
Technologies, Fujitsu, HPE und Lenovo für deren Server und Stora-
ge-Portfolio gesetzt. Das Ziel der ProVitako ist es, eine Entlastung 
der kommunalen Haushalte zu erreichen. Durch den Abschluss die-
ser und weiterer Konditionsvereinbarungen sowie gezielter Bedarfs-
bündelungen sollen zukünftig Einsparungen von jährlich bis zu 100 
Millionen Euro möglich werden.

Mehr als 50 Prozent der kom-
munalen IT-Beschaffungen in 
Deutschland werden derzeit 
noch durch individuelle Verga-
beentscheidungen am Markt 
platziert. Dadurch entgehen den 
Kommunen Volumenrabatte, die 
bei einer Bündelung von Beschaf-
fungen erreicht werden können.

Einheitliche Konditionen

ProVitako hat sich zum Ziel ge-
setzt, auch hier Beschaffungen zu 
besseren Konditionen zu ermögli-

chen. Analog zum bereits seit Jah-
ren praktizierten Vorgehen des 
BMI, Konditionsvereinbarungen 
mit Microsoft zu verhandeln, hat 
ProVitako den Weg mit IT-Her-
stellern zu einheitlichen Konditio-
nen für die Zielgruppe Public Sec-
tor Kommunal umgesetzt.

Durch eine einfache Akkredi-
tierung bei ProVitako erhalten 
Kommunen Zugang zu Herstel-
lerrabatten, die gleichmäßig in 
die Angebote bei allen Anbietern 
einfließen.

Mit den ersten vier Partnern – 

Dell Technologies, Fujitsu, Hewlett 
Packard Enterprise (HPE) und Le-
novo – wurde das Instrument der 
Konditionsvereinbarung für die 
Kommunen in Deutschland offi-
ziell gestartet. Weitere Hersteller 
werden folgen, um das Angebot 
auszubauen.“

„ProVitako erwirtschaftet durch 
die Bündelung von Vergaben er-
hebliche Preisvorteile für ih-
re Mitglieder und deren Träger. 
Damit schafft sie bereits heute 
ein Einsparpotential im dreistel-
ligen Millionenbereich“, erklärte 
Karl-Josef Konopka, Vorstands-
mitglied von ProVitako.

Großer Nutzen bei  
Individualbeschaffungen

„Die Konditionsvereinbarung ist 
eine Vereinbarung zwischen Pro-
Vitako und IT-Herstellern. Diese 
sieht einen Herstellerrabatt vor, 
der höher ausfällt als die bisher 
durch die Handelspartner gege-
benen Angebotsrabatte. Damit 
schafft die ProVitako auch einen 
großen Nutzen bei Individualbe-
schaffungen“, hob Jürgen Abels-
hauser, Vorstandsvorsitzender 
von ProVitako hervor.

„Für die vier Hersteller bietet 

die Konditionenvereinbarung ver-
schiedene Vorteile: eine erheb-
liche Kosten- und Zeitersparnis, 
bessere Planungssicherheit sowie 
eine Automatisierung von wichti-
gen Teilen des Beschaffungspro-
zesses“, erklärte Kevin Illg, ISG 
Sales Manager Lenovo Deutsch-
land. „Insgesamt können dadurch 
in der Beschaffung attraktive-
re Preise realisiert werden, eine 
Win-Win-Situation für alle Betei-
ligten“.

Innovativen Initiative

„Die Einführung der Konditions-
vereinbarung markiert einen be-
deutenden Schritt, um deutsche 
Kommunen bei der Optimierung 
ihrer IT-Beschaffung zu unter-
stützen. Durch diese Hersteller-
rabatte können sie ihre Haushal-
te entlasten und mehr finanzielle 
Spielräume schaffen. Wir bei Dell 
Technologies sind stolz darauf, 
Teil dieser innovativen Initiati-
ve zu sein.“, führte Stefan Tetten-
born von Dell Technologies aus.
„Die Aufgabe der IT-Unterneh-
men ist es, die Kommunen in die 
Lage zu versetzen, tiefer in zu-
kunftsgerichtete Themen einzu-
steigen. Dabei werden KI-basier-
te Prozesse der Schlüssel sein, um 
Arbeitsprozesse zu optimieren 
und die Arbeitsplätze der Zukunft 

zu gestalten. Dabei geht es immer 
um DSGVO-konforme Infrastruk-
turen, die in bestehende Syste-
me integriert werden können, 
dies ist eine Grundvoraussetzung, 
für den Einsatz neuer Technologi-
en wie künstliche Intelligenz.“, be-
tonte Sebastian Stadler, Hewlett 
Packard Enterprise (HPE).

Klare Vision

„Als VITAKO gegründet wurde, 
hatten wir die klare Vision, den 
Kommunen nicht nur als Partner 
zu helfen, sondern ihnen im Be-
reich Beschaffung einen echten 
Mehrwert zu bieten. ProVitako ist 
somit nicht nur eine Einkaufsge-
nossenschaft, die 2007 aus VITA-
KO hervorging, sondern eines der 
Kernstücke unserer VITAKO Missi-
on, Kommunen in ihrem Streben 
nach digitaler Exzellenz zu unter-
stützen.“, führte Lars Hoppmann, 
Geschäftsführender Vorstand von 
VITAKO aus.

Die Konditionsvereinbarung 
ist ab sofort für alle deutschen 
Kommunen nutzbar. Interessier-
te Kommunen können sich auf 
der Webseite der ProVitako pro-
vitako.de oder direkt mit dem 
Link: kv.provitako.de die Akkre-
ditierungsunterlagen anfordern, 
um von den Rabatten zu profi-
tieren. r

Eine Fachkraft 
mehr auf 1.000 

Hektar Wald 
Forderung der  

Forst Gewerkschaft IG Bau
Zur Vorstellung der neuen Bun-
deswaldinventur durch Bundes-
landwirtschaftsminister Cem 
Özdemir erklärt der Forst-Ex-
perte der IG Bauen-Agrar-Um-
welt, IG BAU-Vize-Chef Harald 
Schaum:

„Der Zustand des Waldes 
hängt ganz wesentlich auch da-
von ab, wie viele Menschen sich 
um ihn kümmern. Je mehr Per-
sonal im Forst, desto besser die 
Pflege des Waldes. Als Faustre-
gel gilt: Deutschland braucht ei-
ne Fachkraft mehr auf 1.000 Hek-
tar Wald.“

11.000 Forstbeschäftigte  
zusätzlich nötig

Für die bundesweit rund 11,4 
Millionen Hektar Wald wären da-
mit rund 11.000 Forstbeschäf-
tigte zusätzlich nötig. Hier dür-
fe insbesondere auch der Staat 
bei seinem Forst nicht länger auf 
die Personalbremse treten, führt 
Schaum weiter aus. r

https://www.tvbayernlive.de/
https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/inhalt/blickpunkte/kommunal-abc/5662-gz-7-2023-abc-arbeitsplatz-kommune
https://www.datev.de/web/de/loesungen/public-sector/finanzwesen/digitale-datenanalyse-effizient-sicher-und-hochwertig/
https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/inhalt/blickpunkte/kommunal-abc/5662-gz-12-2024-abc-arbeitsplatz-kommune
https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/inhalt/blickpunkte/kommunal-abc/5662-gz-7-2023-abc-arbeitsplatz-kommune
http://www.datev.de/datenpruefung
http://www.datev.de/datenpruefung
http://provitako.de
http://provitako.de
http://kv.provitako.de
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Qualität im Kanalbau sichern: 

Verantwortung für  
die Infrastruktur von morgen

Wie die Gütesicherung Kanalbau RAL-GZ 961 hilft, Fachkompetenz zu fördern, Bauqualität zu sichern 
und langfristig in nachhaltige Infrastrukturen zu investieren

Das bayerische Wasserleitungsnetz ist über 115.000 Kilometer lang, 
rund 106.000 Kilometer die öffentlichen Abwasserkanäle. 97 Pro-
zent der Haushalte in Bayern sind an das öffentliche Kanalnetz an-
geschlossen, mehr als 2.100 kommunale Abwasserentsorger für die 
Entsorgung der Abwässer zuständig. Wie in den anderen Bundes-
ländern gilt auch in Bayern: Die Leitungsnetze der Wasserver- und 
Abwasserentsorgung sind oftmals der größte Vermögenswert einer 
Gemeinde. Ihre Instandhaltung ist enorm wichtig, damit diese wert-
volle kommunale Infrastruktur für die Bürgerinnen und Bürger auch 
in Zukunft zur Verfügung steht und bezahlbar bleibt. Doch was muss 
getan werden, um diese Netze zu erhalten und wie lassen sich die 
zur Verfügung stehenden Mittel möglichst effizient einsetzen? Ins-
besondere aus Verantwortung gegenüber nachfolgenden Genera-
tionen sind wir gehalten, das Kanalnetz weitsichtig zu bewirtschaf-
ten. Ein Sanierungsstau wie bei den Brücken in Deutschland hätte 
verheerende Folgen. Entscheidende Bedeutung sowohl für das kurz-
fristige Ergebnis als auch für die künftige Entwicklung des Substanz-
wertes des Netzes kommt deshalb nicht zuletzt der Qualität der Aus-
führung zu. Vor diesem Hintergrund ist es eine gute Sache, dass es 
Instrumente wie die Gütesicherung Kanalbau gibt, die bei der an-
spruchsvollen Aufgabe helfen, qualifizierte und fachlich geeignete 
Partner für die jeweilige Maßnahme zu finden. Zur Bedeutung der 
Gütesicherung Kanalbau sowie den zentralen Begriffen Qualität und 
Qualifikation äußern sich Dipl.-Ing. MBA Ulf Michel, Vorstandsvor-
sitzender der Gütegemeinschaft Güteschutz Kanalbau und ihr Ge-
schäftsführer, Dr.-Ing. Marco Künster, im Interview. 

GZ: Herr Dr. Künster, Herr Mi-
chel, mit der Gütesicherung Ka-
nalbau RAL-GZ 961 hat sich ein 
System etabliert, das zur Prü-
fung der technischen Leistungs-
fähigkeit von Bietern im Verga-
beverfahren und damit der Qua-
lität im Kanalbau dient. Wie be-
schreiben Sie diese Aufgabe?

Marco Künster: Neben der 
Prüfung von Antragstellern und 
Gütezeicheninhabern auf Erfül-
lung der Güte- und Prüfbestim-
mungen sowie der Verleihung 
des Gütezeichens zählt die Er-
arbeitung eines – zwischen Auf-
traggebern, Ingenieurbüros und 
Auftragnehmern abgestimmten 
– Anforderungsprofils zur Bewer-
tung der Bietereignung zu den 
Aufgaben der Gütegemeinschaft 
Kanalbau. In den Güte- und Prüf-
bestimmungen finden sich de-
taillierte Anforderungen an die 
Fachkunde, technische Leistungs-
fähigkeit und technische Zuver-
lässigkeit der Bieter sowie an die 
Dokumentation der Eigenüber-
wachung. Ausführende Unter-
nehmen belegen ihre Qualifikati-
on mit einem Gütezeichen zu ei-
ner oder mehreren Beurteilungs-
gruppen (AK1, AK2, AK3, VOD, 
VO, VB, VMD, VM, VP, S, I, R, D). 
Um unsere Infrastrukturen zu-
kunftsfähig zu machen, braucht 
es allerdings mehr als einen Bau-
stein. Deshalb unterstützt die 
Gütegemeinschaft ihre Mitglie-
der in vielen branchenrelevanten 
Schlüsselthemen: Angefangen 
bei der Aus- und Weiterbildung 
und der fachlichen Qualifikation 
der Mitarbeiter über technische 
Belange bis hin zum Regelwerk.

Ziel: Nutzungsdauer erhöhen 

Ulf Michel: Unser gemeinsa-
mes Ziel ist es, die Nutzungsdau-
er von Entwässerungskanälen zu 
erhöhen. Das gelingt, wenn die 
Anforderungen der Regelwerke 
bei Bauausführung, Sanierung, 
Inspektion, Reinigung und Dicht-
heitsprüfung erfüllt werden. In 
diesem Sinne hat Gütesicherung 
Kanalbau einen direkten Einfluss 
auf die Qualität vor Ort auf den 
Baustellen. Die von den Prüfinge-
nieuren durchgeführten Baustel-
len- und Firmenprüfungen sind 
deshalb wichtiger Bestandteil der 
Gütesicherung Kanalbau. Neben 
den – wo immer möglichen – un-
angemeldeten Baustellenprüfun-
gen wird in regelmäßigen Firmen-
prüfungen die Erfüllung der An-
forderungen an das Fachpersonal 
und dessen regelmäßige Schu-
lung, an den Umfang der Refe-
renzmaßnahmen (Erfahrung), an 
Betriebseinrichtungen und Gerä-
te sowie die Eigenüberwachung 
geprüft. Die Baustellenprüfbe-
richte enthalten immer den zum 

Besuchszeitpunkt festgestellten 
Ist-Zustand der Baustelle, in aller 
Regel mit Fotodokumentation. 
Bei der Auswertung dieser Unter-
lagen fällt auf, dass sich im Laufe 
der letzten Jahre und Jahrzehnte 
einiges zum Positiven entwickelt 
hat. Die Verfahrenstechniken, 
technischen Ausstattungen, Ge-
rätschaften und Werkstoffe wur-
den stetig weiterentwickelt. Und 
auch in Sachen Ausführungsqua-
lität wird stetig weiter an einer 
Verbesserung gearbeitet, nicht 
zuletzt über die RAL-Gütesiche-
rung Kanalbau. Das hat unter an-
derem dazu geführt, dass die da-
maligen, oft durchaus kritischen 
Rohrgrabenausführungen und 
Bausituation im Kanalgraben und 
die Langlebigkeit der Bauwerke 

sich bis heute spürbar verbessert 
haben. 

Unabhängige  
Eignungsprüfung

GZ: Wie beurteilen Sie den Ein-
fluss der Gütesicherung auf die 
Qualität der Ausschreibung und 
Bauüberwachung mit Blick auf 
Auftraggeber und Ingenieurbü-
ros? 

Michel: Die Gütesicherung Ka-
nalbau RAL-GZ 961 bietet bei der 
Leistungsvergabe von Ausschrei-
bungen im Kanalbau eine unab-
hängige Eignungsprüfung. Es liegt 
im Interesse von Städten und 
Kommunen, dass Abwasserlei-
tungen und -kanäle von erfahre-
nen und zuverlässigen Fachleuten 
geplant, gebaut oder saniert wer-
den. Organisationen, die die Er-
füllung der Eignungskriterien für 
Ausschreibung und Bauüberwa-
chung für offenen Kanalbau, Vor-
trieb oder Sanierung regelmä-
ßig nachweisen, führen das Gü-
tezeichen der Beurteilungsgrup-
pe ABAK (offener Kanalbau), ABV 
(Vortrieb) bzw. ABS (Sanierung). 
In einem jährlichen Erfahrungs-
austausch in der Firmenprüfung 
werden Feststellungen zu aktu-
ellen Ausschreibungsunterlagen 
besprochen und die Qualifikation 
und Erfahrung des Personals und 
des Büros dokumentiert. Hier se-
hen wir für die Zukunft noch Po-
tenzial. Deshalb steht das Thema 
ganz oben auf der To-do-Liste von 
Vorstand und Gütegemeinschaft 
und es werden Konzepte erarbei-
tet, um die Entwicklung der Gü-
tezeichen AB weiter voranzubrin-
gen.
GZ: Welchen Stellenwert hat für 
Sie das Thema Qualifikation?

Dr.-Ing. Marco Künster, Ge-
schäftsführer der Gütegemein-
schaft Güteschutz Kanalbau.  
 Bild: Güteschutz Kanalbau

Dipl.-Ing. MBA Ulf Michel, Vor-
standsvorsitzender der Gütege-
meinschaft Güteschutz Kanal-
bau.  Bild: FGüteschutz Kanalbau

Michel: Angesichts immer kom-
plexerer Bauaufgaben gewinnt 
das Thema Qualifikation immer 
mehr an Bedeutung. Und die wird 
in den nächsten fünf bis zehn Jah-
ren weiter zunehmen. Vor allem 
mit Blick auf Fachkräftemangel 
und Generationswechsel sowie 
dem Ausscheiden von erfahre-
nem Fachpersonal. In diesem Zu-
sammenhang fehlen Konzepte zur 
Weitergabe von Wissen. Deshalb 
wird es immer wichtiger, bran-
chenfremde Mitarbeiter sowie 
Arbeits- und Fachkräfte aus dem 
Ausland zu rekrutieren, um den 
komplexen Aufgaben für die In-
standhaltung unserer Infrastruk-
tur gerecht werden zu können. 

Qualität zahlt sich aus

GZ: Wie sieht es denn in der Pra-
xis damit aus?

Künster: Die Gründungsidee 
der Gütegemeinschaft war die 
Qualitätssicherung und der Qua-
litätsgedanke beeinflusst als 
wichtiger Baustein der Gütesi-
cherung Kanalbau nach wie vor 
unser Handeln. Das ist eine Kern-
botschaft, über die wir uns oft 
mit den Auftraggebern austau-
schen. Es reicht nicht, nur Mit-
glied im Güteschutz Kanalbau 
zu sein, man muss Qualität auch 
überwachen und in Ausschrei-
bungen einfordern. In Zeiten, in 
denen die ein oder andere Kom-
mune oder kleinere Gemeinde 
unsicher ist, wie die Einnahmen 
der kommenden Jahre aussehen, 
mag mancher vielleicht versucht 
sein, auf die Qualität nicht ganz 
so viel Wert zu legen und da-
durch kurzfristig Geld zu sparen. 
Aber es ist belegbar, dass Quali-
tät sich langfristig auszahlt. 
GZ: Die Gütegemeinschaft setzt 
sich vor diesem Hintergrund 
massiv für die Fort- und Weiter-
bildung des Personals bei den 
Mitgliedsunternehmen ein. Wie 
sieht das Angebot aus?

Michel: Die Gütegemeinschaft 
Kanalbau will die Qualität fördern 
und macht dazu unter anderem 
Angebote zur Qualifizierung des 

Personals. Das erfolgt in Form 
von Seminaren, digitalen Ange-
boten wie E-Learning oder ent-
sprechenden Skripten und Bro-
schüren mit Fachinformationen. 
Gleichzeitig sind Gütezeichenin-
haber verpflichtet, die Schulung 
ihres Fachpersonals in regelmä-
ßigen Abständen durchzuführen. 
Das können sie auf verschiede-
nen Wegen tun, so auch über die 
Angebote der Gütegemeinschaft. 
Diese Angebote und insbesonde-
re die Seminare werden gerne 
und häufig genutzt; pro Jahr wer-
den etwa 15.000 Mitarbeiter und 
Mitarbeiterinnen geschult. Ent-
sprechende Angebote sind auf 
www.kanalbau.com unter dem 
Begriff AKADEMIE zusammenge-
fasst. Darüber hinaus bauen wir 
insbesondere die digitalen For-
mate weiter aus. 

Weiterbildung  
mit digitalen Formaten

GZ: Was bedeutet das konkret?
Künster: Unter anderem haben 

wir neue Schulungsvideos entwi-
ckelt, die dem Fachpersonal der 
Unternehmen wichtige organi-
satorische und technische bau-
stellenrelevante Sachverhalte 
näherbringen sollen. Die Forma-
te, aufgenommen in einem vir-
tuellen Studio und mit Grafiken 
anschaulich hinterlegt, werden 
von einzelnen Prüfingenieuren 
der Gütegemeinschaft Kanalbau, 
moderiert. Die Themen reichen 
von der Wareneingangskontrol-
le über Verbausysteme, die Her-
stellung der Bettung, den Einbau 
von Rohren und die fachgerech-
te Verfüllung und Verdichtung bis 
hin zu Rohrstatik und Eigenüber-
wachung. Ergänzt werden sie um 
die Themen Dichtheitsprüfung 
und Grundstücksentwässerung. 
Einen zusätzlichen Mehrwert 
bekommen diese neuen digita-
len Formate auch deshalb, weil 
sie von den Unternehmen intern 
zur Weiterbildung ihrer Mitarbei-
ter genutzt werden können. Wei-
terhin zu nennen ist die eben-
falls neue webApp.kanalbau.
com, ein Online-Modul, welches 
per Tablet oder Smartphone ab-
gerufen werden kann. Die Kanal-
bau-webApp ist abgestimmt auf 
Quereinsteiger ohne Vorkennt-
nisse, aber auch auf Facharbei-
ter, Vorarbeiter und Poliere. Sie 
vermittelt, wie Arbeiten bei der 
offenen Bauweise entsprechend 
dem aktuellen Regelwerk aus-
geführt werden. In unterschied-
lichen Sprachen informiert die 
App über alle erforderlichen Ar-
beitsgänge und bietet zur Erläu-
terung viele Abbildungen und 
Animationen. Die Inhalte können 
eigenständig und zeitunabhän-
gig durchgearbeitet werden. Ein 
abschließender Verständnistest 
gibt Rückmeldung über den Ler-
nerfolg. Zusätzlich kann die App 
baubegleitend als Unterstützung 
der Mitarbeiter vor Ort dienen.

Michel: Mit der digitalen Er-
weiterung des Dienstleistungspa-
ketes hat die Gütegemeinschaft 
Kanalbau nicht zuletzt das all-
gegenwärtige Thema Fachkräf-

temangel konsequent im Blick. 
Deutschland benötigt qualifizier-
te Fachkräfte in ausreichender 
Zahl und auf praktisch allen Ebe-
nen. Insbesondere vor dem Hin-
tergrund langfristiger und tief-
greifender Transformationspro-
zesse, etwa bei der Digitalisie-
rung oder dem demografischen 
Wandel steigen die Herausfor-
derungen für die Fachkräftesi-
cherung und den Arbeitsmarkt 
in Deutschland stetig an. Vor die-
sem Hintergrund räumen Unter-
nehmen dem Thema Weiterbil-
dung der Mitarbeiter hohe Pri-
orität ein – unter anderem, um 
die eigene Wettbewerbsfähigkeit 
zu steigern. An dieser Stelle bie-
ten die neuen Angebote, auf die 
ein barrierefreier Zugriff möglich 
ist, den Nutzern eine professio-
nelle Unterstützung bei der Stär-
kung der Qualifikation im eige-
nen Hause. Durch einen einfa-
chen Zugang zu Schulungen und 
Arbeitshilfen werden die Qualifi-
kation der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter und letztlich die Aus-
führungsqualität gefördert. 

Langfristige Auswirkungen

GZ: Neben der Verantwor-
tung für nachfolgende Genera-
tionen, dem Klimawandel oder 
dem Fachkräftemangel steht die 
Branche vor vielen weiteren Her- 
ausforderungen. Wie können 
wir diese meistern? 

Künster: Zum einen sind Inves-
titionen anhand ihrer langfris-
tigen Auswirkungen zu planen. 
Zum anderen – und das darf in 
der Diskussion nicht untergehen 
– muss nach Möglichkeit „jede 
Investition sitzen“. Die Qualität 
der Planung und Ausschreibung 
hat enorme Auswirkungen auf 
das, was ich mit einer Investition 
erreichen kann. Das gilt natürlich 
auch für die Qualität der Ausfüh-
rung. Dafür müssen Unterneh-
men auf brauchbare Planungen 
zurückgreifen können und eine 
hohe Ausführungsqualität un-
terstützt durch die Bauüberwa-
chung realisieren. 

Michel: Das möchte ich unter-
streichen. Je mehr Augenmerk 
auf die Qualität gelegt wird, des-
to länger kann ein Bauwerk sei-
ne Aufgabe erfüllen. Weder die 
finanzielle Ausstattung noch die 
personellen Ressourcen lassen es 
in Zukunft zu, dass wir uns neben 
den ohnehin anstehenden Aufga-
ben noch zusätzlich belasten mit 
„Flicken bzw. Reparieren von un-
zureichender Qualität.“ Vor die-
sem Hintergrund darf der Auf-
traggeber sich gerne immer wie-
der bewusst machen, dass eine 
Investition in die Qualität lang-
fristig sehr viel Positives für die 
Substanz seiner Netze bewirken 
kann. Das RAL-Gütezeichen Ka-
nalbau bietet in diesem Zusam-
menhang dem Auftraggeber eine 
Orientierung, welche Ingenieur-
büros und welche bauausführen-
den Unternehmen ihre Qualifika-
tion und Erfahrung nachgewie-
sen haben. 
GZ: Herr Dr. Künster, Herr Michel, 
vielen Dank für das Interview.  r

4. Wasserforum Mittelfranken:

Sorgsamer Umgang mit (Grund-)Wasser
Beim 4. Wasserforum der Regierung von Mittelfranken in Ansbach 
standen der Landschaftswasserhaushalt und die Grundwasserneu-
bildung im Mittelpunkt. Neben dem sorgsamen Umgang mit dem 
(Grund-)Wasser und dem dezentralen Wasserrückhalt durch Agro-
forst und Keyline Design erörterten Experten u.a. die Optimierung 
des Betriebswassereinsatzes durch Wiederaufbereitung und Recy-
cling in der Chipfertigung und Halbleiterindustrie sowie die Redukti-
on von Wasserverlusten in der Trinkwasserversorgung.

Wie Jakob Meier, Amt für Länd-
liche Entwicklung Mittelfranken, 
ausführte, stellten Starkregen, 
Erosion und Wasserknappheit 
große Herausforderungen dar. 
Mit der Initiative boden:stän-
dig setze sich die Verwaltung für 
Ländliche Entwicklung in Bayern 
mit den Akteuren vor Ort dafür 
ein, den Landschaftswasserhaus-
halt nachhaltig zu verbessern und 
die Lebensgrundlagen im ländli-
chen Raum zu schützen.

Maßgeschneiderte  
Unterstützung

Mit boden:ständig biete man 
maßgeschneiderte Unterstüt-
zung an, von der Beratung bis zur 
Umsetzung umfassender Projek-
te. Dabei würden alle relevanten 
Aspekte wie Bewirtschaftung, 
Landschaftsstruktur und Hand-
lungsmöglichkeiten berücksich-
tigt und der Prozess bis zur er-
folgreichen Umsetzung beglei-
tet. Alle Instrumente der Ländli-
chen Entwicklung würden gezielt 
zur Umsetzung von Maßnahmen 
eingesetzt. Die lokalen Akteure 
seien nicht nur von Anfang an in 
den Prozess eingebunden, son-
dern blieben auch die Entschei-
dungsträger. 

Zentrale Anliegen  
der Initiative 

• Erosions- und Bodenschutz:  
Bodenabtrag bremsen

• Gewässerschutz: Sediment- 
und Nährstoffeintrag verringern 
sowie 
• Schaffung von Rückhaltes-
trukturen in der Landschaft.

Anhand von Projekten in Er-
metzhofen (Abflussbremsung), 
Obernzenn (Bahnhofszwischen-
frucht), Oberscheinfeld (Einbrin-
gen von Totholz als Querriegel für 
das Bremsen des Oberflächen-
abflusses im Wald), und Flachs-
landen zeigte Meier Möglichkei-
ten von boden:ständig zur Ge-
staltung des Landschaftswasser-
haushaltes auf. Im Projektgebiet 
„Hahnenkammsee“ nutzten die 
Projektbeteiligten die Bedingun-
gen, um den Landschaftsumbau 
voranzutreiben: Ein Bagger einer 
heimischen Baufirma weitete die 
zufließenden Arme des Röthel-
weihers auf und so entstanden 
Rückhaltemulden. Darin wird sich 
bei stärkeren Regenereignissen 
das Wasser zurückstauen können 
– gleichzeitig bleibt Erosionsma-
terial aus den Äckern liegen.

Strategie notwendig

Zur Überwachung, Reduzie-
rung und Niedrighaltung von 
Wasserverlusten empfahl Roland 
Schweigert von den Neustadt-
werken die Einführung einer Stra-
tegie, die sich heute mit techni-
schen und wirtschaftlichen Mit-
teln realisieren lässt und folgen-
de Aktivitäten beinhalten sollte:
• Ermittlung der Wasserverlus-

te und Schadensraten; 
• Technische und wirtschaftli-
che Beurteilung der Entwicklung 
von spezifischen Wasserverlus-
ten und Schadensraten;
•  Verkürzung der Reaktions- 
und Reparaturzeiten; 
• Leckortung, Schadensbehe-
bung und Dokumentation sowie 
schließlich 
• Rohrnetzrehabilitation.

Lückenlose Dokumentation

Grundsätzlich sollte ein Was-
serversorgungsunternehmen 
laut Schweigert eine langfristi-
ge Strategie entwickeln, um die 
rohrnetzbedingten Wasserver-
luste zu ermitteln und gering 
zu halten. Um den größtmögli-
chen Erfolg zu erzielen, sollten 
kleinere Rohrnetzbezirke stän-
dig durch eine Zuflussmessung 
überwacht werden. Die Abschät-
zung der Wasserverlustmenge 
bei vorliegenden Messwerten 
erfordere Erfahrung und Kennt-
nisse der Verbrauchsgewohnhei-
ten im Rohrnetzbezirk. Die tägli-
chen Messwerte sollten über ei-
nen längeren Zeitraum lückenlos 
aufgezeichnet und verfolgt wer-
den.

Für die Durchführung der Dicht-
heitsmessung und damit für die 
Erfassung der Wasserverluste sei 
das zu überwachende Rohrnetz 
in definierte Rohrnetzbezirke zu 
unterteilen. Die Größe der Rohr-
netzbezirke sei abhängig von der 
Wahl des angewandten Messver-
fahrens und von der angestreb-
ten Genauigkeit der Wasserver-
lusterfassung. Dieses Verfahren 
eignet sich Schweigert zufolge so-
wohl für die Durchführung einer 
turnusmäßigen, als auch für die 
Einrichtung einer ständigen Was-
serverlustkontrolle.  DK
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EU-Ministerrat:

Neue EU-Kommunalabwasser- 
Richtlinie beschlossen

Der EU-Ministerrat hat die kommunale Abwasserrichtlinie (KARL) fi-
nal beschlossen. Wesentlicher Bestandteil der KARL sind neue und 
weitergehende Anforderungen an die Abwasserbehandlung. So gel-
ten künftig verschärfte Grenzwerte für die Einleitung von Stickstoff 
und Phosphor aus Kläranlagen. Zudem sind erstmals Vorgaben für 
die Reduzierung spezieller Spurenstoffe durch die Einführung einer 
vierten Reinigungsstufe bei Kläranlagen enthalten. Deren Kosten 
(Investitions- und Betriebskosten) werden im Rahmen einer erwei-
terten Herstellerverantwortung zu mindestens 80 Prozent durch die 
Hersteller von Arzneimitteln und Körperpflegeprodukten getragen.

Die konkrete Umsetzung der 
Herstellerverantwortung sowie 
die Finanzierung der weite-
ren 20 Prozent der Kosten er-
folgen im Rahmen der Umset-
zung in das nationale Recht. Die 
neuen Anforderungen sowohl 
an die Einleitung von Stickstoff 
und Phosphor als auch zur Redu-
zierung von Spurenstoffen gel-
ten für Kläranlagen mit mehr als 
150.000 Einwohnerwerten (EW). 
Kläranlagen zwischen 10.000 
und 150.000 EW sind hiervon 
betroffen, wenn sie in besonders 
gefährdete Gebiete einleiten, die 
noch durch die Mitgliedsstaaten 
festzulegen sind. Die Einhaltung 
der Richtwerte soll gestaffelt bis 
zum Jahr 2045 erfolgen.

Ein weiterer wesentlicher As-
pekt der Änderung ist die vorge-
sehene schrittweise Energieneu-
tralität des Abwassersektorts bis 

2045. In die Berechnung einbe-
zogen werden Anlagen ab 10.000 
EW. Zudem ist die Einführung ei-
nes Abwassermonitorings zur Er-
mittlung von Krankheitserregern 
und die Erstellung von Abwasser-
managementplänen zur Reduzie-
rung von Überläufen aus der Ka-
nalisation in die Gewässer vorge-
sehen.

Nach Auffassung des DStGB 
„sind die Inhalte der neuen 
EU-Kommunalabwasserrichtli-
nie grundsätzlich zu begrüßen“. 
Insbesondere die Einführung ei-
ner erweiterten Herstellerver-
antwortung in das Wasserrecht 
sei ein Meilenstein in der euro-
päischen Gewässerpolitik und 
greife eine langjährige Forde-
rung auch des DStGB auf. Hier-
durch würden nicht nur die Kom-
munen, ihre Abwasserbetriebe 
und die Gebührenzahler finanzi-

ell entlastet, sondern auch Anrei-
ze geschaffen, in alternative, we-
niger gewässerbelastende Pro-
dukte zu investieren. Auch sei es 
wichtig, dass der deutsche Son-
derweg bei der Überwachung 
der Ablaufwerte für Phosphor 
und Stickstoff beendet wird. Nun 
werde es maßgeblich auf eine 
praxisgerechte Umsetzung der 
Richtlinienvorgaben in das na- 
tionale Wasserrecht ankommen.

Herausforderungen für  
kommunale Abwasserbetriebe

Die zukünftigen Richtwerte 
bei der Abwasseraufbereitung, 
die Energieneutralität des Ab-
wassersektors und zu erstellen-
de Abwassermanagementpläne 
stellten jedoch auch eine große 
Herausforderung für die kommu-
nalen Abwasserbetriebe dar, die 
in den nächsten Jahren massi-
ve Investitionen erfordern. „Mit 
Blick auf die Umsetzung der Vor-
gaben gilt es daher, strikt auf ei-
ne 1:1-Umsetzung zu achten und 
weitere Verschärfungen von An-
forderungen zu verhindern. Zu-
dem benötigen wir eine offene 
Diskussion zur Frage der Finan-
zierungsoptionen. Eine einsei-
tige Belastung der Kommunen 
und der Gebührenzahler kann 
nicht die Lösung sein“, betonte 
der Verband.

Reaktionen von DWA und VKU

„Ausdrücklich“ begrüßt die 
Deutsche Vereinigung für Was- 
serwirtschaft, Abwasser und Ab-
fall (DWA) die finale Verabschie-
dung der KARL. Mit der Novel-
lierung der über 30 Jahre alten 
Richtlinie passe die EU die kom-
munale Abwasserbehandlung 
und den Gewässerschutz an ak-
tuelle Herausforderungen an 
und stelle wichtige Weichen zur 
weiteren Umsetzung des Green 
Deals der Europäischen Union.  
„Wichtig ist jetzt eine pragma-

tische nationale Umsetzung 
mit Augenmaß. Die Branche 
braucht Planungs- und Rechtssi-
cherheit. Nationale Verschärfun-
gen müssen unbedingt vermie-
den werden, der deutsche Son-
derweg bei der Überwachung 
der Ablaufwerte für Phosphor 
und Stickstoff muss beendet 
werden“, erklärte Dr. Lisa Broß, 
Sprecherin der DWA-Bundes-
geschäftsführung. „Die deutlich 
strengeren Grenzwerte für Phos-
phor und Stickstoff stellen die 
Branche ansonsten vor kaum lös-
bare Probleme. Dies belegt auch 
der aktuelle 36. DWA-Leistungs-
nachweis kommunaler Kläranla-
gen sehr deutlich.“

„Die Umsetzung wird für die 
kommunale Abwasserwirtschaft 
eine machbare, wenn auch am-
bitionierte Herausforderung“, 
stellte VKU-Hauptgeschäftsfüh-
rer Ingbert Liebing fest: „Die 
neue Richtlinie ist und bleibt 
aus unserer Sicht ein notwendi-
ger Schritt, um unsere Gewäs-
ser langfristig zu schützen. Ins-
besondere die mit der Richtlinie 
neu eingeführte Beteiligung der 
Pharma- und Kosmetikindustrie 
an den durch ihre Produkte ver-
ursachten Kosten der Abwasser-
behandlung verdeutlicht vor al-
lem eines: Das Verursacherprin-
zip im Gewässerschutz wird end-
lich konsequent umgesetzt. Mit 
dem hier gefundenen Kompro-
miss werden die Abwasserkun-
den mit den Umsetzungskosten 
nicht länger allein gelassen.“

Die Richtlinie sei auch für die 
kommunalen Abwasserentsor- 
ger selbst ambitioniert. Das 
Hausaufgabenheft werde voller. 
Beispielsweise bedeute der Aus-
bau der Kläranlagen mehr Tech-
nik und dadurch einen höheren 
Energieeinsatz, während gleich-
zeitig die Energieneutralität der 
Branche angestrebt wird.

„Nachdem die Vorgaben aus 
Brüssel nun klar sind, brauchen 
wir jetzt durch eine zügige und 
praktikable Umsetzung in nati-
onales Recht Klarheit. Bis 2027 
muss die EU-Richtlinie in natio-
nales Recht gegossen werden. 
Auch wenn 2025 eine Bundes-
tagswahl stattfindet, darf Politik 
hier keine Zeit verlieren“, unter-
strich Liebing. DK

Auszeichnung in München:

Abwasser-Innovationspreis 2024
Mit dem Abwasser-Innovationspreis 2024 des Bayerischen Um-
weltministeriums zeichnete Staatsminister Thorsten Glauber in 
München die Marktgemeinde Untergriesbach, die GEA Holzkir-
chen KU und das AWA Ammersee für geplante Projekte aus. Mit 
der Preisverleihung ist eine Zusage für eine finanzielle Förderung 
in Höhe von insgesamt rund 780.000 Euro verbunden. Zudem er-
hielten die Gemeindewerke Karlsfeld für ein bereits abgeschlos-
senes Projekt einen Prämienpreis in Höhe von 25.000 Euro.

Die mit dem 1. Preis bedachte 
Marktgemeinde Untergriesbach 
(Landkreis Passau) plant durch 
eine innovative Verknüpfung von 
Schlamm- und Umwälzbecken, 
Schwerkraftabscheider und an- 
aerobem Selektor die Schlamm-
absetzeigenschaften zu verbes-
sern. Dadurch wird weniger Fäll-
mittel benötigt und die Kapazität 
der Anlage vergrößert. So kann 
ein Regenüberlaufbecken einge-
spart werden. Das Umweltminis-
terium unterstützt dieses Projekt 
mit bis zu 200.000 Euro.

Plus-Energie-Kläranlage

Die GEA Holzkirchen KU (2. 
Preis) will eine Plus-Energie-Klär-
anlage verwirklichen. Das Klärgas 
wird hierbei vollständig genutzt 
und durch eine ausgeklügelte 
Verbindung von Blockheizkraft-
werk, PV-Anlage, Batteriespei-
cher, eigener Strom- und Wär-
menutzung können Stromüber-
schüsse ins öffentliche Netz 
eingespeist werden. Die Preisträ-
gerin erhält dafür bis zu 380.000 
Euro Fördermittel.

Das AWA Ammersee gKU wird 
im Freistaat die erste schwim-
mende Photovoltaik-Anlage auf 
einem Schönungsteich bauen 
und den Stromverbrauch der 

Kläranlage klimafreundlicher de-
cken. Der Platzierung auf einem 
Teich spart Fläche auf der grünen 
Wiese. Die Anlage wird so kons-
truiert, dass Wasservögel unter 
der Anlage schwimmen und nis-
ten können. Das AWA Ammer-
see bekommt für die Anlage eine 
Förderung bis zu 200.000 Euro.

Für einen neu gebauten Faul-
behälter erhielten die Gemein-
dewerke Karlsfeld einen Prämi-
en-Preis. Durch eine innovati-
ve Verrohrung wird Schlamm 
direkt aus dem Faulbehälter ent-
nommen; sowohl der warme 
Schlamm als auch das warme 
Prozesswasser werden weiter-
verwendet. Damit werden jähr-
lich 200.000 Kilowattstunden 
nachhaltig und ohne CO2-Aus-
stoß an thermischer Energie ein-
gespart.

Die kommunalen Kläranlagen 
in Bayern reinigen im Jahr mehr 
als 1,8 Milliarden Kubikmeter 
Abwasser, das entspricht etwa 
dem Volumen des Ammersees. 
Die öffentlichen Sammelkanä-
le für Abwasser belaufen sich 
auf über 105.000 Kilometer. Der 
Freistaat hat die Kommunen bei 
dieser Aufgabe in den vergange-
nen über 75 Jahren mit Förder-
mitteln in Höhe von rund 9,5 Mil-
liarden Euro unterstützt. DK

V.l.: MdL Alexander Flierl, Dr. Martin Oberle, Bezirksrat Michael 
Maderer, Herbert Krönert (DEHOGA), Erste Bürgermeisterin Clau-
dia Wust, AKU-Bezirksvorsitzender Jens Ostendorf, MdB Tobias 
Winkler und MdEP a.D. Albert Deß. Text und Bild: pmw

CSU-AK Umweltsicherung und Landesentwicklung:

Zukunft der Teichwirtschaft
„Der Karpfen schmeckt nicht nur, er ist vom Teich bis zum Teller 
ein besonders nachhaltiges, ökologisches und regionales Produkt. 
Er gehört zur fränkischen Identität und ist wichtig für Gastrono-
mie und Tourismus“, so Tobias Winkler, Wahlkreisabgeordneter 
im Deutschen Bundestag. Er beklagte bei einer Tagung mit Fach-
leuten des Fischereiwesens in Neuhof a.d. Zenn den „dramati-
schen Rückgang“ der Anzahl von Teichwirten.

Der CSU-Arbeitskreis Umwelt-
sicherung und Landesentwick-
lung (AKU) hatte eine ganze Rei-
he von Experten zu Gast, dar-
unter Alexander Flierl, CSU-Ab-
geordneter im Bayerischen 
Landtag und dort u.a. Vorsitzen-
der des Ausschusses für Umwelt 
und Verbraucherschutz und in 
seiner Heimat Oberpfalz Vorsit-
zender der Teichgenossenschaft, 
Dr. Martin Oberle vom Arbeits-
bereich Karpfenteichwirtschaft 
in der Bayerischen Landesan-
stalt für Landwirtschaft, und 
Herbert Krönert, Vorsitzender 
des Hotel- und Gaststättenver-
bandes im Landkreis Neustadt 
a.d. Aisch – Bad Windsheim.

Mit dabei auch der Beauftragte 
für Fischereiwesen in Mittelfran-
ken, Bezirksrat Michael Maderer, 
der frühere Europaabgeordne-
te Albert Deß, Vorsitzender des 
Verbandes der Bayerischen Be-
rufsfischer, und die ehemalige 
Karpfenkönigin Katrin Uano (Kat- 
rin I), nach wie vor Repräsentan-
tin der Aischgründer Spiegelkar-
pfen. Teilgenommen haben auch 
die früheren Landtagsabgeord-
neten Günter Gabsteiger, einst 
Vorsitzender des Fischerzeuger-
rings Mittelfranken, Friedrich Lo-
scher-Frühwald, Ehrenpräsident 
des Fischereiverbandes Mittel-
franken, MdL a.D. und stellver-
tretender Landrat Hans Herold, 
sowie die Erste Bürgermeiste-
rin von Neuhof a.d. Zenn, Clau-
dia Wust.

Karpfen ist  
immaterielles Kulturerbe

Eingangs ging Oberle in einem 
kurzweiligen Vortrag auf die 
über 1000-jährige Geschichte 
der bäuerlichen Teichwirtschaft 
ein und bezeichnete den Kar-
pfen als einen der bedeutends-
ten Fische der Aqua-Kultur. 
Nicht umsonst gehöre die Kar-
pfenzucht zum „Immateriellen 
UNESCO-Kulturerbe in Deutsch-
land“, welches zu bewahren 
Auftrag und Verpflichtung sein 
müsse. Durch naturnahe Auf-
zucht seien die Teiche „nicht 
nur ein toller Lebensraum, son-
dern auch Wasserspeicher“. Zu 
beklagen seien die „katastro-
phalen Verluste“ durch Kormo-
ran, Reiher, Biber und neuer-
dings auch in Mittelfranken den 
Fischotter.

Während Michael Maderer 
die Unterstützung des Bezirks 
Mittelfranken darlegte, berich-
tete Herbert Krönert über die 
zahlreichen Traditionsgaststät-
ten in Franken, die für die Kar-
pfenzubereitung auch entspre-
chend gerüstet seien, und die in 
diesem Jahr zum 46. Mal statt-
findenden Karpfenschmecker-
wochen im Landkreis Neustadt 
a.d. Aisch – Bad Windsheim.

CSU für „verständigen 
Arten- und Naturschutz“

Der Abgeordnete Alexander 
Flierl sprach u.a. von neuen Her- 
ausforderungen angesichts der 
vielfältigen Fischentnahmen 
seitens Prädatoren (Räuber, 
Beutegreifer und Fressfeinde),  
die den Teichwirten zunehmend 
zu schaffen machten. Er sprach 
auch die Entschädigungen sei-
tens der Bayerischen Staatsre-
gierung an, wünschte sich aber 
zum Beispiel auch auf Bun-
desebene die Umsetzung der 
FFH-Richtlinie (Fauna-Flora-Ha-
bitat). Eine zentrale Frage des 
ländlichen Raumes insgesamt 
sei „ein verständiger Arten- 
und Naturschutz auf allen Ebe-
nen“.

Perspektiven für das Über-
leben der Teichwirtschaft sah  
Oberle in einer Einkommenskom-
bination auch als Wasser- und 
Energiewirte, zudem müssten 
die Leistungen für das Ökosys-
tem und die Gesellschaft ins-
gesamt auch angemessen ho-
noriert werden.

Grenze der Wirtschaftlichkeit 
ist längst überschritten

Auch bei der umfassenden 
Diskussion, vom mittelfränki-
schen AKU-Vorsitzenden Jens 
Ostendorf moderiert, ging es 
darum, „keinen falschen Ideo-
logien“ hinterherzulaufen. „Von 
manchen Politikern hört man 
nur Verbote, aber keine Lösun-
gen“, so ein Diskussionsbeitrag. 
Wie lange die Teichwirtschaft 
angesichts der Herausforde-
rungen noch durchhalten kön-
ne, wisse man nicht. „Wir ha-
ben keine Zeit mehr für lang-
fristiges Monitoring, wir brau-
chen Lösungen, und zwar jetzt“, 
so der Tenor von anwesenden 
Teichwirtinnen und Teichwirten, 
die von Verlusten durch Biber 
von bis zu 75 Prozent berichte-
ten. Die Grenze der Wirtschaft-
lichkeit sei längst überschritten. 
„Wenn der Fischotter zu uns 
kommt, hören wir auf!“

Verbandsklagerecht  
auf dem Prüfstand

Beklagt wurde auch, dass Nicht-
regierungsorganisationen und 
Verbände zu viele Rechte hätten, 
was zu langwierigen politischen 
Entscheidungen führe. In diesem 
Zusammenhang wurde überdies 
gefordert, das Verbandsklage-
recht auf den Prüfstand zu stel-
len. „Ein grundlegender Politik-
wechsel und Verbesserungen 
auch für die Teichwirtschaft ist 
aber nur mit klaren Mehrheiten 
möglich“, meinte Tobias Winkler 
mit Blick auf die bevorstehende 
Wahl.  pmw

Thermengemeinschaft 
Niederbayern 

wächst weiter zusammen
Die Niederbayerische Thermengemeinschaft nimmt immer wei-
ter Gestalt an, die Zusammenlegung von Prozessen in den betei-
ligten Thermalbädern schreitet in großen Schritten voran. Das 
betonte der strategische Geschäftsführer der Thermengemein-
schaft, Franz Altmannsperger, in seinem mündlichen Sachstand-
bericht auf den jüngsten Sitzungen der Bäderzweckverbände. 

Nachdem das Kompetenzzen-
trum Marketing bereits im Ju-
li 2023 an den Start ging, gefolgt 
vom Kompetenzzentrum Perso-
nal, kommt zum 1. Januar 2025 
das Kompetenzzentrum Finan-
zen, so Altmannsperger. Ein ein-
heitlicher Kontenrahmen sei be-
reits erstellt, die Einführung ei-
ner einheitlichen Software vorbe-
reitet und die Stelle der Leitung 
konnte intern besetzt werden. 

Das Ziel der Niederbayerischen 
Thermengemeinschaft sei einer-
seits, Synergieeffekte zu nutzen, 
sagte Altmannsperger. Dazu zähl-
te er die Verschlankung von Pro-
zessen, die Einsparung von Res-
sourcen, die Optimierung von 
Abläufen und die Konzentration 
verschiedener Kompetenzen un-
ter einem Dach. Anderseits sol-
le die Vereinheitlichung den Gäs-
ten zugutekommen. Eine einheit-
liche Tarifstruktur etwa solle den 
Menschen den Zugang erleich-
tern, gemeinsame, Bäder-über-
greifende Angebote wie „10+x“ 
oder das Angebot zur betriebli-
chen Gesundheitsförderung (BGF 
Niederbayern) bieten den Gästen 
zusätzliche Möglichkeiten.

Zur Thermengemeinschaft zäh-
len: die Rottal Therme in Bad Birn-
bach, die Europa Therme in Bad 
Füssing, die Wohlfühl-Therme in 
Bad Griesbach, die Limes-Ther-
me in Bad Gögging und die Kai-
ser-Therme in Bad Abbach. Die 
Bäder werden von Zweckverbän-
den betrieben, an denen der Be-
zirk Niederbayern mit jeweils 60 
Prozent der Mehrheitseigner ist. 
Daneben sind die jeweiligen Land-
kreise und die Kommunen vor Ort 
an den Zweckverbänden beteiligt.

In allen Bändern steigen die 
Besucher-Zahlen seit dem Ein-
bruch im Zuge der Corona-Pan-
demie kontinuierlich, sagte der 
strategische Geschäftsführer Alt-
mannsperger. Im Zeitraum von 
Januar bis Oktober dieses Jah-
res verzeichnete die Thermenge-
meinschaft über 1,4 Mio. Behand-

lungen. Damit ist zwar der Wert 
von 2019 mit 1,7 Mio. Behandlun-
gen noch nicht erreicht, „die Kur-
ve zeigt allerdings nach oben.“ Alt-
mannsperger: „Wir sind mit der 
bisherigen Entwicklung zufrieden.“

Umbau auf Erneuerbare

Seit einiger Zeit läuft in allen 
Bädern der Umbau auf Erneu-
erbare Energien. In den Zweck-
verbandssitzungen stellte Alt-
mannsperger die neuesten Ent-
wicklungen vor. Die wichtigs-
ten sind: die Installation weiterer 
Dach-Photovoltaikanlangen, die 
Prüfung der Umsetzbarkeit von 
Freiflächen-PV-Anlagen in der Li-
mes-Therme und der Rottal Ter-
me, die Nutzung des abgebade-
ten Thermalwasser in der Euro-
pa Therme, der Wohlfühl-Therme 
und der Limes-Therme, Grund-
wassernutzung in der Euro-
pa-Therme und der Anschluss an 
die Nahwärmeversorgung in der 
Rottal Terme, der Wohlfühl-Ther-
me und der Limes-Therme. Alt-
mannsperger: „Der Umbau auf 
Erneuerbare Energie trägt dazu 
bei, die Kosten der Bäder lang-
fristig zu senken. Mit ihrem Aus-
bau verfolgen wir nicht nur öko-
logische, sondern auch ökonomi-
sche Ziele.“

Zweckverbandsvorsitzender 
und Bezirkstagspräsident Dr. Olaf 
Heinrich sagte: „Gerade wegen 
der höchst angespannten Haus-
haltslage aller Verbandsmitglie-
der an allen Standorten sehen wir 
in der begonnenen Umsetzung 
der strategischen Neuausrich-
tung den wohl wichtigsten Bau-
stein zur Zukunftssicherung un-
serer Thermalbäder. Die erkenn-
baren wirtschaftlichen Erfolge 
bestätigen, dass wir auf dem rich-
tigen Weg sind.“ Nur gemeinsam 
könne man die Zukunft im Sinne 
aller Bäder gestalten. „Je intensi-
ver das Bekenntnis zur Thermen-
gemeinschaft, desto höher der 
Wirkungsgrad“, so Heinrich. r
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9. Bodentag 2024 der IG gesunder Boden e. V.:

Lebendige Böden: 
Stabile Systeme im Klimawandel

Beim diesjährigen 9. Bodentag mit dem Themenschwerpunkt „Leben-
dige Böden - Stabile Systeme im Klimawandel“ lud die Interessenge-
meinschaft gesunder Boden e. V. (IG gesunder Boden) als Veranstalter 
wieder hochkarätige Referentinnen und Referenten ein, bestehend 
aus renommierten und bekannten Wissenschaftlern wie die Agrar-
wissenschaftlerin Prof. Dr. Miriam Athmann, die Tierärztin Dr. Vivia-
ne Theby oder Dipl.-Geograph Stefan Schwarzer, sowie erfolgreichen 
Praktikern, die ihr umfangreiches Wissen zu gesunden Böden und 
Pflanzen an das Publikum des Bodentages weitergegeben haben. Das 
Programm war in dieser Hinsicht einzigartig und bot ein Forum und 
überregionales Netzwerk zum Austausch von Wissen und Praxisbei-
spielen, um gesunde, lebendige und humusreiche Böden aufzubauen.

Veranstaltungsort war wieder  
die Schwarzachtalhalle in Neun-
burg v. Wald im Landkreis 
Schwandorf (Oberpfalz). Auch 
in diesem Jahr fand die mit rund 
450 Teilnehmern etablierte, größ-
te Tagesveranstaltung der IG ge-
sunder Boden wieder als hybride 
Veranstaltung statt. Davon wa-
ren rund 300 Bodeninteressier-
te, Gäste und Referenten vor Ort 
und konnten gemeinsam mit den 
online zugeschalteten Teilneh-
mern den Bodentag mitverfol-
gen und mitdiskutieren. Auch wa-
ren wieder Schulklassen live zu-
geschaltet, wie zum Beispiel die 
Neunburger Berufsschule mit ih-
ren Auszubildenden für Land- 
und Forstwirtschaft.

Das Motto des 9. Bodentages 
lautete: Lebendige Böden – Stabi-

le Systeme im Klimawandel. Hier 
ging es um wichtige, neue wissen-
schaftliche Forschungsgebiete 
und aktuelle Erkenntnisse aus der 
Praxis im Boden-, Wasser- und 
Humusmanagement in Bezug auf 
das Bodenleben unter sich verän-
dernden klimatischen Bedingun-
gen. Franz Rösl, Vorstandsvorsit-
zender der IG gesunder Boden e. 
V. eröffnete den Bodentag mit ei-
nem Impulsvortrag zum Thema: 
Lebendige Böden gestalten. „Die 
beständige jährliche Teilnahme 
der zahlreichen Teilnehmer ver-
dient Respekt. Unsere Impulse 
zielen darauf, dass wir unsere Bo-
dengesundheit verbessern und 
jeder Mensch erkennt, dass er 
Einfluss auf die Entwicklung un-
serer Bodengesundheit hat“, hob 
Rösl hervor.

Praxis- und Vernetzungstag 
mit Exkursionen

Nach dem großen Zuspruch 
im letzten Jahr fand am Vortag 
des Bodentages wieder der Pra-
xis- und Vernetzungstag statt. 
Hier wurden besonders geeigne-
te Möglichkeiten angeboten, mit 
Referenten, Fachexperten und 
Praktikern ins Gespräch zu kom-
men. „Mit der Gestaltung die-
ses Tages sind wir wieder gerne 
dem Wunsch zahlreicher Teilneh-
mer und Gäste nachgekommen, 
zusätzliche Möglichkeiten der 
nachhaltigen Vernetzung rund 
um gesunden Boden zu schaffen. 
Denn schließlich können wir mit 
gesundem Boden nur gemein-
sam die Herausforderungen auf-
grund der gesellschaftlichen Er-
wartungen und der klimatischen 
Veränderungsprozesse besser 
meistern“, betonte Rösl mit Blick 
auf die Veranstaltung und die 
Teilnehmer.

Grußbotschaft von 
Dr. Auma Obama

Bei der Tragweite des Ta-
gungsthemas konnte mit Dr. Au-
ma Obama eine international 
bedeutende Botschafterin ge-

wonnen werden. Die Schwes-
ter des früheren US-Präsiden-
ten Barack Obama ist Gründe-
rin und Geschäftsführerin einer 
Stiftung, die sich um junge Men-
schen kümmert. Im Kern ihrer 
Botschaft ist es ihr sehr wichtig, 
dass junge Menschen in Zukunft 
eine gesellschaftlich stärkere 
Stimme bekommen und sich im 
Kontext des Klimawandels mög-
lichst viel Wissen um einen ge-
sunden, lebendigen Boden an-
eignen. 

Der diesjährige Bodentag zeig-
te auch wieder allen Gästen und 
Beteiligten vor Ort, wie Boden-
gesundheit gelebt und auch um-
gesetzt werden kann. Es wur-
den alle mit regionalen, saiso-
nalen und aus biologischem An-
bau produzierten Lebensmitteln 
verköstigt, die auf gesunden Bö-
den von Mitgliedern der IG ge-
sunder Boden e. V. wachsen. 
Und: Um die Umwelt so gering 
wie möglich zu belasten, wur-
de eine spezielle ökologische 

Kooperationsveranstaltung in Neu-Ulm:

Altlastensymposium 
GAB und afBW 2024

In Neu-Ulm tagten die Gesellschaft zur Altlastensanierung in 
Bayern mbH (GAB) und das altlastenforum Baden-Württemberg 
e.V. zum dritten Mal gemeinsam mit dem Ziel, aktuelle Entwick-
lungen in Baden-Württemberg und Bayern zu präsentieren. Auf 
der Agenda standen die Themen „Recht und Vollzug der Altlas-
tenbearbeitung“, „Praxiserfahrungen bei Erkundungen und Sa-
nierungen“ sowie „Nachhaltigkeit in der Sanierung“.

Philipp Schwarz, 1. Vorsitzen- 
der des altlastenforums Ba-
den-Württemberg, HPC AG, re-
ferierte zum Thema „Alles klar 
zum Umgang mit Boden und Bau-
schutt nach Ersatzbaustoff V und 
LAGA M23?“ Seit annähernd ei-
nem Jahr ist die Ersatzbaustoff-
verordnung in Kraft und regelt 
seither den Umgang mit minera-
lischen Ersatzbaustoffen bundes-
weit vollständig neu. Schwarz zu-
folge zeigen Erfahrungen aus der 
Praxis als Gutachter und Planer, 
dass es vielfältige Auslegungen 
und Interpretationen der neu-
en Regelungen gebe. Die Proble-
me äußerten sich im Detail, sei es 
bei unklaren Regelungen zur Pro-
benaufbereitung, der Bewertung 
analytischer Ergebnisse oder bei 
der Auslegung von Einbauweisen 
nach ErsatzbaustoffV in techni-
schen Bauwerken. So seien Ak-
tualisierungen der Ausführungs-
vorschriften und konkretisie-
rende, praxistaugliche Leitfä-
den dringend geboten. Lösungen 
und rechtsverbindliche Regelun-
gen über Ländergrenzen hinweg 
seien hier äußerst hilfreich.

Bodenkundliche 
Baubegleitung

Mit den Herausforderungen in 
der Bodenkundlichen Baubeglei-
tung bei linearen Großprojekten 
befasste sich Dr. Markus Dotter-
weich, R & H GmbH. Neu in der 
BBodSchV ist, dass bei Vorha-
ben, die eine Fläche von mehr als 
3.000 qm umfassen, eine boden-
kundliche Baubegleitung nach 
DIN 19639 „Bodenschutz bei Pla-
nung und Durchführung bei Bau-
vorhaben“ verlangt werden kann 
und auch die Entwicklung eines 
Bodenschutzkonzepts mitein-
schließt. Vor allem bei Großpro-
jekten wird dies künftig als Stan-
dardauflage zu erwarten sein.

Dotterweich stellte das Pro-
jekt SuedLink vor, bei dem ent-
lang einer etwa 700 Kilometer 
langen Trasse von Nord- nach 
Süddeutschland zwei Hochspan-
nungs-Gleichstrom-Übertra-
gungsleitungen (HGÜ) geplant, 
gebaut und betrieben werden. 
Bei diesem komplexen Baupro-
jekt ist der Aufwand in der Pla-
nung und Durchführung durch 
die großen Distanzen, der Verlauf 
durch unterschiedliche Naturräu-
me und zahlreiche administrative 
Einheiten enorm erhöht.

Bei einer Erdkabeltrasse kom-
me erschwerend hinzu, dass hun-
derte oder sogar tausende Ei-
gentümer, Besitzer und Betrof-
fene mit einzubeziehen seien, so 
Dotterweich. Diese Aufgabe er-
fordere die Entwicklung zahlrei-
cher standortspezifischer Boden-
schutzmaßnahmen, die in enger 
Abstimmung mit den beteiligten 
Projektakteuren erarbeitet, kom-
muniziert und umgesetzt werden 
müssten.

Über Aktuelles aus dem LfU in-
formierte Matthias Heinzel vom 
Bayerischen Landesamt für Um-

welt. Die LfU-Merkblätter Altlas-
ten Reihe 3.8/x sind bis auf das 
Merkblatt 3.8/2 „Ausschreibung 
und Vergabe HE und OU“ überar-
beitet und im vergangenen Jahr 
veröffentlich worden. Des Weite-
ren ist eine Arbeitshilfe zum Alt-
lastenkataster „ABuDIS“ mit ei-
nem dazugehörigen Schulungs-
video erschienen. Im März dieses 
Jahres wurden das überarbeite-
te „Prüfschema zur Plausibilitäts-
prüfung von Gutachten“ sowie 
die „Leitlinien zur Bewertung von 
PFAS“ veröffentlicht. Mit Letz-
teren wurden für den Vollzug in 
Bayern ein Bewertungsrahmen 
sowie beurteilungsrelevante Hin-
tergrundinformationen zur Ver-
fügung gestellt. Zusätzlich ent-
halten die Leitlinien Maßstäbe 
für die Bewertung von Untersu-
chungsergebnissen und Entschei-
dungen über ggf. erforderliche 
weitergehende Maßnahmen bei 
bestehenden Belastungen.

Sanierungen in der Praxis

Dr. Michael Reinhard, Arcadis 
Germany GmbH, ging auf PFAS 
im Baubestand ein und stellte die 
Frage: Ein Thema für den Rück-
bau? Aufgrund der Menge der Ab-
fälle (der Anteil mineralischer Ab-
fälle aus dem Rückbau von Bau-
werken liegt grob geschätzt bei 
70 Mio. Tonnen pro Jahr) und der 
Recyclingstoffe aus dem Rückbau 
erscheint es nach Reinhards Auf-
fassung sinnvoll zu sein, die po-
tenzielle PFAS-Belastung dieser 
Abfälle zu diskutieren. In seinem 

Vortrag gab er einige Denkanstö-
ße zu Beschichtungen/Impräg-
nierungen, Spezialfarben, Zusät-
ze (Additive), Löscheinrichtungen 
und Sekundärverunreinigungen 
im Beton. Mit aller Vorsicht zog 
er das Fazit, dass die tatsächliche 
Relevanz zahlreicher potenziel-
ler Verunreinigungen in der Bau-
substanz noch nicht systematisch 
erforscht sei und viele bekannte 
PFAS-Belastungen wohl derzeit 
nicht im Schadstoffmanagement 
bei Rückbau oder Erneuerun-
gen des Baubestands berücksich-
tigt würden (z. B. Sprinkleranla-
gen). Zudem gebe es Regelungs-
lücken bei der Verwertung von 
PFAS-haltigen Abfällen aus dem 
Rückbau von Anlagen oder Ge-
bäuden.

CO2-Bilanz im Fokus

Bernadette Bohnert, HPC AG, 
die zum Thema „Verhältnismä-
ßig und nachhaltig sanieren – 
mit CO2-Bilanz zum optimalen 
Minimum?“ referierte, wies dar- 
auf hin, dass eine CO2-Bilanz 
nicht der Weg zur optimalen Sa-
nierungsvariante sei. Ein we-
sentlicher Vorteil der Bilanz sei 
jedoch, dass sie eine quantifi-
zierbare Entscheidungsgrundla-
ge liefere, die objektiv nach all-
gemein anerkannten Standards 
verglichen werden könne. Darü-
ber hinaus erlaube eine CO2-Bi-
lanz auch, dass Umweltauswir-
kungen in die Kostenschätzung 
aufgenommen und dann ggf. 
ausgeglichen werden können. 
Neben dem Vergleich von Sanie-
rungsverfahren sei sie aber auch 
bei der Bewertung langlaufen-
der Maßnahmen, vor allem bei 
Pump & Treat-Verfahren, in Be-
zug auf ihre in der Regel abneh-
mende Effizienz und Verhältnis-
mäßigkeit einsetzbar. DK

bvse-Jahrestagung in Hamburg:

Veraltete Prozesse modernisieren
„Wir können heute mit fast 1.100 Mitgliedsunternehmen den 
75. Geburtstag unseres Verbandes feiern“, unterstrich der wie-
dergewählte bvse-Präsident Henry Forster auf der Jahrestagung 
in Hamburg. „Trotz vieler negativer Trends entwickelt sich unser 
Verband prächtig. Das macht mich stolz.“

Für seine kommende Amts-
zeit kündigte Forster an, ver-
altete Prozesse zu modernisie-
ren, darunter auch die Beitrags-
ordnung. Mit Blick auf die bis-
herige Praxis, Beiträge nach 
Stoffstrommengen zu erheben, 
meinte er: „Das können wir bes-
ser und gerechter!“

bvse-Hauptgeschäf tsfüh -
rer Eric Rehbock griff in sei-
nem Bericht u.a. neue Entwick-
lungen auf, wie etwa das Recy-
cling von Lithium-Ionen-Batteri-
en. Hier habe der Verband einen 
neuen Arbeitskreis gebildet, um 
sich rechtzeitig und kompetent 
für ein neues Aufgabenfeld mit 
neuen Herausforderungen zu 
positionieren. Zudem informier-
te Rehbock über das bvse-Nach-
haltigkeitstool, das den Mit-
gliedsunternehmen ermögliche, 
über jeden Entsorgungs- oder 
Liefervorgang einen CO2-Re-
port zu erstellen und dem Kun-
den zur Verfügung zu stellen.

Rehbock zufolge stehen mit 
den neuen gesetzlichen An-
forderungen zur umfassenden 
Nachhaltigkeitsberichterstat-
tung viele größere Unterneh-
men vor der Herausforderung, 
ihre CO2-Bilanz transparent dar-
zustellen. Dazu seien kleinere 
mittelständische Unternehmen 
derzeit zwar noch nicht ver-
pflichtet, aber darauf komme es 
auch nicht an. „Das ist wirklich 
ein wichtiges Thema, wenn man 
im Markt als Bestandteil der Lie-
ferkette bleiben will. Sie müs-
sen liefern können“, machte der 
Hauptgeschäftsführer deutlich.

Andreas Mundt, Präsident des 
Bundeskartellamts, hob hervor, 
dass die Branche wettbewerbs-
rechtlich zu den komplexesten 
gehöre. Mit einem Jahresum-
satz von über 100 Milliarden Eu-
ro und 315.000 Beschäftigten 
sei sie jedoch auch ein gewich-
tiger Wirtschaftsfaktor, den das 
Bundeskartellamt seit Jahrzehn-
ten intensiv beobachte.

Das Bundeskartellamt ha-
be in den vergangenen Jahren 
sehr viele Fusionen gesehen, 

die zum Teil „vertieft“ geprüft 
wurden, so Mundt. Außerdem 
seien Sektoruntersuchungen 
in den Jahren 2021 und 2023 
durchgeführt worden. Gera-
de erstere habe bei den Wett-
bewerbswächtern Sorge aus-
gelöst. Mundt: „Wir haben 
bei LVP und Altglas gesehen, 
dass wichtige Wettbewerbs- 
parameter sich auf regionalen 
Märkten verschlechtert haben.“

So sei etwa festgestellt wor-
den, dass es teilweise sehr ho-
he Marktanteile einzelner An-
bieter bis hin zu Monopolen ge-
be. Aber auch bei bundesweiter 
Betrachtung sieht das Bundes-
kartellamt vor allem Zugewinne 
beim Marktführer Rethmann. 
Auch dies sei aus wettbewerbs-
rechtlicher Sicht nicht gerade ei-
ne beruhigende Entwicklung.

Zahl der Unternehmen sinkt

Insgesamt könne festgehalten 
werden, dass steigende Preise 
zu beobachten sind und die Zahl 
der im Markt aktiven Unterneh-
men „eher rückläufig“ ist. So sei 
die durchschnittliche Bieterzahl 
bei Ausschreibungen zurückge-
gangen und die Wahrscheinlich-
keit eines Auftragnehmerwech-
sels gesunken. „Das lässt alles 
insgesamt auf eine rückläufige 
Wettbewerbsintensität schlie-
ßen“, fasste Mundt die Erkennt-
nisse seiner Behörde zusammen.

Ähnlich sehe es aus bei Rest-
müll, Altpapier und anderen 
kommunalen Abfällen. Das Bild 
sei hier ein wenig heterogener, 
weil es sehr unterschiedliche 
Entscheidungsträger und Aus-
schreibungen gebe. Trotzdem 
sei die Bieterzahl insgesamt und 
die Anzahl an Geboten je Aus-
schreibung leicht rückläufig. 
Auch hier sei jedoch ein hoher 
und steigender Anteil bei der 
bundesweiten Erfassungsmen-
ge beim Marktführer Rethmann 
festzustellen.

Mundt erklärte in diesem Zu-
sammenhang, dass das Bun-
deskartellamt unter bestimm-

ten Voraussetzungen ein Unter-
nehmen verpflichten kann, jede 
Fusion anzumelden. Momentan 
führe das Bundeskartellamt ein 
Verfahren gegen Rethmann. Es 
werde geprüft, ob eine solche 
Anordnung erlassen wird.

Besondere Aufmerksamkeit 
widmete der Präsident auch der 
kartellrechtlichen Prüfung der 
Ausschreibungsverträge der du-
alen Systeme. Zwar habe sich 
dieses System grundsätzlich be-
währt, er sehe aber eine Un-
wucht zu Lasten der kleinen und 
mittleren Unternehmen.

Offen zeigte sich Mundt be-
züglich längerer Vertragslaufzei-
ten. Dies sei eine Frage der rich-
tigen Balance: Wenn der Aus-
schreibungszeitraum zu kurz sei, 
könnten sich notwendige Inves-
titionen nicht amortisieren. Sind 
die Ausschreibungszeiträume zu 
lang, gehe das zu Lasten derjeni-
gen, die die Ausschreibung nicht 
gewonnen haben.

Ein weiterer kritischer Punkt 
sei die Sicherungsleistung bei 
Ausfall eines dualen Systems 
bei Insolvenz. Die dualen Syste-
me stellten momentan Sicher-
heitsleistungen zugunsten der 
öffentlich-rechtlichen Entsor-
gungsträger. Mundt glaubt je-
doch, dass eine andere Lösung 
in Form einer Gesetzesände-
rung gefunden werden müsse, 
die auch die Entsorgungswirt-
schaft einbezieht.

Kritik an Novelle 
der Gewerbeabfallverordnung

Abschließend kritisierte der 
Kartellamtschef die Novelle 
der Gewerbeabfallverordnung. 
Aus wettbewerbsrechtlicher Sicht 
sei es problematisch, dass im Ent-
wurf die Kaskadenlösung ein-
geschränkt worden sei, weil 
somit weniger Unternehmen 
am Markt teilnehmen können. 
Stattdessen müsse der Voll-
zug der bestehenden Regelun-
gen bei den zuständigen Be-
hörden verbessert werden. bv-
se-Hauptgeschäftsführer Reh-
bock schlug vor, dass der Vollzug 
bei den Müllverbrennungsan-
lagen ansetzen solle, um eine 
wirksame Kontrolle zu erreichen 
und somit die stoffliche Verwer-
tung zu stärken. DK

Gründerpreis für Würzburger Startup:

Spezialisierung auf 
KI-unterstützte Müllsortierung

Das Würzburger Start-up WeSort.AI GmbH hat den renom-
mierten Deutschen Gründerpreis 2024 in der Kategorie 
Start-up gewonnen. Das fränkische Unternehmen nahm die 
Auszeichnung in Berlin entgegen.

WeSort.AI, gegründet von den Brüdern Nathanael und Jo-
hannes Laier, hat sich auf die KI-unterstützte Müllsortie-
rung spezialisiert. Ihre innovative Technologie ermöglicht 
das Hochgeschwindigkeits-Sortieren von Abfall mit einer Ge- 
nauigkeit, die menschliche Sortierer weit übertrifft. Die Künst-
liche Intelligenz von WeSort.AI kann über sieben Millionen 
verschiedene Produkte identifizieren, darunter auch Marken, 
Volumen und den CO2-Fußabdruck von PET-Flaschen.

Lob für Genauigkeit und Effizienz

Die Idee zur Gründung von WeSort.AI entstand aus einer 
Dokumentation über Mülltrennung, die die Brüder inspirier-
te. Sie wollten ein Unternehmen schaffen, das sowohl wirt-
schaftlich erfolgreich ist als auch einen positiven Beitrag zur 
Gesellschaft leistet. Ihre Technologie bringt einen modernen, 
digitalen Ansatz in die Abfallwirtschaft und hat das Potenzial, 
die Branche nachhaltig zu verändern. Die Jury des Deutschen 
Gründerpreises lobte die Genauigkeit und Effizienz der We-
Sort.AI-Technologie. Die Sortierung sei schnell und fast 100 
Prozent genau. Menschliche Sortierer bräuchten fünf Mal län-
ger und seien deutlich ungenauer. 

Neben der Auszeichnung erhalten die Preisträger unter an-
derem Zugang zum Alumni-Netzwerk des Deutschen Grün-
derpreises. Dieses bietet WeSort.AI zusätzliche Unterstüt-
zung und Ressourcen, um ihre innovative Technologie weiter-
zuentwickeln und zu skalieren. DK

Ausgleichsmaßnahme als Kom-
pensation zur An- und Abrei-
se der Tagungsteilnehmer wie-
der umgesetzt. Der verursach-
te Kohlendioxid-Ausstoß in die 
Umwelt wird durch eine Obst-
baum-Pflanzaktion im Frühjahr 
2025 gemeinsam mit der Stadt 
Neunburg v. Wald ausgeglichen. 
Inzwischen wurden in den ver-
gangenen Jahren in Regensburg 
und Neunburg v. Wald über 130 
Obstbäume, zum Teil auch alte 
Obstbaumsorten, gepflanzt. r
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Hier gehen wichtige Wertstoffe verloren: An den Altkleider- 
Containern der Malteser in Kulmbach unter der Brücke der B85 
sieht es aus wie auf einer Müllhalde. Bild: FWS/Malteser

Bayerischer Naturschutzfonds 
unterstützt neue Projekte 
mit knapp 3,6 Mio. Euro

Mit insgesamt knapp 3,6 Millionen Euro wird der Bayerische 
Naturschutzfonds neue Naturschutzprojekte im gesamten Frei-
staat fördern. Bayerns Umweltminister und Stiftungsratsvor-
sitzender des Naturschutzfonds, Thorsten Glauber, betonte da-
zu in München: „Wir wollen Bayerns wertvolle Flora und Fauna 
für die Zukunft erhalten und entwickeln. Der Bayerische Natur-
schutzfonds fördert dafür Schutz, Pflege und Entwicklung von 
Natur und Landschaft. Durch Förderung von Vereinen, Verbän-
den, Kommunen und ehrenamtlichen Naturkennern vor Ort 
ermöglicht die Stiftung die Bewahrung der vielfältigen bayeri-
schen Kulturlandschaften und den Erhalt der Artenvielfalt. Die 
neuesten Projekte mit einem Fördervolumen von fast 3,6 Mil-
lionen Euro geben dabei Rückenwind. Der Erhalt der Artenviel-
falt und der Schutz unserer Natur gehören zu unseren wichtigs-
ten Zukunftsaufgaben.“ 

Der Bayerische Naturschutz-
fonds hat in der jüngsten Stif-
tungsratssitzung über die För-
derprojekte beraten. Beispiels-
weise wurden folgende Förder-
projekte bewilligt:

Erhalt und Wiederansiedlung 
gefährdeter Rote-Liste- 
Pflanzenarten

Dieses Botanik-Projekt hat die 
Stärkung der Populationsdichte 
sowie die Wiederansiedlung nur 
noch vereinzelt vorkommender 
oder verschwundener Arten in 
LBV-Schutzgebieten zum Ziel. 
Unter wissenschaftlicher Beglei-
tung durch die Universität Re-
gensburg soll dem Artenverlust 
entgegengewirkt und die bo-
tanische Artenvielfalt gestärkt 
werden. Maßnahmenträger ist 
der Landesbund für Vogel- und 
Naturschutz in Bayern e.V. Der 
Zuschuss beträgt knapp 677.000 
Euro.

Apfel-Birne-Berge 2.0: 
Wiederverbreitung von  
vergessenen Streuobstsorten

Mit diesem Projekt wird das 
erfolgreich abgeschlossene Pro-
jekt „Alte Obstsorten in den 
oberbayerischen Voralpenkrei-
sen“ fortgeführt, in dem bisher 
knapp 270 alte und vergessene 
Apfel- und Birnensorten gesi-
chert werden konnten. Mit dem 
Folgeprojekt sollen die geborge-
nen Sorten dauerhaft gesichert 
und wiederverbreitet werden. 
Maßnahmenträger ist der Land-
kreis Rosenheim (federführend) 
in Trägergemeinschaft mit den 
Landkreisen Bad Tölz-Wolfrats-
hausen, Miesbach, Traunstein, 
Weilheim-Schongau, dem Trä-
gerverein Biosphärenregion 
Berchtesgadener Land e.V. und 
dem Bezirksverband Oberbay-
ern für Gartenkultur und Lan-
despflege. Das Projekt wird mit 
über 272.000 Euro gefördert.

Braunkehlchen und 
gefiederte Freunde

Hauptziel des Projekts ist die 
Stabilisierung und Bestandssi-
cherung sehr seltener Vogelar-
ten und deren Lebensgemein-
schaften. Besonderer Fokus 
wird auf die Erhöhung der Be-
stände wiesenbrütender Vogel-
arten, insbesondere von Braun-
kehlchen und Brachvogel, in den 
Loisach-Kochelsee-Mooren ge-
legt. Dort besteht derzeit noch 
die größte, aber wie in anderen 
Gebieten ebenfalls rückläufige 
Braunkehlchen-Population Bay-
erns. Maßnahmenträger ist der 
Landesbund für Vogel- und Na-
turschutz in Bayern e.V. Der Zu-
schuss beträgt knapp 530.000 
Euro.

39 Kleinprojekte 
für 2025 vorgesehen

Die Kleinmaßnahmen sind 
ein unverzichtbares Instrument 
der Naturschutzarbeit in Bay-
ern. Dabei liegt der fachliche 
Schwerpunkt insbesondere bei 
einer anwendungsorientierten 
Naturschutzforschung, praxisbe 
zogenen Fachplanungen und 

Fachkonzepten sowie bei der 
Bildungs- und Öffentlichkeits-
arbeit. Für das Jahr 2025 sind  
39 Kleinprojekte vorgesehen. 
Maßnahmenträger sind der 
Bund Naturschutz in Bayern e. V. 
(BN), der LBV und der Deutsche 
Verband für Landschaftspfle-
ge e. V. (DVL). Die Zuschusshö-
he liegt bei 500.000 Euro. Wei-
tere Informationen gibt es un-
ter www.die-natur-gewinnt-im-
mer.de.

Grunderwerb 
im Landkreis Altötting

Der Landkreis Altötting plant 
den Erwerb einer struktur- und 
artenreichen Fläche von rund 
5,3 Hektar, die in der Kernzone 
des Naturschutzgebiets „Inn- 
leite bei Marktl mit Dachl-
wand“ sowie im Natura 2000 
und FFH-Gebiet „Inn und Unte-
re Alz“ liegt. 

Teil des Grundstücks ist das 
ehemalige Steilufer des Inns,  
die sogenannte Dachlwand, die 
auch das Kernstück des Schutz-
gebietes bildet. Das Gebiet 
weist eine herausragende Be-
deutung für den Natur- und Ar-
tenschutz auf. Durch den Flä-
chenerwerb soll die dauerhaf-
te Sicherung wertvoller und 
seltener Lebensräume für zahl-
reiche Arten, insbesondere des 
dortigen bayernweit bedeuten-
den Uhu-Vorkommens erreicht 
werden. 

Eine weitere Fläche von rund 
2 Hektar soll im FFH-Gebiet 
„Salzach und Unterer Inn“ er-
worben werden. Diese Wald-
fläche mit typischer Auen-
vegetation soll durch gezielte 
Pflegemaßnahmen optimiert 
werden, um die Lebensraum-
funktion sowie die charakte-
ristische Auenvegetation und 
-struktur der Fläche zu entwi-
ckeln. Maßnahmenträger ist 
der Landkreis Altötting. Der Zu-
schuss beträgt insgesamt über 
142.000 Euro.

Naturnahe Beweidung  
und ihre Bedeutung für  
den Erhalt der Artenvielfalt

Übergeordnetes Ziel des Pro-
jekts ist es, Kindern durch ein 
alle Sinne ansprechendes Ka- 
mishibai-Erzähltheater umfas-
sendes Wissen über Zusam-
menhänge zwischen Bewei-
dung, Erhalt der Biodiversität, 
Tierhaltung, Boden, Klima und 
Erhalt unserer Kulturlandschaft 
zu vermitteln. Dazu sollen auf-
einander aufbauende Bilder-
sätze, dazugehörige Texte und 
Begleitmaterialien zu den The-
men naturnahe Beweidung mit 
Rindern und naturnahe Bewei-
dung mit Schafen und Ziegen 
für Grundschulen und Kinder-
tagesstätten entwickelt wer-
den. 

Maßnahmenträger ist die Trä-
gergemeinschaft aus dem Land-
schaftspflegeverband Main-Spes-
sart e.V. (hat die Federführung) 
und dem Landschaftspflegever-
band Würzburg e.V. Die Förde-
rung beträgt knapp 88.000 Euro.

Weitere Informationen unter 
www.naturschutzfonds.bayern.
de r

Malteser appellieren: 

Altkleider-Container 
sind keine Mülltonnen

Die Produktion von Textilien verbraucht massiv Ressourcen bei 
der Herstellung. Einen erheblichen Beitrag, die Umwelt hier zu 
entlasten, spielt deshalb die Wiederverwertung von Altkleidern. 
„Sie sind ein wichtiger Wertstoff im Sinne der Nachhaltigkeit“, be-
tont die Diözesangeschäftsführerin der Malteser im Erzbistum, 
Claudia Ramminger. Und ist traurig darüber, wenn diese Chancen 
nicht genutzt werden, wie derzeit in Kulmbach.

Obwohl die drei Altkleider- 
Container der Malteser unter 
der Brücke der B85 nur halb ge-
füllt sind, sieht es aus wie auf 
einer Müllhalde. Aufgeplatz-
te gelbe Säcke mit Plastikver-
packungen stehen neben Ka-
nistern, Obststeigen aus Pa-
pier, Eimern und aufgerissenen 
Säcken mit nassen Klamotten. 
Auch in den Containern selbst 
befindet sich statt wertvoller 
Recycling-Ware Unrat, Haus-
müll oder sogar Bauschutt. 
Die Altkleider-Container wer-
den zunehmend als Müllton-
nen missbraucht – und die Leid-
tragenden sind Menschen, die 
dringend Hilfe benötigen.

Plädoyer für sorgsamen 
Umgang mit dem Wertstoff

Denn neben der Nachhal-
tigkeit, der sich die Malteser 
als soziales Unternehmen ver-
pflichtet fühlen, gibt es einen 
weiteren wichtigen Aspekt, mit 
dem Wertstoff Altkleider sorg-
sam umzugehen: Die Erlöse aus 
den Altkleidersammlungen ver-
wenden die Malteser in der Di-
özese beispielsweise für sozia-
le Angebote wie den Patenruf, 
den Besuchs- und Begleitdienst 
für ältere Menschen oder den 
Rikscha-Dienst und auch im Be-
reich des Katastrophenschutzes 
und Sanitätsdienstes, zu dem 
auch die Kulmbacher Einheit 
„Technik und Sicherheit“ zählt.

Grundsätzlich verwerten die 
Malteser einen kleinen Teil der 
gesammelten Kleiderspenden 
selbst und geben gut erhaltene 
Kleidungsstücke nahezu kos-
tenlos an Bedürftige ab. Der 
Großteil der gesammelten Klei-
derspenden geht an kommerzi-
elle Verwerter wie etwa im Fall 
der Malteser an den Dienstleis-
ter FWS in Bremen. Dieser sor-
tiert die Kleider und verschickt 
sie unter anderem nach Afrika 

und Osteuropa. Pro Jahr wer-
den in einem Container rund 
drei Tonnen Altkleider gesam-
melt.

„Zum Dienst am Menschen 
gehört für uns auch der akti-
ve Klima- und Umweltschutz. 
Müll in und vor den Altkleider-
containern zerstört den Wert-
stoff. Der Kreislauf der Wie-
derverwertung kann nur funk-
tionieren, wenn die Leute nur 
das in die Aufsteller werfen, 
was dort hineingehört – und 
dazu gehört definitiv kein Un-
rat“, betont Claudia Rammin-
ger. Wichtig: Vor die Container 
gehört grundsätzlich nichts ge-
stellt, auch keine Altkleider-
säcke, falls die Aufsteller voll 
sind. „Wenn die Ware nass 
wird, ist sie ebenfalls für die 
Wiederverwertung unbrauch-
bar“, erklärt die Diözesange-
schäftsführerin.

Umwelt und Soziales  
im Einklang

Ramona Diercksen vom Ent-
sorger FWS, der im Auftrag der 
Malteser die Container in Kulm-
bach betreut, versichert, dass 
die Aufsteller regelmäßig ge-
leert würden. „Übervolle Con- 
tainer sind in unserem Fall aber 
ja gar nicht das Problem, son-
dern dass einfach wild Müll in 
und vor den Containern ent-
sorgt wird“, so Diercksen. Sie 
appelliert deshalb genauso 
wie die Malteser, die Altklei-
der-Container nicht als Müll-
tonnen zu missbrauchen, son-
dern dort nur gut erhaltene 
Kleidung und Textilien sauber 
und gut verpackt einzuwer-
fen. Denn, so Malteser-Chefin 
Claudia Ramminger: „Grund-
sätzlich freuen wir uns ja über 
jede Spende. Helfen Sie also 
mit, gleichzeitig etwas für die 
Umwelt und etwas Soziales zu 
tun!“ r

VBS-Jahrestagung in Nürnberg:

Kritik an 
Regierungsarbeit

Im Rahmen der Jahrestagung des Verbands der Bayerischen Ent-
sorgungsunternehmen e.V. in Nürnberg im Oktober diskutierten 
Experten aus Politik und Entsorgungsbranche über Möglichkeiten 
zum Ausbau der Kreislaufwirtschaft vor dem Hintergrund des be-
vorstehenden Bundestagswahlkampfs. Mit Barbara Fuchs MdL und 
Wolfram Hatz, Präsident der vbw – Vereinigung der Bayerischen 
Wirtschaft e. V., waren prominente Gäste als Redner anwesend.

Die Festrede hielt in diesem Jahr 
vbw-Präsident Wolfram Hatz. Er 
betonte: „Die bayerische Wirt-
schaft steht fest zur Kreislauf-
wirtschaft, denn sie verbindet 
ökologische mit ökonomischen 
Interessen. Wenn wir es schaf-
fen, Produkte und Ressourcen so 
lange wie möglich zu nutzen und 
durch Wiederverwendung in ei-
nem Kreislauf zu halten, können 
wir mit weniger Ressourcen und 
Emissionen mehr Wachstum er-
zielen. Gleichzeitig können wir 
drohende Versorgungsengpäs-
se entschärfen, wenn wir die Le-
bensdauer von Rohstoffen ver-
längern. Kurzum: Die Kreislauf-
wirtschaft steht für Ressourcen-
schutz, Rentabilität und Resilienz 
gleichermaßen und die Bayeri-
schen Entsorgungsunternehmen 
sind ein zentraler Akteur dieser 
nachhaltigen Wertschöpfung.“

Diskrepanz zwischen 
Vorhaben und Ergebnis

VBS-Präsident Stefan Böhme 
hob in seiner Rede die Diskre-
panz hervor zwischen den ehr-
geizigen Vorhaben des Koali- 
tionsvertrages und den bishe-
rigen Ergebnissen der Regie-
rungsarbeit: „Der Koalitionsver-
trag der Ampel ist gerade im Ka-
pitel zur Kreislaufwirtschaft sehr 
ambitioniert und enthält viele 
richtige Vorhaben. Leider müs-
sen wir feststellen, dass Kreis-
laufwirtschaft nie bestritten, oft 
gelobt und zu selten in der po-
litischen Praxis umgesetzt wur-
de. Aus unserer Sicht gilt: Konse-

quente Kreislaufwirtschaft in al-
len Phasen der Wertschöpfung, 
vom Produktdesign bis zur Rück-
führung der Rohstoffe, ist mög-
lich – und angesichts ambitio-
nierter Klimaziele in Bund und 
Europa auch nötiger denn je.“
Ein Grußwort aus dem Landtag 
übermittelte die Fürther Abge-
ordnete Barbara Fuchs, wirt-
schaftspolitische Sprecherin der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen. In Ihrer Rede stellte sie her- 
aus: „Die EU möchte bis 2050 
klimaneutral sein, die Bundes-
republik strebt dies für 2045 
an. 39 von 46 der für die Wirt-
schaft kritischen Rohstoffe muss 
Deutschland importieren. Fast 
die Hälfte der Seltenen Erden 
für die deutsche Produktion 
kommen aus China. Wir lösen 
uns aus diesen Abhängigkeiten 
nur durch den konsequenten 
weiteren Ausbau der Kreislauf-
wirtschaft. Eine funktionierende 
Kreislaufwirtschaft reduziert den 
Ressourcenverbrauch, trägt zur 
Rohstoffsicherheit der Wirtschaft 
bei und reduziert Abhängigkei-
ten von autoritären Staaten. Da-
bei zähle ich auch auf die Erfah-
rung und die Innovationskraft der 
mittelständisch geprägten priva-
ten Entsorgungswirtschaft.“
Als Präsidenten bestimmte die 
Mitgliederversammlung erneut 
einstimmig Stefan Böhme (Böh-
me GmbH Wertstofferfassung, 
Rehau). In den erweiterten Vor-
stand wurden gewählt: Micha-
el Buchheit, Frank Gärtner, Mat-
thias Harms und Markus Witt-
mann. r

Umweltminister Thorsten Glauber:

Neue Förderung 
für Repair-Cafes

Das Bayerische Umweltministerium wird nicht-gewerbliche Re-
paraturinitiativen unkompliziert finanziell unterstützen. Bayerns 
Umweltminister Thorsten Glauber betonte dazu in München: 
„Ressourcenschutz ist eine der großen Herausforderungen unse-
rer Zeit. Wir wollen den zunehmenden Verbrauch von Rohstoffen 
und seine Umweltauswirkungen reduzieren. Ein sparsamer Um-
gang mit wertvollen Rohstoffen schützt das Klima. Abfälle ver-
meiden ist der erste Schritt, schont Ressourcen und Umwelt.“

Haushaltsübliche Gebrauchs-
güter und Alltagsgegenstände 
sollten Glauber zufolge nicht zu 
Abfall werden, wenn sie noch 
repariert werden können: „Re-
paraturinitiativen sind dazu ei-
ne wichtige Anlaufstelle vor Ort. 
Hier engagieren sich Ehrenamt-
liche vorbildlich für Nachhaltig-
keit und setzen ein deutliches 
Zeichen gegen die Wegwerf-
mentalität. Dieses Angebot für 
umweltbewussten Konsum un-
terstützen wir ab sofort mit un-
serem neuen Förderprogramm. 
Ziel ist, ein möglichst flächende-
ckendes Netz wohnortnaher Re-
paraturinitiativen dauerhaft zu 
etablieren.“

Wertvolle Initiativen

Reparaturinitiativen bieten 
fachliche Begleitung zur kos-
tenfreien Reparatur privater 
Gegenstände an. Konkret kön-
nen die Initiativen jeweils bis 

zu 3.000 Euro pro Jahr beantra-
gen. Anträge können ab sofort 
eingereicht werden.

Reparaturinitiativen tragen 
aktiv zu Abfallvermeidung, Kli-
maschutz und zu nachhaltiger 
Entwicklung durch Verlängerung 
der Lebens- und Nutzungsdau-
er von Alltagsgegenständen und 
haushaltsüblichen Gebrauchsge-
genständen bei. Energieaufwän-
dige Neuproduktionen können 
dadurch reduziert werden. Re-
paraturinitiativen widmen sich 
den Reparaturen, die das Ge-
werbe in der Regel nicht mehr 
anbietet. 

Weitere Informationen und 
praktische Hinweise zur neuen 
bayerischen Förderung nicht-ge-
werblicher Reparaturinitiativen, 
FAQ‘s sowie Muster-Formulare 
sind im Internet verfügbar unter 
https://www.stmuv.bayern.de/
themen/verbraucherinformati-
on/reparaturinitiativen/index.
htm r

25 Jahre ÖKOPROFIT München
Mit seinem 25-jährigen Bestehen hat ÖKOPROFIT in München 
als Impulsgeber für mehr als 120 deutsche ÖKO-PROFIT-Kom-
munen in Deutschland einen Meilenstein in seiner Geschichte 
erreicht. Das Jubiläum wurde kürzlich im Munich Urban Colab 
gefeiert. Gleichzeitig erhielten mehr als 100 Münchner Betriebe 
der aktuellen Ökoprofit München Runde 2023/24 ihre Aus-
zeichnung als Ökoprofit Betrieb.

Unter anderem werden rund 
1.600 Tonnen CO2-Emissionen 
und 7,2 Millionen Kilowattstun-
den Energie eingespart. Die 
ökonomischen Ersparnisse be-
tragen 2,1 Millionen Euro. Ob 
Nutzung oder Erzeugung von 
Ökostrom, Bezug von Fernwär-
me oder Einkauf von biologisch 
erzeugten Lebensmitteln – die 
Klima- und Umweltschutzmaß-
nahmen der diesjährigen ÖKO-
PROFIT-Runde sind so vielfältig 
wie die Betriebe und Organisa-
tionen, die teilgenommen ha-
ben.

Industrieunternehmen, Hand-
werksbetriebe und verschie-
denste Dienstleister sowie ei-
nige städtische Referate haben 

sich der Herausforderung von 
ÖKO-PROFIT gestellt, egal ob 
mit zwei oder 5.000 Mitarbei-
tenden. Besonders erwähnens-
wert sind auch die Volksfestbe-
triebe, die mit 55 Betrieben in 
diesem Jahr fast die Hälfte der 
ausgezeichneten 105 Betriebe 
ausmachen.

Seit 1998 hat die Stadt Mün-
chen bereits mehr als 500 Be-
triebe ausgezeichnet, die mit 
großem Engagement vielfältige 
Umwelt- und Klimaschutzmaß-
nahmen entwickelt haben. Öko-
nomisch hat sich ÖKOPROFIT 
ebenfalls gelohnt: Die teilneh-
menden Betriebe haben im Lau-
fe der Jahre insgesamt 123 Mil- 
lionen Euro eingespart. r

http://www.naturschutzfonds.bayern.de
http://www.naturschutzfonds.bayern.de
https://www.stmuv.bayern.de/themen/verbraucherinformation/reparaturinitiativen/index.htm
https://www.stmuv.bayern.de/themen/verbraucherinformation/reparaturinitiativen/index.htm
https://www.stmuv.bayern.de/themen/verbraucherinformation/reparaturinitiativen/index.htm
https://www.stmuv.bayern.de/themen/verbraucherinformation/reparaturinitiativen/index.htm
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365 Tage voller Tatendrang.
Maximale Auslastung im Ganzjahreseinsatz mit dem 
Unimog Geräteträger. Kommunale Aufgaben sind niemals 
erledigt: Unzählige kleine und große Jobs möchten 
zuverlässig und schnell erledigt werden – allen voran 
Mähen, Mulchen und Gehölz pflege, Winterdienst, Kehren 
und Reinigen sowie Laden und Transportieren.

Hier bringt der Unimog seine Viel seitigkeit ins Spiel. 
Denn der Geräteträger kann dank seiner standardisierten 
hydraulischen, mechanischen und elektrischen Schnitt
stellen eine Vielzahl von Geräten antreiben. 

Ein „redMog“ 
von Beutlhauser zum 

150. Geburtstag
FFW Zandt beschenkt sich mit Investition in die Zukunft

Die Freiwillige Feuerwehr Zandt hat seit ihrer Gründung 1874 unzäh-
lige Male unter Beweis gestellt, dass sie im Ernstfall zuverlässig zur 
Stelle ist. Darauf kann sich die Bevölkerung auch weiterhin verlas-
sen. Die ehrenamtlichen Helfer gehen mit einem neuen Fahrzeug in 
die Zukunft. Im Rahmen der Jubiläumsfeierlichkeiten anlässlich des 
150-jährigen Bestehens der Feuerwehr übergab Beutlhauser aus Ha-
gelstadt einen neuen „redMog“ an die Einsatzkräfte. Es handelt sich 
um einen U 5023 mit einem Schlingmann-Aufbau TLF 3000, der bis zu 
3000 Liter Löschwasser mit sich führen kann und von einem 170 kW 
starken Motor angetrieben wird.

Vorangegangen war ein inten-
siver Auswahlprozess. „In den 
letzten Jahren hat die Anzahl von 
Flächen- und Waldbränden im-
mer mehr zugenommen. Auch 
Hochwasserereignisse kommen 
in der Region zunehmend vor. 
Darauf müssen wir vorbereitet 
sein“, fasst 1. Kommandant Mi-
chael Baumgartner das Anforde-
rungsprofil zusammen. Gesucht 
wurde ein besonders gelände-
gängiges Fahrzeug, mit dem nicht 
nur Brände bekämpft, sondern 
auch weitere Einsätze im Bereich 
Katastrophenschutz bewältigt 
werden können.

Schlagkräftig  
auch abseits der Straße

Dank seiner robusten Bauwei-
se, der Offroad-Tauglichkeit, der 
hohen Bodenfreiheit sowie der 
hohen Wattiefe ist der Unimog 
dafür prädestiniert. „Wenn wir 
beim Hochwasser bleiben: Der 
Unimog hat eine Wattiefe von 
bis zu 1,20 Meter und kann somit 
auch in stark überfluteten Gebie-
ten eingesetzt werden. Es gab 
kein vergleichbares Fahrgestell, 
welches zudem auch noch die 

Norm erfüllte“, so Baumgartner. 
Er folgert: „Der Feuerwehr-Uni-
mog ist schlagkräftig auch abseits 
von allen Straßen.“

„redMog“ begeistert  
beim Fahrertraining

Von dieser Tatsache überzeug-
ten sich die Retter im Rahmen 
einer Vorführung. „Ich war ge-
meinsam mit unserem Vorfüh-
rer Ewald Schiehandl ein Wo-
chenende lang vor Ort. Wir ha-
ben uns viel Zeit dafür genom-
men, alle entscheidenden Punkte 
direkt am Fahrzeug zu erklären. 
Dann konnten die Kameraden 
den ‚redMog‘ natürlich auch tes-
ten und im Gelände fahren“, be-
richtet Beutlhauser-Verkaufsbe-
rater Stephan Attenberger. 

Auch bei einer Nachbarge-
meinde, die bereits einen Feu-
erwehr-Unimog von Beutlhau-
ser im Einsatz hat, haben sich 

Einen besseren Zeitpunkt als das 150-jährige Gründungsfest der Frei-
willigen Feuerwehr Zandt hätte es für die feierliche Übergabe des 
„redMog“ nicht geben können. Darüber freuten sich (v.l.) Michael 
Baumgartner, 1. Kommandant der FFW Zandt, Reinhold Sturm, Ge-
schäftsführer Sturm Feuerschutz, Bürgermeister Hans Laumer, Beutl-
hauser-Verkaufsberater Stephan Attenberger sowie Benjamin Blasini, 
1. Vorsitzender der FFW Zandt.  Bild: Beutlhauser

die Verantwortlichen der FFW 
Zandt über das Fahrzeug infor-
miert.

Im Frühjahr folgte ein Fahrer-
training, dass der Landkreis Cham 
für alle Feuerwehren und deren 
Fahrzeuge am Truppenübungs-
platz in Roding organisiert hat-
te. „Da war schließlich auch der 
Letzte Feuer und Flamme für den 
Unimog, weil er einfach mit Ab-
stand sämtliche Hürden genom-
men hat“, erinnert sich Michael 
Baumgartner zurück. Nach dem 
Training stand final fest, dass die 

Feuerwehr Zandt in einen „red-
Mog“ investieren wird und sich 
damit zugleich das schönste Ge-
schenk zum 150-jährigen Grün-
dungsfest selbst macht.

Und so wurde der Feuer-
wehr-Unimog bei der Unimog- 
Ausstellung, die zum Rahmen-
programm der Feierlichkeiten 
zählte, zu einem echten Blick-
fang. Zudem segnete Monsigno-
re Augustin Sperl beim Festgot-
tesdienst nicht nur die Fahnen-
bänder, sondern auch den neuen 
„redMog“ der Zandter Wehr.  r

Die Übergabe des Zertifikats fand im Rahmen der Einweihungsfei-
er des neuen Gebäudes von Beutlhauser-Geschäftspartner Bucher  
Municipal statt (v.l.): Thorsten Heinzelmann, Daimler Truck Regional-
leiter Vertrieb Unimog, der frisch zertifizierte Beutlhauser-Verkaufs-
berater Alfred Pöhn, Klaus Lößnitz, Sales Training Mercedes-Benz 
Special Trucks, sowie Claus Artmayer, Leiter Kommunaltechnik bei 
Beutlhauser. Bild: Beutlhauser

Zertifizierung in Rekordzeit
Beutlhauser-Verkaufsberater Alfred Pöhn  

meistert Qualifizierungsmaßnahme
Das Team der zertifizierten Unimog-Verkäufer bei Beutlhauser 
wächst: Alfred Pöhn hat in einer Rekordzeit von knapp fünf Monaten 
diese wichtige Qualifizierungsmaßnahme von Mercedes-Benz Spe-
cial Trucks durchlaufen. Normalerweise dauert der Prozess je nach 
Anwärterzahl mindestens ein Jahr oder länger. Doch in diesem Fall 
reagierten alle Beteiligten kurzfristig auf die aktuellen Rahmenbe-
dingungen: Trainer Klaus Lößnitz wollte nach der jahrelang sehr gu-
ten Zusammenarbeit mit Beutlhauser die Zertifizierung vor seinem 
Rentenbeginn noch selbst abschließen. Deshalb absolvierte Anwär-
ter Alfred Pöhn die Maßnahme ohne längere Pausephasen zwischen 
den einzelnen Bausteinen.

Bereits kurz nach seinem Start 
bei Beutlhauser am 1. Janu-
ar 2024 begann Pöhn mit dem 
Programm, das in Onlinetrai-
nings und Vor-Ort-Termine im 
Mercedes-Benz-Trucks-Werk in 
Wörth aufgeteilt war. Behan-
delt wurde allem voran der Auf-
bau des Unimog samt aller tech-
nischen Details und Funktionen. 
Auch die verschiedenen Einsatz-

gebiete in Kommunen, der Feu-
erwehr oder der Landwirtschaft 
wurden beleuchtet. Auf ein Ver-
käufertraining folgte schließ-
lich die Abschlussprüfung. Seit-
her ist Alfred Pöhn zum Verkauf 
von Unimog-Neufahrzeugen be-
fähigt und berechtigt. Er betreut 
für Beutlhauser die Landkreise 
Regensburg, Kelheim, Dingolfing- 
Landau und Straubing.  r

Forstministerin Kaniber stellt die Ergebnisse des Forstlichen Gutachtens 2024 vor: 

Wildverbiss leicht gesunken,
Sorgenkind ist der Bergwald

Licht und Schatten in Bayerns Wäldern: Landesweit hat der Wildver-
biss an jungen Waldbäumen in den letzten drei Jahren leicht abge-
nommen – deutlich gestiegen ist er allerdings in den Bergwäldern. 
Das hat Forstministerin Michaela Kaniber bei der Vorstellung der 
„Forstlichen Gutachten zur Situation der Waldverjüngung 2024“ im 
Bayerischen Landtag berichtet. Demzufolge ist bayernweit der Anteil 
der von Rehen, Hirschen und Gämsen abgebissenen Leittriebe bei 
Laubbäumen von 21 auf 17 Prozent zurückgegangen und bei Nadel-
bäumen mit drei Prozent gleichgeblieben. Diese Entwicklung freut 
die Ministerin: „In den vergangenen Jahren ist es vielerorts gelun-
gen, Wald und Wild miteinander in Einklang zu bringen. Das ist dem 
vorbildlichen Einsatz und der Zusammenarbeit engagierter Waldbe-
sitzer, Jäger und Förster zu verdanken. Sie leisten damit einen un-
verzichtbaren Beitrag zum Aufbau zukunftsfähiger Wälder.“ Laut 
Kaniber haben die jungen Bäume nur bei waldverträglichen Wild-
beständen eine Chance, zu stabilen Mischwäldern heranzuwachsen. 

Mit Sorge sieht die Ministerin 
deshalb die Entwicklung im Berg-
wald, wo der Verbiss gerade bei 
der für die Stabilität so wichtigen 
Tanne von 17 auf 23 Prozent deut-
lich gestiegen ist. „Diese Entwick-
lung ist fatal“, so Kaniber. Und wei-
ter: „Unsere Bergwälder schützen 
Menschen, Straßen und Siedlun-
gen vor Lawinen, Steinschlag und 
Hochwasser. Sie sind damit eine 
Art Lebensversicherung für die 

Menschen im Alpenraum – aber 
nur, wenn sie auf Dauer intakt und 
stabil sind.“ Das in Hochlagen oh-
nehin langsamere Wachstum der 
Bäume dürfe deshalb nicht auch 
noch durch übermäßigen Wild-
verbiss verzögert oder schon nach 
kurzer Zeit beendet werden. Die 
Ministerin appellierte an alle Be-
teiligten, die Bejagung zu verstär-
ken und konsequent für waldver-
trägliche Wildbestände zu sorgen.

Verjüngungsinventur  
seit 1986

Die Bayerische Forstverwal-
tung führt die Verjüngungsin-
ventur seit 1986 im dreijährigen 
Turnus durch, heuer bereits zum 
vierzehnten Mal. Von Februar bis 
Mai hatten Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter auf rund 21.000 Ver-
jüngungsflächen über zwei Milli-
onen junge Bäume auf Verbiss- 
und Fegeschäden untersucht. 

Auf dieser Datenbasis erstell-
ten die Ämter für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten für 
jede Hegegemeinschaft ein Forst-
liches Gutachten und zusätzlich 
insgesamt rund 9.600 ergänzen-
de „Revierweise Aussagen“. Die 
Ergebnisse werden den Jagdvor-
ständen, Revierpächtern und Ei-
genjagdbesitzern für die Ab-
schussplanung zur Verfügung ge-
stellt. 

Details zum Gutachten können 
im Internet unter www.forst.bay-
ern.de/forstlichegutachten her-
untergeladen werden.  r

30 Freiwillige des Rotary-Club, AELF und Landratsamtes Bad Tölz-Wolfratshausen sorgten gemeinschaft-
lich für eine Pflanzung von 250 Weißtannen in einem Landkreis-Fichtenwald im Gemeindegebiet Egling.
 Bild: Landratsamt Bad Tölz-Wolfratshausen

http://www.forst.bayern.de/forstlichegutachten
http://www.forst.bayern.de/forstlichegutachten
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GZ ZU GAST BEI ...
Welche Kommune und wie 
viele Einwohner vertreten Sie?

Ich vertrete die Marktge-
meinde Marktschorgast mit ins-
gesamt rund 1.500 Einwohnern 
in acht Ortsteilen.
Wann haben Sie Ihr Amt ange-
treten und sind Sie hauptamt-
lich oder ehrenamtlich tätig?

Ich darf seit 01.05.2020  
ehrenamtlicher Bürgermeister 
meiner Heimatgemeinde sein.
Welchem Beruf sind Sie vor 
Amtsantritt nachgegangen 
bzw. üben Sie diesen nach wie 
vor aus?

Ich bin seit nunmehr über 
30 Jahren Polizeibeamter des 

erhebliche Sanierungsmaßnah-
men für unsere Abwasserver-
sorgung ergeben werden. Die 
Umsetzung der Grundsteuerre-
form ist auch eine Herausforde-
rung, die bei vielen Menschen 
nicht nur für Begeisterungs-
stürme sorgt. Über zu wenig Ar-
beit können wir uns tatsächlich 
nicht beklagen.
Womit werden Sie sich noch 
auseinandersetzen müssen/
wollen? 

Gerade das Thema Ener-
gie wird sicherlich noch an Be-
deutung zunehmen. Außer-
dem wollen wir uns um unsere 
Bevölkerungsentwicklung küm-

Marc Benker
Erster Bürgermeister

des Markts Marktschorgast

Freistaats Bayern bei der Polizeiinspektion Bay-
reuth-Stadt und fahre dort immer noch mit  
großer Freude Streife.

Was war Ihr persönlicher Anreiz in die Kom-
munalpolitik zu gehen?

Der Ursprungs-Anreiz liegt schon fast drei 
Jahrzehnte zurück. Unser damaliger Erster Bür-
germeister und heutiger Altbürgermeister Jo-
sef Kofer ist mein Vorbild in diesem Amt. Er ist 
1978, ein Jahr nach meiner Geburt, ins Amt ge-
kommen und blieb 24 Jahre unser Bürgermeis-
ter. Bis ich 25 war, gab es keinen anderen Bürger-
meister für mich und so stand er – in dieser zeitli-
chen Hinsicht – für mich auf einer Stufe mit Papst  
Johannes Paul II. und Helmut Kohl als Kanzler.  
Alle drei waren gefühlt irgendwie „immer da“. 
So entwickelte sich 1995 bei mir das Interesse für 
Kommunalpolitik und ich fand es spannend, in 
meiner eigenen Gemeinde mitzureden und mit- 
entscheiden zu dürfen.
Wie haben Sie sich vorbereitet? 

Dankenswerterweise haben mir die Markt-
schorgaster Bürgerinnen und Bürger mit erst 25 
Jahren bei der Kommunalwahl 2002 hinter den 
beiden damaligen Bürgermeisterkandidaten das 
beste Stimmergebnis aller 72 Gemeinderatskan-
didaten und somit ihr Vertrauen geschenkt. Ich 
wurde sofort Fraktionsvorsitzender der CSU und 
blieb dies 18 Jahre. Bei den Kommunalwahlen 
2008 und 2014 habe ich die Wahlen zum Ersten 
Bürgermeister gegen meinen Vorgänger jeweils 
knapp verloren, saß aber immer mit im Gemein-
derat und hatte damit dann 2020 bei meiner drit-
ten Kandidatur gegen einen neuen Gegenkandi-
daten bereits 18 Jahre Erfahrung, die letzten Jah-
re davon als weiterer Stellvertreter des Bürger-
meisters. Durch diese langjährige Mitarbeit in 
den Gremien hatte ich natürlich die beste Vorbe-
reitung, die man sich wünschen konnte.
Wo lagen bei Ihrem Amtsantritt die Heraus-
forderungen? 

Wir hatten uns vorgenommen, viele Großpro-
jekte, über die seit Jahren im Gemeinderat dis-
kutiert wurde und deren Historie zum Teil bis 
Mitte der 1980er Jahre zurück reichten, endlich 
in die Tat umzusetzen, um die Ortspolitik insge-
samt bei den Menschen auch wieder ein Stück 
weit glaubwürdig erscheinen zu lassen. Wir ha-
ben uns dann an die Umsetzung der Mega-Pro-
jekte der Erschließung des neuen Gewerbegebie-
tes direkt an unserer Autobahnausfahrt an der 
A9 gemacht, haben mit der Sanierung eines über 
300 Jahre alten, denkmalgeschützten und seit 
mehreren Jahrzehnten dem Verfall preisgegebe-
nen Fachwerkgebäudes begonnen und uns um 
die Verbesserung unserer Wasserversorgungslei-
tungen kümmern müssen. Auch die barrierefreie 
Umgestaltung unseres historischen Marktplat-
zes zur Verbesserung der Lebensqualität für un-
sere älteren und mobilitätseingeschränkten Mit-
bürgerinnen und Mitbürger, die Fortführung des 
städtebaulichen Entwicklungskonzepts und vie-
les mehr war am Anfang extrem herausfordernd 
und fiel zeitgleich in den Beginn der Corona-Pan-
demie. Ich glaube aber, dass wir das alle gemein-
sam in Marktschorgast wirklich gut hinbekom-
men haben.
Welche Themen beschäftigen Sie momentan? 

Aktuell arbeiten wir an der Verbesserung der 
Einrichtungen für die Kinderbetreuung, zum 
Schuljahresstart ging der Betrieb der Offenen 
Ganztagsschule in Zusammenarbeit mit der 
AWO Kulmbach in Betrieb. Außerdem beschäf-
tigt uns das Top-Thema der Energieversorgung 
der Kommunen in der Zukunft und wir sind da-
bei, unser Kanalnetz untersuchen zu lassen, wo-
raufhin sich sicherlich in Zukunft auch nicht un-

mern. In den Ausschussgremien des Marktge-
meinderates laufen momentan die Planungsar-
beiten für ein neues Wohnbaugebiet und für un-
sere Senioren stellen wir ab 01.01.2025 eine Se-
niorenquartiersmanagerin ein. Das wird sicher 
eine spannende Aufgabe, da wir hier im Land-
kreis Kulmbach die ersten sind, die eine solche 
Stelle schaffen, die sich schwerpunktmäßig um 
unsere ältere Generation kümmert. Bereits 2019 
hatten wir mit der Anstellung einer Jugendpfle-
gerin für die Kinder und Jugendlichen in Markt-
schorgast eine ähnliche Vorreiterrolle eigenom-
men, die zwischenzeitlich erfreulicherweise auch 
Nachahmer gefunden hat.
Haben Sie einen wichtigen Ratschlag für jun-
ge Kolleginnen und Kollegen?

Immer die Ruhe bewahren, vor allem dann, 
wenn die Problemstellung ganz besonders her-
ausfordernd erscheint. Wenn man über schwie-
rige Sachverhalte einmal eine Nacht schläft und 
sich mit anderen dazu austauscht, sieht die Welt 
am nächsten Tag – oder in den nächsten Tagen – 
oft gleich wieder ganz anders aus. Die allerwe-
nigsten Sachverhalte erfordern tatsächlich eine 
sofortige Entscheidung.
Wie beziehen Sie Kolleginnen und Kollegen / 
Bürgerinnen und Bürger / Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in Ihre Arbeit und in Ihre Ent-
scheidungsfindung ein?

Als Bürgermeister versuche ich so oft wie mög-
lich in meiner Gemeinde präsent zu sein. In un-
serer Größenordnung ist das natürlich schon 
ein Stück weit einfacher, weil letztlich jeder je-
den kennt. Ich bin auf allen öffentlichen gesell-
schaftlichen Veranstaltungen dabei und die Bür-
gerinnen und Bürger wissen, dass sie mich jeder-
zeit – auch zum Beispiel auf der Kirchweih oder 
bei Vereinsversammlungen – bei einem Bier ger-
ne ansprechen können. Außerdem bin ich in den 
sozialen Netzwerken aktiv unterwegs und auch 
über WhatsApp bin ich fast immer auch kurzfris-
tig erreichbar. Die Bürger schätzen das und ma-
chen auch rege davon Gebrauch. Für die Kolle-
ginnen und Kollegen in der Verwaltung versuche 
ich täglich im Rathaus zu sein und bin auch an-
sonsten für sie in der Regel immer zu erreichen. 
Sie unterstützen mich zusammen mit dem Team 
des Bauhofs ganz ausgezeichnet und mir ist auch 
immer die Meinung der Mitarbeiter wichtig. Be-
vor ich Entscheidungen treffe, beziehe ich das 
Team, oder zielgerichtet Teile davon, immer mit 
ein. Es gibt nur ganz seltene Ausnahmen, in de-
nen ich aufgrund eines unvorhersehbaren Um-
standes anders verfahre.
Wieviel Einfluss wird die Digitalisierung auf 
die künftige Kommunalpolitik haben?

Ich glaube, wir stehen da noch ganz am An-
fang der digitalen Entwicklung, die durch den 
Einsatz von Künstlicher Intelligenz eine noch viel 
größere Dynamik bekommen wird als bisher. Ich 
kann mir schon gut vorstellen, dass das in vielen 
Bereichen eine große Unterstützung sein kann. 
Allerdings sage ich immer, dass der direkte, per-
sönliche Kontakt zu den Menschen die „Kür der 
Kommunalpolitik“ ist. Deswegen werden die Be-
gegnungen mit den Leuten nach meiner Überzeu-
gung immer der wichtigste Baustein der Kommu-
nalpolitik bleiben, den man nicht ersetzen kann, 
und der vor dem Hintergrund der immer höheren 
Taktzahl im Alltag – auch hervorgerufen durch 
die Digitalisierung – sicher noch deutlich an Be-
deutung zunehmen wird.
Gibt es ein Lebensmotto, das Sie begleitet?

„Wenn schwierige Entscheidungen zu treffen 
sind – höre immer auf Dein Herz“.
Wie wollen Sie in Erinnerung bleiben?

Darüber mache ich mir ehrlich gesagt gar nicht 
so viele Gedanken. Ich möchte einfach ein guter 
Bürgermeister für meine Bürgerinnen und Bürger 
sein, mit dem sie zufrieden sind und dem sie ver-
trauen können. Wenn ich später dann einmal so 
in Erinnerung bleiben darf, dann wäre das eine 
große Freude für mich.  r

Artothek des Bezirks Niederbayern 
feierlich eröffnet

Mainkofen. Raus aus staubigen Archiven und dunklen Lagerräu-
men, hinein in die Wohnzimmer und Lebensbereiche der Men-
schen. Das ist das Motto der neuen Artothek des Bezirks Nieder-
bayern. Sie soll Kunst für jedermann zugänglich machen und dabei 
Niederbayerns Künstlerinnen und Künstler fördern. Das Konzept 
ist simpel: Wie in einer Bibliothek können sich Interessierte Ge-
mälde, Druckgrafiken, Fotografien, Kleinskulpturen und viele wei-
tere hochwertige Kunstobjekte für einen vorher festgelegten Zeit-
raum ausleihen – kostenfrei. Ende November wurde die Artothek 
offiziell eingeweiht. Rund 100 Gäste nahmen an der Feierstunde 
samt Segnung auf dem Gelände des Bezirksklinikums Mainkofen 
teil. Dort, im Haus D2, einer frisch sanierten Villa aus dem frühen 
20. Jahrhundert, wird die Artothek untergebracht.

Das Gros der Kunstwerke 
stammt aus der Sammlung des 
Bezirks Niederbayern, aber auch 
Spenden etwa der Dr. Franz und 
Astrid Ritter-Stiftung oder des 
Deggendorfer Kreisheimatpfle-
gers Florian Jung stehen künf-
tig zur Ausleihe bereit. Außer-
dem wird eine fünfköpfige Jury, 
der unter anderem Bezirkstags-
vizepräsident Dr. Thomas Pröckl 
oder der Bezirksheimatpfleger 
angehören, weitere Kunstwerke 
zukaufen, um den Bestand ste-
tig zu erweitern und das Angebot 
zu verbessern. Künstler können 
sich mit ihren Werken für einen 
Ankauf bewerben. Die Kriterien: 
Das jeweilige Werk muss entwe-
der einen Bezug zu Niederbay-
ern aufweisen oder der Künst-
ler muss in Niederbayern leben, 
arbeiten oder hierzulande gebo-
ren sein.

In seiner Festrede sagte Bezirks- 
tagsvizepräsident und Vorsit-
zender des Kultur-, Jugend- und 
Sportausschusses Pröckl: „Hier 
wurde eine wunderbare Idee 
verwirklicht. Mit den Räumlich-
keiten der Artothek dürfen wir 
berechtigte Erwartungen ver-
binden.“ Aus einem ehemaligen 
Klinikgebäude sei eine Kultur- 

institution geworden. „Und wer 
weiß schon, was geschieht, wenn 
sich in Wohnzimmern und Bü-
ros, in Praxen oder Fluren künf-
tig entliehene Kunstwerke befin-
den. Vielleicht inspirieren diese 
ihre Betrachter dazu, sich mit den 
Schöpfern der Werke näher zu 
befassen und über einen eigenen 
Ankauf nachzudenken. So ergä-
ben sich klassische Win-Win-Situ-
ationen“, so Pröckl.

Der Bezirkstagsvizepräsident 
dankte dem ehemaligen Bezirks-
heimatpfleger, der das Projekt 
maßgeblich mitinitiiert hat. „Max 
Seefelders Begeisterung und sei-
ne Überzeugungskraft waren wie 
so oft für mich inspirierend. Und 
so sind wir das Projekt angegan-
gen.“ Ebenfalls dankte Pröckl Hu-
bert Huber, „dem mit vielen Pfer-
destärken ausgestatteten ,Mo-
tor‘ des BBK Niederbayern“, der 
den Bezirk Niederbayern bei der 
Umsetzung des Artothek-Kon-
zepts unterstützt hat. Sein Dank 
gelte auch Carolin Ahrendt, Vor-
sitzende der Dr. Franz und Astrid 
Ritter-Stiftung, dem Bezirkshei-
matpfleger Dr. Clemens Knobling 
und Annette Röhr vom Kulturre-
ferat des Bezirks, die die Artothek 
künftig betreuen wird, so Pröckl.

Besonders gefreut habe den 
Bezirkstagsvizepräsidenten die 
zügige Umsetzung. Nach der 
Idee im Jahr 2019 folgten zahl-
reiche Gespräche mit Institutio-
nen und Akteuren. Der Kultur-, 
Jugend- und Sportausschuss ha-
be dann einstimmig die Umset-
zung der Artothek empfohlen, im 
Jahr 2022 stimmte der Bezirks- 
ausschuss für die Umsetzung. 
„Im Frühjahr 2023 konnten die 
Sanierungsarbeiten des denk-
malgeschützten Hauses D2 auf 
dem Gelände des Bezirksklini-
kums beginnen.“ Parallel zu den 
Bauarbeiten und zur logistischen 
Einrichtung der Räume sei zudem 
der vorhandene Kunstbestand 
des Bezirks Niederbayern ertüch-
tigt worden. Und nun, im Herbst 
2024: die Eröffnung der Arto-
thek. „Jetzt ist die kunstinteres-
sierte Öffentlichkeit am Zug, re-
gen Gebrauch davon zu machen“, 
so Pröckl. 

Besonderer Kulturort

Bezirkstagspräsident Dr. Olaf 
Heinrich bezeichnete die neue 
Artothek in seinem Grußwort als 
„besonderen Kulturort in unse-
rem Bezirk“. Es sei eine Pflicht-
aufgabe des Bezirks, Einrichtun-
gen zu schaffen, die dem kultu-
rellen Wohl der Bevölkerung die-
nen. „Die Artothek erfüllt diesen 
Auftrag, indem sie Kultur direkt 
zu den Menschen bringt und die 
regionale Kunstszene durch kon-
tinuierliche Kunstankäufe för-
dert.“ Besonders hervor hob der 
Bezirkstagspräsident das Engage-
ment des Bezirkstagsvizepräsi-
denten Pröckl, der zusammen 
mit Max Seefelder und Annette 
Röhr viel Herzblut in dieses Pro-
jekt gesteckt habe. Heinrich wei-
ter: „Dieser Kulturort steht allen 
Menschen Niederbayerns offen 
und schafft auch für die Patien-
ten, Besucher und Mitarbeiten-
den des Bezirksklinikums ein be-
reicherndes Angebot. Wir freuen 
uns darauf, diesen besonderen 
Ort mit Leben zu füllen.“

Als Vertreter des Bezirksklini-
kums Mainkofen sagte der Ärzt-
liche Direktor, Prof. Dr. Johan-
nes Hamann: „Wir wollen das Be-
zirksklinikum Mainkofen nach au-
ßen öffnen und die Öffentlichkeit 
über unsere wichtige Arbeit mit 
Menschen mit psychischen Prob-
lemen aufklären. Wir freuen uns 
deshalb, dass sich der Bezirk Nie-
derbayern dazu entschieden hat, 
seine neue Artothek auf dem Kli-
nikgelände zu eröffnen.“ Das sei 
ein tolles Projekt, bei dem Inter-
essierten ein niedrigschwelliger 
Zugang zu hochwertiger Kunst 
ermöglicht wird. „Wann immer 
sich nun Menschen Kunst auslei-
hen, erhalten sie gleichzeitig ei-
nen kleinen Einblick in unser Kli-
nikgelände. Das freut uns.“

V.l.: Prof. Johannes Hamann, Ärztlicher Direktor Bezirksklinikum Mainkofen, Pfarrerin Katrin Groß-
mann-Bornhard, Pfarrer Hermann Eckl, Dr. Maximilian Seefelder, ehemaliger Bezirksheimatpfleger, 
Carolin Ahrendt, Vorsitzende der Dr. Franz und Astrid Ritter-Stiftung, Bezirkstagsvizepräsident Dr. 
Thomas Pröckl, Anette Röhr, Projektleiterin der Artothek, Bezirkstagspräsident Dr. Olaf Heinrich, und  
Bezirksheimatpfleger Dr. Clemens Knobling. Bild: Bezirk Niederbayern, Sabine Bäter

Auch Carolin Ahrendt von der 
Dr. Franz und Astrid Ritter-Stiftung 
zeigte sich in ihrem Grußwort er-
freut über Öffnung hochwertiger 
Kunst gegenüber einer breiten Öf-
fentlichkeit: „Damit kommt, ne-

ben der Sammlung des Bezirks, 
auch unsere Sammlung Ritter-Stif-
tung jetzt tatsächlich unter die 
Menschen, statt nur eingelagert 
zu sein. Die Menschen bekom-
men einen wirklich unmittelbaren 

Zugang zur Kunst.“ Ein besonders 
„i-Tüpfelchen“ sei, dass die Arto-
thek in dem Jahr eröffnet, in dem 
die Ritter-Stiftung ihr 20-jähriges 
Bestehen feiere. „Das finde ich 
großartig“, so Ahrendt.  r

Landräte erhalten Europamedaille: Die Medaille wurde im Rahmen 
des „Europäischen Herbstdialogs“ im Energiepark Hirschaid vor über 
200 Gästen an Persönlichkeiten für ihre Initiativen um Europa verge-
ben, v.l.: Professor Stefan Leible (Projekt EURESTA), Landrat Johann 
Kalb, Landkreis Bamberg (Cisterscapes connecting Europa), Dr. Nina 
Nestler und Landrat Peter Berek, Landkreis Wunsiedel (Euregio Egren-
sis). „Diese Medaille würdigt Menschen, Ideen und Initiativen, die 
Europa nicht nur denken, sondern täglich leben und gestalten. Ihre 
Projekte bauen Brücken zwischen Regionen, bewahren unser ge-
meinsames Kulturerbe und stärken Forschung und Bildung in ganz 
Europa“, betonte Monika Hohlmeier, MdEP, bei der Vergabe   
 Bild: Büro Monika Hohlmeier
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„Wo ist die Nachricht?“ soll 
Christian Lindner gefragt ha-
ben, als thematisiert wur-
de, dass die FDP seit länge-
rem Planspiele für das Ende der 
Ampel-Koalition ausgearbeitet 
hat. Das wird jetzt von Vertre-
tern der verbliebenen Fußgän-
gerampel und interessanter-
weise auch Medienvertretern 
zu etwas Unerhörtem skandali-
siert, als ob es nicht zum Hand-
werkszeug der Politik gehören würde, auf jede 
Eventualität vorbereitet zu sein.

Gut, wer sich den Ausdruck „D-Day“ aus-
gedacht hat, ist entweder ein eingefleischter, 
wenngleich fehlgeleiteter Fan des Films „Der 
längste Tag“ oder hat zu viele Seminare zum 
Thema Aufmerksamkeitssteigerung bei Power- 
Point-Präsentationen besucht. Die ansonsten 
kritisierte Verwendung kriegerischer Ausdrücke 
dürfte seit den Tagen von Marie-Agnes 
Strack-Zimmermann gelebte Umgangssprache 
in liberalen Kreisen sein.

Dennoch: Ist es verwunderlich, dass eine Par-
tei sich Gedanken über einen Koalitionsausstieg 
macht, wenn die Koalitionäre nur noch so wenig 
gemeinsame Substanz haben? Spätestens seit 
in aller Öffentlichkeit darüber diskutiert wurde, 
dass es nicht zum Ampelbruch kommen wür-
de, weil einige Minister und Ministerinnen noch  
keine Altersversorgungsansprüche aus ihren 
Ämtern erworben hätten, war doch klar, dass 
diese Regierung nur mehr amtierte, aber nicht 
mehr regierte. Keine Gemeinsamkeiten mehr – 
nirgends.

Auch wenn jetzt noch so oft und jämmerlich 
von Vertrauensbruch, Unanständigkeit oder  
Tücke gesprochen wird, als wäre es um eine ehe-
analoge Beziehung gegangen und nicht um ein 
politisch-administratives Projekt: Koalitionen 
funktionieren, solange die Parteien keine gänz-
lich gegensätzlichen Vorstellungen von der Rich-
tung haben, die ein Land nehmen soll. Wenn es 
an diesem fundamentalen Verständnis fehlt, ist 
es „time to say goodbye“. 

Was an dieser wehleidigen Diskussion um das 
D-Day-Papier so ärgerlich ist: Es geht nicht um 
Politik, sondern um Gefühle. Es soll emotionali-
siert werden, um abzulenken. Das geht voll an 

den Problemen des Landes vor-
bei und wir vergeben uns als 
Gesellschaft und Wahlvolk die 
Chancen, in den paar Tagen bis 
zur Wahl wirklich um die Zu-
kunft zu ringen und uns bei eini-
gen Fragen ehrlich zu machen. 

Wollen wir wieder eine star-
ke, innovative und wertschöp-
fende Wirtschaft oder sind 
wir ein Rentnervolk der Boo-
mer geworden, das nur dar-

an interessiert ist, seinen Wohlstand im Alter 
zu genießen? Wollen wir die Herausforderung 
annehmen und in den öffentlichen Haushal-
ten Prioritäten setzen oder wie Frankreich nach 
dem Motto „Pfui Deife, mir hams ja“ in Schul-
denstände über dem jährlichen Bruttoinlands- 
produkt rutschen? Wollen wir uns wirklich ge-
gen äußere Bedrohungen wehren können oder 
weiter passiv zuschauen, wie andere mit unse-
rer Kriegsangst spielen und die Republik Männ-
chen vor Diktatoren macht? Wollen wir endlich 
im 21. Jahrhundert ankommen und uns sinnvoll 
digitalisieren? Wollen wir uns aber andererseits 
wappnen gegen Manipulationen im Netz, da-
mit es uns nicht so geht wie den Moldawiern, 
Georgiern und Rumänen, dass nämlich TikTok 
und russische Trolle radikale Anti-Demokraten, 
Anti-Europäer und Zersetzer in die Nähe zur  
politischen Macht bringen?

Das sind die Themen, die uns bis zum 23. Feb-
ruar bewegen sollten. Nicht, ob man statt D-Day 
besser F-Day geschrieben hätte. Wir brau-
chen die Debatten einerseits, weil ein Umsteu-
ern der Republik mit einschneidenden Änderun-
gen und Härten verbunden sein dürfte, zu denen 
wir dann nach der Wahl auch als Gesellschaft 
stehen, sie akzeptieren und durchstehen müs-
sen. Zudem muss klar sein, welche Partei wel-
chen Weg einschlägt und welche Partei mit wel-
cher sinnvoll eine Koalition eingehen sollte. Denn 
wenn wieder Feuer und Wasser koaliert, wird 
es auch in den nächsten vier Jahren nur heißen 
Dampf geben.

Den handelnden Politikern soll ein Zitat von 
Franz Josef Strauß den Mut zur Wahrheit geben: 
„Im Übrigen weiß ich als Politiker genau, dass 
ich erst bei meiner Grabrede erfahren werde, 
wie gut ich gewesen bin, da ich auch bei jedem 
Wahlkampf höre, wie schlecht ich bin.“.

Ihr Pino

GZ PINOS WELT
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Brückenbauer  
zwischen den Kulturen

Verleihung der schwäbischen und oberfränkischen Integrationspreise
Um gelungene Beispiele für erfolgreiche Arbeit auf dem Gebiet 
der Integration von Migranten in unsere Gesellschaft zu würdi-
gen, zeichneten der Integrationsbeauftragte der Bayerischen 
Staatsregierung Karl Straub, MdL und Regierungspräsidentin Bar-
bara Schretter in der Regierung von Schwaben fünf Aktivitäten 
und Initiativen aus. Mit den Preisen soll das ehrenamtliche En-
gagement gewürdigt werden, das oftmals im Verborgenen und 
ohne große Öffentlichkeitswirkung erfolgt.

Ausgezeichnet wurden die „Le-
se/Sprachpaten“ in der Stadt 
Kempten. Schulklassen an Grund- 
und Mittelschulen sind heute 
groß und vielfältig. Nicht alle Kin-
der sind auf dem gleichen Stand, 
was Sprache und Vorbildung an-
geht. Ehrenamtliche Sprachpaten 
der Malteser helfen hierbei, Lü-
cken zu schließen. Während die 
Grundlagen in Deutsch von ei-
nem Lehrer vermittelt werden, 
üben parallel die Sprachpaten in 
kleinen Gruppen mit den Kindern 
deutsch, da Sprachunterricht nur 
in kleinen Gruppen wirklich gut 
funktioniert. Der Förderbedarf 
ist oft groß.

Unmittelbare  
Begegnungsangebote

Bei einem weiteren Preisträ-
ger, dem Café Mosaik und dem 
Café Welcome in Königsbrunn, 
handelt es sich um zwei unmittel-
bare Begegnungsangebote des 
Helferkreises und Mehrgenerati-
onenhauses in Königsbrunn. Die 
Angebote richten sich an Famili-

en und Alleinstehende aus allen 
Nationen – mit und ohne Flucht-
hintergrund – und an alle in der 
Flüchtlingsarbeit ehrenamtlich 
Engagierten und Interessierten. 
Die Cafés bieten Raum für Ge-
spräche, gegenseitiges Kennen-
lernen und Vernetzung. Die Ge-
flüchteten können sich mit ihren 
Fragen niederschwellig an die eh-
renamtlichen Flüchtlingshelferin-
nen und -helfer wenden und er-
fahren tatkräftige Hilfe und Un-
terstützung in individuellen Le-
benslagen.

Eine lange Tradition hat der 
Helferkreis Höchstädt. Bereits 
seit Beginn der 1990er Jah-
re mit Ausbruch des Krieges im 
damaligen Jugoslawien, hatten 
sich dank der Koordination der 
Evang.-Luth. Kirchengemeinde 
Höchstädt die ersten ehrenamtli-
chen Helfer zusammengefunden. 
Seither agiert der Helferkreis ent-
sprechend den Anforderungen 
bzgl. der jeweiligen Flüchtlings-
krisen – aktuell der Ukrainekri-
se – und hilft in vielen Bereichen, 
wie ehrenamtlichem Deutschun-
terricht, Anmeldung im Kinder-
garten und in der Schule, Haus-
aufgabenhilfe, Nachhilfe und Un-
terstützung bei Alltagsangele-
genheiten jeglicher Art.

Ziel des Ukrainischen Kultur-
zentrums Donau-Ries ist es, uk-
rainischen Geflüchteten bei der 
Integration in ihre neue Heimat 
zu helfen und gleichzeitig die uk-
rainische Kultur zu bewahren und 
zu fördern. Es trägt zur kulturel-
len Vielfalt bei, indem es ukraini-
sche Kulturgüter präsentiert und 
an verschiedenen Veranstaltun-
gen teilnimmt. Das Kulturzen- 
trum versteht Integration nicht 
als einseitigen Anpassungspro-
zess an die deutsche Kultur, son-
dern schafft durch seine Aktivitä-
ten transkulturelle Räume.

Mit enormem Einsatz und her-
vorragendem bürgerlichen En-
gagement setzt sich Dr. Monika 

Bachmayer seit nahezu zehn Jah-
ren unermüdlich für die Integra-
tion von Menschen mit Migrati-
onsgeschichte ein. Zu Beginn der 
Flüchtlingskrise 2014 zunächst im 
Rahmen des Helferkreises vor Ort 
im Allgäu, hat sich Monika Bach-
mayer danach weit über das nor-
male Maß eingebracht, indem sie 
etwa Flüchtlinge mit ihrem priva-
ten PKW unentgeltlich zu Ärzten 
oder Hilfseinrichtungen bis nach 
München oder Nürnberg trans-
portierte und dabei sehr viel Zeit 
investierte. Auch seit Beginn des 
Ukraine-Krieges engagiert sich 
die Preisträgerin weiterhin für 
Geflüchtete.

In Bayreuth verlieh Regierungs-
präsident Florian Luderschmid 
den Oberfränkischen Integrati-
onspreis 2024 an den Regional-
caritasverband Bamberg-Forch-
heim, die Evangelische Kirchen-
gemeinde Nikodemuskirche Bay-
reuth, die Stadt Coburg sowie an 
die Evangelische Jugendsozialar-
beit Hof/EJSA. Das Preisgeld be-
trug insgesamt 7.000 Euro.

Verständnis für  
andere Glaubensrichtungen

Das Projekt „Anlaufstelle St.
Josef/Hain“ des Regionalcaritas-
verbands Bamberg-Forchheim 
ist ein Ort für Beratung, Spra-
che und Freizeit. Es bietet viel-
fältige Angebote für geflüchte-
te Bürger aus allen Nationen, sei 
es Vermittlung in Arbeit, Asylver-
fahrensberatung, Sprachtraining, 
Nähtreff, psychologische Einzel-
gespräche, Ausflüge und Stadt-
führungen.

Da es für eine gelingende In-
tegration wichtig ist, Verständ-
nis für andere Kulturen und Glau-
bensrichtungen zu entwickeln, 
wurde im Gemeindezentrum in 
den Jahren 2023 und 2024 im Ra-
madan gemeinsam gebetet und 
das Iftar begangen. Beim Zucker-
fest erfolgte ein Gegenbesuch in 
der Moschee. Zudem wurde ge-
meinsam das muslimische Opfer-
fest gefeiert.

Der Regionalcaritasverband 
plant weitere Integrationspro-
jekte. Das Angebot „Frauen-
talk“ für Frauen aus dem ara-
bischen Raum ist bereits in der 
Startphase. Ein weiteres Projekt 

soll sich verstärkt an geflüchte-
te Jugendliche richten.

Im Jahr 2007 wurde der „Kids 
Treff“ der Evangelischen Kirchen-
gemeinde Nikodemuskirche Bay-
reuth gegründet. Auf dem Gelän-
de des dreimal wöchentlich ge-
öffneten Abenteuerspielplatzes 
„Kiwi“ gibt es für Kinder die Mög-

lichkeit, drinnen und draußen zu 
spielen. Täglich wird ein spezielles 
Programm angeboten. Die Kinder 
helfen bei der Wartung des Ge-
ländes insbesondere bei Garten-
arbeiten mit. Als Belohnung erhal-
ten sie eine „grüne Karte“, mit der 
sie sich auf dem Gelände ein eige-
nes Grundstück aussuchen und 
entsprechend gestalten können, 
z.B. durch die Errichtung einer ei-
genen Hütte. Bei passendem Wet-
ter wird ein Lagerfeuer entzündet 
und gegrillt.

Im Haupthaus kann man sich 
etwa mit Brettspielen die Zeit 
vertreiben, basteln und kreativ 
sein, mit Puppen oder Lego spie-
len oder sich einfach entspannen. 
Zusätzlich werden immer wieder 
spannende Geschichten aus der 
Bibel, die kindgerecht aufberei-
tet werden, vorgetragen. Jeder 
Tag wird mit einem kostenlosen 
Abendessen in familiärer Atmo-
sphäre abgerundet. Zudem ste-
hen Betreuer den Kindern mit Rat 
und Tat zur Seite. Durchschnitt-
lich nehmen knapp zwei Dutzend 
Kinder im Alter von 6 bis 12 Jah-
ren, von denen mehr als 80 Pro-
zent einen Migrationshintergrund 
haben, dieses Angebot regelmä-
ßig wahr.

Seit fünf Jahren trägt das 2019 
ins Leben gerufene „Sprach-Ca-
fé“ der Stadt Coburg maßgeblich 
zur Integration von Geflüchteten 
bei, indem es neben den offizi-
ellen Integrationskursen einmal 
pro Woche eine zusätzliche Mög-
lichkeit zum Deutschlernen und 
-üben bietet. Den Besuchern wer-
den kostenlos Tee, Kaffee, Gebäck 
und Obst angeboten, finanziert 
durch Spenden. Aktuell engagie-
ren sich zehn Ehrenamtliche aus 
Coburg und Umgebung, und die 
Besucherzahl liegt oft bei über 40 
Personen pro Sitzung.

Neben dem Spracherwerb un-
terstützt das „Sprach-Café“ den 

gesamten Integrationsprozess. 
Ehrenamtliche helfen bei behörd-
lichen Angelegenheiten, der Woh-
nungssuche und sozialen Heraus-
forderungen. Erfolgreiche Bei-
spiele verdeutlichen die Wirkung 
des Projekts: Ein Geflüchteter ver-
besserte seine Deutschkenntnis-
se erheblich und arbeitet nun als 
Ingenieur in Freiburg. Ein weiterer 
Besucher aus dem Irak ist im Kin-
dergarten tätig und absolviert ei-
ne Ausbildung zum Erzieher.

Umgang mit Lebensmitteln

Seit 1989 bietet das Projekt 
„Internationales Mädchen- und 
Frauenzentrum“ der Evangeli-
schen Jugendsozialarbeit Hof 
vielfältige Unterstützung für die 
Bewohner des Hofer Bahnhofs-
viertels. So richtet sich das stadt-
teilbezogene Angebot „Hofer 
Kidspoint“ einmal wöchentlich 
an Kinder im Alter von 7 bis 11 
Jahren. Ihnen soll ein Raum ge-
boten werden, in dem sie durch 
Naturerfahrungen im Interkul-
turellen Garten der EJSA für den 
Umgang mit Lebensmitteln sensi-
bilisiert werden. Durch verschie-
dene Bastel- und Kreativangebo-
te sollen die Kinder in ihren hand-
werklichen und künstlerischen 
Fähigkeiten gestärkt und ihnen 
die Möglichkeit geboten werden, 
andere Kinder kennenzulernen 
und Freundschaften zu knüpfen.

Das niederschwellige Ange-
bot „Deutschsprachvermittlung“ 
spricht insbesondere Frauen, 
die entweder keinen Zugang zu 
Deutschkursen haben, ihre Kin-
der aufgrund fehlender Kinder-
gartenplätze nicht unterbringen 
können oder Säuglinge haben, 
an. Die Teilnehmerinnen kom-
men ebenfalls einmal pro Woche 
zusammen. Sie stammen aus Sy-
rien, Tunesien, Äthiopien, Irak, 
Nigeria und Ghana.  DK

Landkreis Aschaffenburg:

Kreisjugendring mit Demokratie-Projekt 
zu Gast im Landratsamt

Im Landratsamt Aschaffenburg fand ein Projekt zur Demokratiebil-
dung statt. Rund 70 Schulkinder ab der achten Jahrgangsstufe aus 
fünf Mittelschulen im Landkreis folgten der Einladung des Kreisju-
gendrings. Nach der Begrüßung wurden die Jugendlichen mit einem 
Fragebogen ausgestattet, der sie durch die zahlreichen Stationen des 
„Marktplatzes der Demokratie“ begleitete, bevor es ein „Meet and 
Greet“ mit Politikerinnen und Politiker aus dem Landkreis gab.

In einem Angebot der kommu-
nalen Jugendpflege des Landkrei-
ses lernten sie unterschiedliche 
demokratische Entscheidungs-
formen kennen. Das Bibliotheks-
zentrum des Landkreises brachte 
sich mit einem Workshop zu Fa-
ke News in das Projekt ein. An der 
Station des Teams der Jugendso-
zialarbeit des Landkreises wur-
den Antworten gefunden, wann 

und wo man auch im Alltag de-
mokratischen Entscheidungsfor-
men begegnet. Zudem hatten 
auch einige Schulkinder mit ih-
ren Lehrkräften vier weitere Sta-
tionen erarbeitet und angeboten: 
Eines davon war ein Stand, der 
sich mit dem Planspiel „Der Land-
tag sind wir“ beschäftigte. An ei-
nem weiteren war herauszufin-
den, wie ein Gesetz entsteht. Kre-

ativität war an der Fotobox gefor-
dert, wo Bilder entstanden, die 
symbolisch für die Demokratie, 
ihre Freiheiten und Vorzüge ste-
hen. Wissen über die Demokra-
tie, ihre Funktionsweise und Ge-
schichte wurde bei einem Quiz 
im Stil von „1, 2 oder 3“ gefragt.

Nach zwei Stunden schloss sich 
das „Meet and Greet“ mit Politi-
kerinnen und Politikern aus dem 
Landkreis an. In ungezwunge-
ner Atmosphäre entstanden vie-
le Gespräche - etwa weshalb man 
wählen gehen sollte, wie sich die 
Politikerinnen und Politiker für 
jugendliche Interessen engagie-
ren, wie sich alle selbst einbrin-
gen können sowie zu zahlreichen 
aktuellen Themen der Kommu-
nal-, Landes- und Bundespolitik.

Der Projekttag im Landratsamt 
war der Höhepunkt einer gan-
zen Veranstaltungsreihe, die der 
Kreisjugendring unter dem Titel 
„Demokratie (er)leben im Land-
kreis Aschaffenburg“ bereits in 
den vergangenen Wochen an 
den betreffenden Mittelschulen 
durchgeführt hat. Gefördert wur-
de das Projekt vom Bayerischen 
Jugendring aus dem Demokratie-
budget des Bayerischen Staats-
ministeriums für Familie, Arbeit 
und Soziales.  r

V.l.: Marc Babo, Heiko Hoier, Dr. Helmut Kaltenhauser, Simon Dümig, 
Jörg Fecher, Florian Hofmann, Dr. Alexander Legler, Stephanie Fuchs, 
Christiane Scheel, Monika Hartl und Klaus-Uwe Junker vor den Schul-
kindern. Bild: Landratsamt Aschaffenburg
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Vorschau auf GZ 24/2024
In unserer Ausgabe Nr. 24, die am 19. Dezember 2024  
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
• IT l E-Government l Breitband l Mobilfunk
• Kommunale Finanzthemen
• Kommunaler Bau
• Schulen l Kindergärten l Horte l Spielplätze

Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe liegt der GZ-Jahreswandkalender 2025 bei.  
Wir bitten um freundliche Beachtung.  r

 Energiedienstleistung

Kommunale IT

www. .de
Etschel Brunnenservice GmbH  - Rudolfstr. 112  -  82152 Planegg

Tel.: +49 (0) 89 420 496-51  -  Fax: +49 (0) 89 420 496-55  -  info@etbs.de

Brunnensanierung /
Brunnenregenerierung 

Kommunale 
Immobilienentwicklung
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 Kommunalfi nanzierung

Ihre Ansprechpartnerin für Veranstaltungen:

THERESA VON HASSEL
Telefon 08171 / 9307-10

hassel.theresa@gemeindezeitung.de

 Ihre Ansprechpartnerin für Anzeigen: 

MONIKA STEER
Telefon 08171 / 9307-12

steer.monika@gemeindezeitung.de

Fahnenmasten / Fahnen

KFB Leasfinanz GmbH 
 

Kommunaler    Mietkauf 
Kommunales    Leasing 
 

für Mobilien und Immobilien 
 

    www.kfb-reuth.de 

Informati onssicherheit und 
Datenschutz

Für jeden der richtige Unimog.
Bei Ihren Profis in der Region.

Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
85551 Heimstetten, www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG 
93095 Hagelstadt, www.beutlhauser.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge 
89231 Neu-Ulm, www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG 
95326 Kulmbach, www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG 
97076 Würzburg, www.kurt-herold.de

KLMV GmbH 
95145 Oberkotzau, www.klmv.de
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Altersversorgung
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www.gemeindezeitung.de
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Eine komplette  
Produktpalette für  
effektive Räumarbeiten

Glasfaser / Glasfaserausbau

www.telekom.de/glasfaser

Glasfaser / Glasfaserausbau

Firmensitz Schwerin
0385/30 31-251
info@kubus-mv.de

Standort München
089/44 235 40-00 
bayern@kubus-mv.de www.kubus-mv.de

Kommunalberatung

Abonnieren Sie unseren 
KOSTENFREIEN NEWSLETTER: 

www.gemeindezeitung.de/newslett er

 Kommunalfi nanzierung

Am Gewerbering 23 • D-84069 Schierling
Tel: 09451 9313-0 • www.fahnen-koessinger.de

Länderfahnen

Gemeindefahnen

Maste

Bekleidung

uvm.

Grünes Licht  
für Glasfaser.
Sichern Sie sich Glasfaser-Ausbau- 
kapazitäten für Ihre Kommune unter:
  

Unsere Grüne Glasfaser 
Adalperostraße 82-86, 85737 Ismaning
unseregrueneglasfaser.de

0800 410 1 410

Ihre Kommunalkredit- und Förderbank

www.bayernlabo.de
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Rubrik: Multifunktionale Wärmerückgewinnung
1 sp. x 115 mm

Ihr Systempartner für
multifunktionale
Wärmerückgewinnung

SEW® GmbH 
www.sew-kempen.de

Vorbildprojekte in Bayern (Auswahl):
Kliniken in Augsburg, Bamberg, Bayreuth, Murnau, Schwein-
furt • Universitäten in Regensburg und Würzburg • FH Aschaf-
fenburg • Saturn Arena Ingolstadt • München: Baureferat, Dt. 
Flugsicherung, Klinikum Großhadern, Muffathalle, The Charles 
Hotel, TUM Garching, Villa Stuck • div. Polizeistationen etc.

Wärmerückgewinnung

Nachrüstbar im 
laufenden Betrieb

Montage vor Ort durch 
modulare Bauweise

Keim- und schadstoff- 
übertragungsfrei

Werkseigener 
Kundendienst

Systemverantwortung 
durch Gesamtplanung

 Multi funkti onale
Wärmerückgewinnung

L E O N E T. D E

GLASFASER-INTERNET
AUS BAYERN.

Aus der Region. Für die Region.

Weihnachtsbeleuchtung

bahnhofstraße 8
91233 neunkirchen a. sand
telefon: 09123/99 812 99
telefax: 09123/99 812 98
deko-jochum@t-online.de

www.deko-jochum.de
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Viele bewegende und eindrucksvolle Schilderungen gab es beim 
Austausch zwischen den Akteuren der Selbstbehauptungskur-
se und Vertretern der teilnehmenden Schüler- und Lehrerschaft.  
 Bild: Landratsamt Lindau (Bodensee)

Gewaltpräventionskurse an Schulen im Landkreis Lindau:

Eindrucksvolle Resonanz
Anlässlich des „Internationalen Tages gegen Gewalt an Frauen 
und Mädchen“ organisierte der Arbeitskreis „Wege aus der Ge-
walt“ unter der Koordination der Gleichstellungsbeauftragten 
des Landkreises Lindau (Bodensee) Selbstbehauptungskurse an 
weiterführenden Schulen im Landkreis Lindau (Bodensee). Bei 
fünf der insgesamt sechs teilnehmenden Schulen haben inzwi-
schen Kurse stattgefunden. Am 25. November, dem Aktionstag, 
trafen sich Mitwirkende des Projektes mit Vertreterinnen und 
Vertretern der am Projekt beteiligten Schüler- und Lehrerschaft, 
um eine erste Resonanz aus den Kursen zu bekommen. 

2023 waren über eine Viertel-
million Menschen von häuslicher 
Gewalt betroffen, 70 Prozent 
der Betroffenen sind weiblich. In 
Deutschland wird statistisch ge-
sehen jede dritte Frau mindes-
tens einmal in ihrem Leben Opfer 
von physischer und/oder sexu-
alisierter Gewalt, fast jeden Tag 
wird eine Frau umgebracht. Der 
„Internationale Tag zur Beseiti-
gung von Gewalt gegen Frauen 
und Mädchen“ möchte auf die-
se Problematik aufmerksam ma-
chen und zum Aufstehen gegen 
Gewalt aufrufen. 

Psychische und physische Ge-

walt nahm aber auch an Bay-
erns Schulen in den letzten Jah-
ren deutlich zu und stellt Schü-
lerinnen und Schüler, Lehrkräf-
te sowie die Schulsozialarbeit vor 
eine große Herausforderung. Vor 
allem Mobbing, die Verrohung 
der Sprache und psychische Ge-
walt in sozialen Netzwerken sei-
en mittlerweile leider Alltag be-
richten auch Lehrkräfte aus Schu-
len im Landkreis Lindau. 

Deshalb initiierte der Arbeits-
kreis „Wege aus der Gewalt“ 
des Landkreises Lindau (Boden-
see) Selbstbehauptungskurse für 
Schulklassen der Jahrgangsstu-

fen 6 und 7 mit dem Ziel, präven-
tiv zu wirken, indem Mädchen 
und Jungen in ihrem Selbstbe-
wusstsein gestärkt und für The-
men wie „Grenzen setzen und 
wahren“ sowie „Konfliktlösung 
ohne Gewalt“ sensibilisiert wer-
den. Inhaltlich orientiert sich der 
Kurs nach dem Konzept „Zamm-
grauft“ des Polizeipräsidiums 
München. Durch Übungen und 
Rollenspiele werden Werte wie 
„zur eigenen Meinung stehen“, 
„starke Gemeinschaft“ und „Zi-
vilcourage zeigen“ vermittelt. 

Das Interesse an dem Projekt 
ist groß: Insgesamt 14 Schulklas-
sen aus sechs weiterführenden 
Schulen machen mit. Nachdem 
zwei Drittel der Kurse bereits 
stattgefunden haben, nahmen 
die Projektbeteiligten den Ak- 

tionstag zum Anlass, um sich mit 
Vertretern der am Projekt betei-
ligten Schüler- und Lehrerschaft 
auszutauschen, wie es ihnen in 
den Kursen ergangen ist und vor 
allem, was sie an Erfahrungen 
aus den Kursen mitnehmen. 

Die Schilderungen der Kinder 
waren sehr eindrucksvoll. So 
lernten sie beispielsweise, dass 
es zwar ordentlich Mut braucht, 
für jemanden einzustehen und zu 
helfen, es aber toll ist, wenn die 
anderen dann mitziehen und da-
raus eine positive Gruppendyna-
mik entsteht. 

Einem Mädchen vom Boden-
see-Gymnasium hatte die Übung 
„Zur eigenen Meinung stehen“ 
sehr gut gefallen, auch wenn sie 
gemerkt hat, dass es ein komi-
sches Gefühl ist, mit seiner Mei-

nung eher alleine da zu stehen 
- das Mädchen isst sehr gerne 
Spinat. Ihrem Mitschüler wur-
de durch eine Übung klar, dass 
es besser ist, einen längeren und 
dafür sicheren Weg zu wählen, 
anstelle des kürzeren und ge-
fährlicheren – in diesem Fall ei-
ne schlecht beleuchtete Unter-
führung. 

Die Kinder schilderten aber 
auch die Angst, selbst Opfer zu 
werden, wenn man anderen Kin-
dern hilft. „Bei Jürgen habe ich 
gelernt, dass man sich am Besten 
noch weitere Hilfe von anderen 
dazu holt und jetzt traue ich mich 
auch mehr, zu helfen“, so das Fa-
zit eines Schülers aus der Real-
schule im Dreiländereck. Auch 
dass man sich als Opfer klar und 
vor allem laut artikulieren muss, 
damit andere auf die Situation 
aufmerksam werden und helfen 
können war eine wichtige Lekti-
on, die ein Schüler aus der Mittel-
schule Lindenberg anhand einer 
Übung mitgenommen hat. 

Auch die Lehrkräfte zogen ei-
ne positive Bilanz aus den Kur-
sen. Die Schülerinnen und Schü-
ler hätten sehr schnell verstan-
den, um was es bei den Übungen 
ging und auch dass Teamarbeit, 
Zusammenhalt und das Aufein-
ander-Schauen ein ganz wichti-

ger Aspekt gegen Gewalt ist. Sie 
waren positiv überrascht, wie 
schnell sich die Kinder im Kurs 
öffneten und aktiv mitgearbei-
tet haben. Das eine oder andere 
sehr schüchterne Kind sei durch 
den Kurs mehr aus sich herausge-
kommen. Sie würden es sehr be-
grüßen, wenn es auch zukünftig 
und wiederkehrend Aktionen zur 
Gewaltprävention an Schulen ge-
ben würde. 

Sowohl die Projektverantwort-
lichen als auch die stellvertre-
tende Landrätin, Sonja Müller, 
freuten sich sehr über die positi-
ve Resonanz und waren sehr be-
rührt von den Erzählungen der 
Kinder. „Das war ein sehr beein-
druckender und schöner Termin 
heute, herzlichen Dank dafür“, 
verabschiedete Sonja Müller die 
Teilnehmer. Ein großer Dank ging 
auch an die Gleichstellungsbe-
auftragte des Landkreises, Sand-
ra Dalferth, für die Initiierung 
und Leitung des Projektes und 
an Jürgen Fiebig vom MSE Allgäu 
e.V., der die Kurse mit viel Herz-
blut durchgeführt hat. 

Die am Projekt beteiligten 
Schulen: Mittelschulen Lindau, 
Lindenberg und Weiler, Real-
schule im Dreiländereck, Bo-
densee-Gymnasium und Valen-
tin-Heider-Gymnasium. r
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11. Bayerisches 
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www.telekom.de/glasfaser

Die Zukunft der 
Digitalisierung ist 
jetzt!

Heute schon an morgen denken
Mit einem Nahwärmenetz die
kommunale Energiewende gestalten!

ENERPIPE ist Ihr Partner bei der Konzeption eines Wärmenetzes,
wir stellen alle Komponenten für die Wärmeversorgung bereit:
Übergabetechnik, Rohr-und Verbindungstechnik,  ...

Mehr Informationen beim kostenlosen Online-Seminar!
Jetzt anmelden!

Heute schon an morgen denken

Grünes Licht 
für Glasfaser.

unseregrueneglasfaser.de

Vernetzen Sie Ihre Kommune mit Glasfaser.

Mit Glasfaser 
in die Zukunft
M-net als regionaler Partner 
Ihrer Kommune.

Mit Glasfaser 
in die Zukunft
M-net als regionaler Partner 
Ihrer Kommune.

breitbandausbau@m-net.de

Mit Glasfaser 
in die Zukunft
M-net als regionaler Partner 
Ihrer Kommune.

MNET_EXP_Anzeige-80x80mm_Bayr-Staatszeitung_2210.indd   2MNET_EXP_Anzeige-80x80mm_Bayr-Staatszeitung_2210.indd   2 25.10.22   18:0425.10.22   18:04

m
e
ll
o
n

Wir machen das Gasnetz 
fi t für grünen Wassersto� 

Wassersto�  – 
der klimaneutrale 
Alleskönner

Wassersto�  – 
der klimaneutrale 
Alleskönner

Mit zinsgünstigen Kommunal-  

und speziellen Förderkrediten. 

Mehr Infos unter bayernlabo.de

Fortschritt fördern.
Zukunft gestalten.
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Unserer Beratungskompass:

Erfahren Sie mehr auf unserer 

Webseite: www.bayernfm-consult.de

• Sie wollen ESG-konform und 
klimaneutral werden?

• Sie wollen einen rechtssicheren 
und professionellen 
Gebäudebetrieb?

• Sie wollen für Ihr 
Bauprojekt Kosten und 
Terminüberschreitungen sparen?

Rundum digital 

www.akdb.de/loesungswelt

Rundum digital 

www.akdb.de/loesungswelt

2 16. Bayerisches 16. Bayerisches 
EnergieForumEnergieForum

7 12. Bayerisches 
BreitbandForum

S

S wie Stark-
macher.
Finanzierungslösungen. Für Sie.
Sie gehen Ihren eigenen Weg.
Dabei unterstützen wir Sie und sorgen für Liquidität, 
Schutz und Sicherheit. Damit unsere Finanzierungen
Sie noch stärker machen.

Weil’s um mehr als Geld geht.
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KOMMUNALE 2025, 
Nürnberg
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Vollversammlung 
Bayerischer Städtetag,
Würzburg

21. Müller-BBM 
Fachgespräche, München
www.mbbm-ind.com

Landesparteitag 
FDP Bayern, Ingolstadt
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Neujahr

Heilige Drei Könige

Tag der Arbeit

Christi Himmelfahrt

Heiliger Abend

1. Weihnachtsfeiertag

2. Weihnachtsfeiertag

Silvester

Allerheiligen

Tag der Deutschen Einheit

Mariä Himmelfahrt

Pfingstsonntag

Pfingstmontag

Fronleichnam
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Karfreitag

Ostersonntag

Ostermontag

Vollversammlung 
Bayerischer Bezirketag,
Bad Gögging

Landesversammlung
FREIE WÄHLER Bayern,
Amberg

Landkreisversammlung,
Landkreis Neustadt a.d. 
Aisch – Bad Windsheim

Landrätetagung, 
Landkreis Kronach

75. Ordentlicher 
Landesparteitag 
der BayernSPD, Landshut

GRIBS-Kommunalkongress,
Nürnberg

Kommunalforum 
Alpenraum, Kundl, AT
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